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Vorwort. 


Die vorliegende Schrift ist im Wesent- 
lichen ein Abdruck der Artikel, welche in der 
Zeit vom October bis zum December 1877 in 
der Augsburger Allgemeinen Zeitung als „Vor- 
bereitende Studien zur Frage der Einführung 
des Tabakmonopols im Deutschen Reich“ er- 
schienen sind. Ausführlicher sind hier mit 
Rücksicht auf die inzwischen in der Presse laut 
gewordenen Stimmen die Bemerkungen über 
die nach der Gewichtsmenge bestimmte Pro- 
ductionssteuer vom Tabak und insbesondere 
über die Fabrikations- und Verschleisssteuer. 
Von den fünf Studien , welche den Inhalt dieser 
Schrift bilden , handelt die erste über die 
directe und die indirecte Besteuerung im All- 
gemeinen. Die zweite Studie ist speciell den 
Zielpunkten der deutschen Steuerreform und 
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insbesondere einer Ueberschau der dermaligen 
Reichssteuem gewidmet; sie fuhrt zugleich 
zur Erkenntniss, dass die Mehrung der Reichs- 
einnahmen durch die Besteuerung des Tabaks 
zu beschaffen ist. In der dritten Studie wer- 
den die verschiedenen Formen der Tabak- 
besteuerung mit Ausnahme des Monopols be- 
trachtet. Die vierte Studie schildert die finan- 
ziellen und volkswirthschaftliclien Vorzüge des 
Monopols und widerlegt die gegen dasselbe 
vorgebrachten politischen Bedenken. Die fünfte 
Studie endlich schildert die Technik des Mo- 
nopols und seiner Einführung im Deutschen 
Reich. 

Im Januar 1878. 

G. M. 
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Erste Studie. 


Der Schreiber dieser Zeilen ist überzeugt, dass 
die Schwierigkeiten, auf welche die Ordnung des 
öffentlichen Haushalts im Deutschen Reich und in 
dessen einzelnen Staaten stösst, in befriedigender 
Weise und für längere Dauer nur durch Einführung 
des Reichs -Tabakmonopols beseitigt werden können. 
Er ist aber nicht minder überzeugt, dass in jenen 
Kreisen, welche sich theoretisch und praktisch mit 
finanzpolitischen Fragen beschäftigen , manche Aende- 
rung der Grundanschauungen über das Steuerwesen 
und insbesondere die Zerstörung weit verbreiteter 
Vorurtlieile gegen die Erweiterung des Gebietes der 
indirecten Besteuerung nöthig ist. 

In den vorliegenden Studien zu der früher 
oder später unvermeidlichen Tagesfrage der Einfüh- 
rung des Tabakmonopols im Deutschen Reiche darf 
und muss desshalb etwas weiter ausgeholt werden, 
als nach dem anscheinend deutlich genug sprechenden 
Ergebniss der Finanzstatistik in den Deutschland 
umgebenden Monopolstaaten einerseits und im Deut- 
schen Reiche selbst andrerseits nöthig erscheinen 
könnte. 

Das Deutsche Reich und das Tabakmonopol. 1 
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Zunächst mögen die Vorstellungen einige Be- 
leuchtung finden, welche dem jetzt lebenden Ge- 
schlecht über das Wesen der directen und der in- 
directen Steuern durch die herrschende national- 
ökonomische Richtung anerzogen worden sind. 

Ohne Zweifel haben wir alle, die wir uns jetzt 
überhaupt um finanzpolitische Angelegenheiten küm- 
mern, aus den Hörsälen der Universitäten mehr oder 
minder den Eindruck mitgenommen, als seien die 
indirecten Steuern doch eigentlich nur ein nothwen- 
diges Uebel, ein Zugeständniss an das reale Bedürf- 
nis ausgiebiger Beschaffung von Geldmitteln für 
Staatszwecke, dabei aber doch im Grund eine Art 
dieser Geldbeschaffung, die kein Lob verdiene, son- 
dern gewissermassen nur mit stiller Verachtung ge- 
duldet werden könne. Auf einer derartigen Grund- 
stimmung beruht nicht zum kleinsten Theile die 
unläugbar weit verbreitete und erst in der aller- 
jüngsten Zeit etwas verminderte Scheu bei dem heute 
so viel gebrauchten Worte „Steuerreform“ an etwas 
anderes als an eine Veränderung, selbstverständlich 
eine verbessernde, im System ausschliesslich der 
directen Besteuerung zu denken. 

Und doch erweist sich bei näherem Zusehen die 
Meinung, als sei die directe Besteuerung allgemein 
und unbedingt der indirecten vorzuziehen , als haltlos. 
Fast alle, die in der ehrlichsten Stimmung und mit 
bester Absicht dieser Meinung huldigen und sie 
gelegentlich in der scharf zugespitzten Form eines 
Schlagwortes verwerthen, bringen sich gar nicht zum 
Bewusstsein, wie sich thatsächlich Steuergattungen der 
verschiedensten Art unter dem geduldigen Gesammt- 
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namen sowohl der directen als der indirecten Steuern 
zusammenfinden, und wie desshalb ein einheitliches 
und gleichartiges Urtheil weder über die eine noch 
über die andere dieser beiden grossen Steuergruppen 
so ohne weiteres im Ganzen abgegeben werden kann. 

Betrachten wir zunächst die Gesammtheit der 
directen Steuern, wie sie historisch geworden und mit 
unwesentlichen Unterschieden fast überall anzutreffen 
sind, so macht sich sofort die unbedingte Ungleich- 
artigkcit der objectiven Ertragsteuern und der sub- 
jectiven Personalsteuern geltend. Als Typen der 
Ertragsteuern mögen unsere Grund- und Gewerbe- 
steuern gelten, die aber selbst wieder unter einander, 
wenn die Art der Belastung des Steuerpflichtigen 
untersucht wird, die grössten Unterschiede zeigen. 
Gemeinsam ist diesen Ertragsteuern, dass sie die in- 
dividuelle wirthschaftliche Lage des Steuerpflichtigen 
ganz ignoriren. Ein Grundstück von gleicher Grösse 
und gleicher steuergesetzlicher Ertragsfähigkeit be- 
gründet die gleiche Steuerschuldigkeit für den Mil- 
lionär und für den vielleicht in wenigen Wochen dem 
Armenhaus überwiesenen längst überschuldeten Klein- 
grundbesitzer. Kommt hiezu noch der weitere viel- 
fach thatsächlich vorhandene Umstand, dass solche am 
Steuer- Object allein ohne Rücksicht auf das Steuer- 
Subject haftende Auflagen Jahrzehnte lang in gleicher 
Höhe oder mit nur ganz geringen Aenderungen er- 
hoben worden sind, dann wird bei strenger wissen- 
schaftlicher Analyse der ganze Steuer -Charakter der- 
selben als solcher höchst fraglich, und man kann 
nicht umhin, in denselben, zumal den historisch ge- 
wordenen Grundsteuern eigentlich nur eine Reallast, 
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aber gar keine wahre Steuer mehr zu erblicken. Da- 
durch, dass eine innerhalb eines längeren Zeitraums 
in ungefähr gleichem Betrag erhobene Grundsteuer 
am Grundstück als solchem haftet, und der Grund- 
besitzer nur als der Leister dieser objectiv feststehen- 
den Schuldzahlung erscheint, unterscheidet sie sich 
kaum mehr von irgend einer andern gleichfalls historisch 
gewordenen Reallast, die auf dem Grundstücke ruht. 
Jeder neue Erwerber übernimmt das Grundstück ohne 
die Illusion seiner Steuerfreiheit, und muss bei der 
Preisbestimmung den Steuerbetrag als Element der 
Productionskosten eben so gut in Anschlag bringen 
als die anderweitigen Productionskosten der Boden- 
cultur. Diese Betrachtung der Grundsteuer als einer 
Reallast will in ihren Schlussfolgerungen auf die 
weitere persönliche Steuerpflichtigkeit der Grund- 
besitzer diesen selbst allerdings nicht recht gefallen, 
.zumal sich unter ihnen viele finden, welche lieber 
anderweitige reale Belastungen ihrer Grundstücke, 
und insbesondere auch die Zinsen gewöhnlicher Hy- 
pothek-Schulden , ansehen möchten, als unterschieden 
sie sich nicht von der öffentlichen Reallast der Grund- 
steuer. 

In der That darf man nicht ungerecht gegen den 
Grundbesitz als solchen sein, und muss man desslialb 
die Schlussfolgerung aus der Theorie, welche die 
Grundsteuer als Reallast betrachtet, ganz und voll 
ziehen. Dann muss man zugeben, dass zwar heute 
der Grundbesitzer keine eigentliche ihn persönlich 
belastende Steuer zahlt, dass man aber in lange ver- 
gangener Zeit, als man anfing Grundsteuern zu er- 
heben, und fortfuhr sie zu erhöhen, eigentlich über 
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eine blosse Steuererhebung hinausgegangen ist, und 
nichts anderes vollzogen hat als eine Confiscation 
jenes Bruch theils vom Capitalwerth der Grundstücke, 
welcher der capitalisirten Grundsteuer entspricht. 
Diese Betrachtungsweise scheint — aber nur auf 
den ersten Blick — den Strebungen der Agrarier 
nach Steuerentlastung des Grundbesitzes einige Be- 
rechtigung einzuräumen. Was scheint gerechter als 
die Rückgabe des einseitig den Grundbesitzern con- 
tiscirten Capitalwerthes V Wenn es keinen Wechsel 
der Generationen und keinen Uebergang der Grund- 
stücke von Hand zu Hand gäbe, dann möchte diese 
Forderung ihre Berechtigung haben. Wie aber die 
Verhältnisse thatsächlich liegen, ist es gar nicht 
möglich, durch Aufhebung oder Verminderung der 
Grundsteuer jenen, welche die erste und die wei- 
teren Confiscation en trafen, oder auch nur ihren 
Rechtsnachfolgern, den entzogenen Werth zurück- 
zuerstatten. Eine Aufhebung oder Verminderung 
der Grundsteuer in der Gegenwart wäre nur ein un- 
motivirtes Geschenk auf Staatskosten an die gegen- 
wärtigen Besitzer, durch welches eine in der Ver- 
gangenheit liegende einseitige Belastung der damaligen 
Grundbesitzer in keiner Weise gut gemacht würde. 

Die historisch zur Reallast gewordene Grund- 
steuer muss desshalb, wenn nicht zum alten Unrecht 
noch ein neues hinzugefügt werden soll, thunlichst 
unverändert erhalten werden. Diese Forderung ist 
jedoch mit gleicher Schärfe, gegenüber den Strebun- 
gen sowohl nach einer Verminderung als nach einer 
Erhöhung der Grundsteuer, aufrecht zu erhalten. 
Wenn eine Verminderung der Grundsteuer ein un- 
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motivirtes Geschenk an die Grundbesitzer wäre, so 
wäre eine Erhöhung derselben eine neue Yermögens- 
confiscation, welcher unter den veränderten Wirth- 
schaftsverhältnissen der Gegenwart eine Berechtigung 
in keiner Weise zugestanden werden könnte. Man 
muss unsere Grundsteuern, wie sie nun einmal ge- 
worden sind, in ihrer historischen Entwicklung auf- 
fassen, dann wird man sie verstehen und sie auch 
fernerhin in ihrer bisherigen Höhe, weder darüber 
noch darunter, zu erhalten als nöthig erkennen. 
Zugleich aber muss man einsehen, dass man es mit 
einer der vielgerühmten directen Steuern zu thun 
hat, die spröd ist wie keine andere, wenn es sich 
darum handelt, das durch Mehrung des Staatsbedarfs 
und Entwerthung des Geldes erhöhte Bediirfniss der 
Steuerbeschaffung zu befriedigen. Die Grundsteuer 
ist zur Versteinerung als Reallast berufen ; eine 
Entwicklungsfähigkeit besitzt sie nicht; sie gehört 
also gewiss nicht zu jenen „directen“ Steuern, an 
welche man aus Abscheu vor indirecter Besteuerung 
dann denken dürfte, wenn es sich darum han- 
delte, einen ausgiebigen Mehrertrag an Steuern zu 
beschaffen. 

Der Umstand, dass die in den letzten Jahr- 
zehnten eingetretene Geldentwerthung effectiv eine 
Minderung des Werth es der Steuerleistung des Grund- 
besitzers zur Folge hatte, scheint allerdings einige 
Erhöhung der Grundsteuer als solchen zu rechtferti- 
gen. Bei näherem Zusehen ergibt sich jedoch die 
Unrichtigkeit dieser Schlussfolgerung. Die neuen 
Erwerber der Grundstücke haben nur die bisher vom 
Staate verlangte Grundsteuer nach ihrem Nominal- 
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betrag ohne Rücksicht auf die Kaufkraft des Geldes 
bei der Bestimmung des Kaufpreises in Rechnung 
gebracht. Gerade die längere Zeit hindurch trotz 
sinkenden Geldwertes nicht verfügte Erhöhung der 
Grundsteuer musste sie veranlassen, höhere Preise 
als in früheren Zeiten zu bezahlen. Ihnen gegen- 
über bliebe die Erhöhung der Grundsteuer immerhin 
eine Confiscation. Dagegen sprechen die auf die 
Geldentwerthung bezüglichen Erwägungen allerdings 
sehr eindringlich dafür, dass die Gesammtheit der 
Grundbesitzer abgesehen von der Grundsteuerleistung 
noch eine weitere ganz ansehnliche persönliche Steuer- 
fähigkeit besitzt. In Ländern, welche ein einiger- 
massen wohlgeordnetes System directer Steuern be- 
sitzen, ist desshalb der Grundbesitzer mit Recht nicht 
bloss grundsteuerpflichtig sondern nach Massgabe sei- 
ner individuellen Leistungsfähigkeit auch weiterhin 
noch personalsteuerpflichtig. Bei der Reform der 
directen Besteuerung solcher Länder, in welchen die 
Grundbesitzer als solche zur Zeit von der Personal- 
steuer noch frei sind, wird es eine der wichtigsten, 
wenn auch schwersten Aufgaben der Reform sein, 
die allgemeine Heranziehung aller Leistungsfähigen 
also auch der Grundbesitzer zur Personalsteuer durch- 
zusetzen. Doppelt schwer wird diese Reformaüfgabe 
dann, wenn in einem Lande, wie diess z. B. in Bayern 
der Fall ist, der richtige Grundsatz allgemeiner Per- 
sonalsteuerpflicht in früherer Zeit schon einmal gesetz- 
liche Geltung erlangt hatte, dann aber wegen Schwie- 
rigkeiten des Vollzugs unvorsichtigerweise von der 
Gesetzgebung preisgegeben worden ist, während doch 
nur die Verbesserung des Vollzugs, nicht aber das 
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Verlassen eines ganz richtigen Steuerprincips hätte 
in Frage kommen sollen. Die Geburtswehen der 
Steuerreform werden durch einen derartigen Vorgang 
in der Steuergeschichte eines Landes bedeutend ver- 
mehrt; gleichwohl wird man schliesslich ohne An- 
erkennung der allgemeinen Personalsteuerpflicht neben 
der besonderen Realsteuerpflicht zu keiner vernünf- 
tigen Reform der directen Steuern gelangen. 

In mehr oder minder innigem Zusammenhang 
mit der Grundsteuer steht je nach der historischen 
Entwicklung ' des Steuerwesens in den einzelnen Län- 
dern die Gebäudesteuer. Diese Steuerform hat eine 
grössere Zukunft, als es nach ihren bisherigen Finanz- 
ergebnissen in manchen Ländern scheinen möchte. 
Aber darüber ist man wohl einig, dass sie als all- 
gemeine Landessteuer nur einen bescheidenen Ertrag 
liefern darf, weil gerade in der Art des Wohnens 
und der sonstigen Gebäudebenützung zwischen den 
verschiedenen Wohnplätzen, und insbesondere zwi- 
schen Stadt und Land die grössten Unterschiede be- 
stehen. Wenn die Gebäudesteuer einer ausgiebigen 
Entwicklung fähig ist, so wird diess nicht für die 
Staats- sondern für die Communal- Besteuerung, und 
zwar zunächst in den Städten von Bedeutung sein. 
Die Frage der Communalbesteuerung aber soll hier 
nicht erörtert werden; desshalb kommt auch die Ge- 
bäudesteuer und deren etwaige Reform nicht weiter 
in Betracht. 

Eine andere directe Steuer von ganz besonderer 
Art ist die Gewerbesteuer in ihrer historisch gewor- 
denen und beispielsweise in der bayerischen Gesetz- 
gebung reichlich ins Detail entwickelten Form, deren 
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Wesen darin beruht, dass die Grösse der Steuerpflicht 
vollkommen unabhängig vom thatsächlichen Betriebs- 
ergebniss nur nach sogenannten „äusseren Merk- 
malen“ bestimmt wird. Eine derartige Gewerbe- 
besteuerung ist wirklich ein Kunststück der Mecha- 
nisirung der Steuerpflicht, und zwar in viel höherem 
Mass als diess bei irgend einer der geschichtlich 
gewordenen Grundsteuern der Fall ist. Bei diesen 
ist doch immerhin, bei aller Berücksichtigung von 
äusseren Merkmalen, insbesondere der Fläche und 
der Bodengüte, noch einiger Zusammenhang zwischen 
der Grösse der Steuerpflicht und des Ertrags gegeben. 
Zwischen den üblichen äusseren Merkmalen der 
Gewerbebesteuerung und den wirklichen Betriebs- 
erfolgen aber kann nur durch eine gewaltige Fiction 
des Gesetzgebers eine Proportionalität angenommen 
werden. Vor allem ist es ein kühner Griff in die 
vielgestaltige Wirklichkeit, wenn eine solche Gesetz- 
gebung die vielen Hunderte von Gewerbebetrieben 
in der Art classificirt, dass sie dieselben auf ihre 
blosse Benennung hin mit einem fixen Minimalsatz 
der Steuer belegt. Nicht minder kühn aber ist es, 
wenn sie weiterhin die Bevölkerungsgrösse des Be- 
triebsortes und die Zahl der verwendeten Gehiilfen für 
die Steigerung der Steuerschuld massgebend sein lässt. 
Eine solche Gesetzgebung nimmt an , dass zwei Unter- 
nehmer, die ein Gewerbe gleichen Namens mit der 
gleichen Gehülfenzahl in dem gleichen Orte betreiben, 
auch ohne weiteres gleich leistungsfähig für Steuer- 
zahlung seien. Gegen diese Fiction spricht die Er- 
fahrung mit aller Deutlichkeit. Täglich erleben wir 
es, dass von mehreren Unternehmern gleichnamiger 
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Gewerbebetriebe in derselben Stadt, bei dein Auf- 
gebote gleicher Hülfskräfte, der eine ein reicher 
Mann wird , der andere gerade sein Auskommen findet 
und der dritte verdirbt. Als Steuergläubiger behandelt 
sie der Staat alle drei gleich, und denkt nicht daran 
welchen gewaltigen Einfluss die individuellen Ver- 
schiedenheiten des Unternehmergeistes und der Ge- 
schäftsklugheit , des verfügbaren eigenen oder fremden 
Betriebscapitals , der Maschinenverwendung, der Ent- 
wicklung der Kundschaft u. s. w. äussern müssen. 

Gewiss ist hienach, dass die Gewerbesteuer in 
ihrer gewöhnlichen Form weit davon entfernt ist , die 
einzelnen Steuerpflichtigen nach Massgabe ihrer Lei- 
stungsfähigkeit zu treffen. Für den Zweck der vor- 
liegenden Studie genügt es diess festzustellen. Nur 
kurz möge ausserdem noch die anscheinend folgerich- 
tige Meinung zurückgewiesen werden, als sei es ge- 
recht, desshalb ohne weiteres die Gewerbesteuer auf- 
zuheben. Wie bei der Grundsteuer, aber theilweise 
aus anderen Gründen, muss auch hier betont werden, 
dass ganz andere Erwägungen Platz greifen, wenn 
eine bestimmte Steuer aufgehoben werden soll, als 
dann , wenn es sich um die Einführung derselben han- 
delt. Es ist allerdings sehr fraglich, ob man sich 
heute dafür entscheiden könnte eine mechanisirte 
Gewerbesteuer mit künstlich gegliedertem Gewerbe- 
steuertarif neu zur Einführung zu bringen; aber 
wenn es sich darum handelt , eine solche seit Jahren 
bestehende Steuer abzuschaffen, dann kommt noch 
eine neue Erwägung dazu. Nur undeutlich findet 
diese in dem Schlagwort, dass jede alte Steuer gut 
sei, einen verhüllten Ausdruck. Löst man die Hülle 
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so findet man, dass die durch den Productionsprocess 
als Regel veränlasste Ueberwälzung der Steuer an 
den Verbraucher der Gewerbsproducte die Beseitigung 
der historisch gewordenen Gewerbesteuer entschieden 
widerräth. Gerade die mechanisirte Gewerbebesteue- 
rung mit ihrer Gleichbehandlung der äusserlich unter 
gewissen gleichen, allerdings ganz einseitig bestimm- 
ten Verhältnissen arbeitenden Unternehmer muss 
dazu führen, dass die Steuersumme als Bestandtheil 
der Productionskosten in die Betriebsrechnung ein- 
tritt, wie irgend ein anderer, und damit auch — so- 
fern dem Unternehmer überhaupt der Betriebserfolg 
zu Theil wird — im Preise der Producte ersetzt, 
also auf die Verbraucher überwälzt wird. Wird 
aber eine solche Ueberwälzung und eine langjährige 
Dauer derselben zugegeben, so verschwinden die 
scheinbaren Härten gegen die Person der Gewerb- 
treibenden zum guten Theil, zugleich aber fordert 
dieser Umstand zu ernsthaftem Nachdenken darüber 
auf, ob denn bei Beseitigung der Gewerbsteuer auch 
ohne weiteres die volle Rückwälzung der Steuer vom 
Verbraucher auf den Gewerbtreibenden , also die ent- 
sprechende Verbilligung der Gewerbswaare eintreten 
würde. Wenn die Theorie der Preisbildung in der 
Wirklichkeit so glatten Vollzug fände, wie die besten 
Schulen der Nationalökonomie oft angenommen haben, 
dann müsste diess allerdings geschehen. Leider aber 
sind die Reibungen, welche das exacte Wirken der 
Preisbestimmungsgründe hemmen , viel zu bedeutend, 
als dass der wirkliche Erfolg immer dem theoretisch 
angenommenen entspräche. Insbesondere da, wo auch 
theoretisch nur minimale Aenderungen vorhergesagt 
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werden könnten , wird der ganze Eintritt der Aende- 
rung fraglich. Auch die Preise haben ihre Trägheit, 
und darauf beruht sogar ein grosser Theil der Be- 
quemlichkeit des Wirthschaftslebens; denn wehe uns, 
wenn wir bei jedem Ankauf mit unserem Verkäufer 
auf Grund des nationalökonomischen Codex der Preis- 
bestimmungsgründe das volle Detail der für und gegen 
den geforderten Preis sprechenden Gründe erst noch 
discutiren müssten. Auf das einzelne Stück der Ge- 
werbswaare vertheilt, ergibt aber die Gewerbsteuer 
in der That nur einen minimalen Betrag, dessen Ab- 
setzung vom Preis in vielen Fällen mit dessen her- 
kömmlicher Abrundung collidiren müsste. Dieser 
äussere Umstand allein würde in zahlreichen Fällen 
die Verbilligung der Waare hindern . und dazu würde 
die Classe der Interessenten in den übrigen Fällen 
thun, was an ihr liegt, um die Verbilligung zu ver- 
hindern. Der Producent ist ja ohnediess individuell 
viel stärker an der concreten Preisfeststellung interes- 
sirt als der Consument, da dieser noch hundert an- 
dere Dinge zu kaufen, der Producent aber in der 
Regel nur wenig anderes zu verkaufen hat. 

Kurz und gut, die Aufhebung der Gewerbsteuer 
würde wahrscheinlich den Käufern der Gewerbswaaren 
keinen Vortheil bringen; wo sie besteht, muss sie 
also bleiben, weil andern Falls die Gesammtheit der 
Steuerzahler ohne Grund den Gewerbtreibenden ein 
Geschenk machen würde. Wir müssen also, wenn 
auch aus anderen Gründen, von der Gewerbsteuer 
ziemlich ähnlich denken wie von der Grundsteuer. 
Auch leuchtet sofort ein, wie die Gewerbsteuer zu 
einer ausgiebigen Erhöhung ganz und gar ungeeignet 
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ist. Sie erhöhen, hiesse nichts anderes als eine wei- 
tere Uebenvälzung auf die Käufer der Waaren pro- 
vociren, und zwar eine Ueberwälzung, die in der 
Schädigung der Käufer leicht über den Nutzen für 
die Staatskasse hinausgehen könnte, und die dabei 
doch einzelne in ihren Betriebserfolgen minder glück- 
liche Unternehmer gleichfalls hart treffen könnte. 
Hienach ist auch der Gewerbsteuer als solcher die 
Entwicklungsfähigkeit abzusprechen : auch sie erscheint, 
um den oben gebrauchten Ausdruck zu wiederholen, 
da wo sie sich im Ertragssteuersystem eines Landes 
ausgebildet hat, zu einer Art von Versteinerung be- 
stimmt. 

Die Grundsteuer und die Gewerbsteuer können 
als die wichtigsten Typen jener dem finanziellen Er- 
folge nach weitaus voranstehenden Gruppe von direc- 
ten Steuern gelten, welche als die objectiven Ertrags- 
steuern bezeichnet werden. Die directen Steuern, 
welche sich in dieser Gruppe zusammenfinden, er- 
scheinen als historische Gebilde, welche aus den 
angegebenen Gründen beizubehalten, welche aber 
unbrauchbar sind, sofern es sich um Anspannung der 
Steuerkraft handelt. Besonders sei hier wiederholt, 
dass sie nach der ganzen Natur ihrer Anlage durch- 
aus nicht der individuellen Leistungsfähigkeit der 
Steuerzahler folgen. Sie können also nicht gemeint 
sein, wenn man den directen Steuern die grössere 
Anpassung an diese Leistungsfähigkeit im Gegensatz 
zu den indirecten nachrühmt. 

Bevor die in ihrem Wesen den objectiven Er- 
tragsteuern ganz entgegengesetzte subjective Personal- 
oder Einkommensteuer besprochen wird, sind noch 
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ein paar Worte über eine eigentümliche Steuer- 
gattung notwendig, welche unter dem Namen der 
Capitalrentensteuer vereinzelt in wenigen Ländern, 
und zwar weniger in Grossstaaten als in Mittel- und 
Kleinstaaten, angetroffen wird. Schon diese That- 
sache des seltenen Vorkommens gesonderter Be- 
steuerung der Zinsrenten von dargeliehenem Capital 
ist auffällig. In der That ist auch die Behauptung 
scharfsinniger Theoretiker nicht zu widerlegen: dass 
die Capitalrentensteuer eine wirkliche Doppelbesteu- 
rung in sich schliesst, insofern neben ihr die ander- 
weitigen Ertragssteuern bestehen. Die Zinsrente er- 
wächst ja nicht aus nichts , sondern aus der produc- 
tiven Thätigkeit in den Betrieben , in welchen sie als 
Leihcapital wirkt. Wenn nun diese Betriebe , wie es 
thatsächlich der Fall ist, ohne Rücksicht darauf, ob 
eigenes oder fremdes Capital verwendet wird, zur 
Ertragsbesteuerung herangezogen werden , so ist offen- 
bar die Extrabesteuerung des schon durch die con- 
crete Ertragssteuer mitbetroffenen dargeliehenen Ca- 
pitals eine Doppelbesteuerung. Man begreift hienach 
leicht,. warum der Gedanke der besonderen Capital- 
rentenbesteuerung den Gesetzgebern im allgemeinen 
so wenig sympathisch ist. Gleichwohl kann man sich 
mit diesem Gedanken befreunden, ohne gerade in 
den Verdacht eines Socialisten schlimmer Sorte ge- 
rathen zu müssen. Man darf nur nicht behaupten 
wollen, wie diess leider in Süddeutschland oft ge- 
schehen ist, dass von einer Doppelbesteuerung gar keine 
Rede sein könne. Im Gegentheil, man muss diese 
ausdrücklich zugeben, sie aber mit der Erwägung 
rechtfertigen , dass das auf Capitalbesitz fundirte Ein- 
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kommen eine höhere Steuerleistungsfähigkeit besitze 
als das unfundirte, und.dass es desshalb gerecht sei, 
neben einer ohne Rücksicht auf die Quellen gleich- 
massig auferlegten Einkommensteuer die Zinsrente 
vom Leihcapital noch besonders zu treffen. Aller- 
dings setzt diese Schlussfolgerung den gleichzeitigen 
Bestand einer allgemeinen , auch den Landwirth und 
Gewerbetreibenden treffenden , Einkommensteuer vor- 
aus, und es ist desshalb schwieriger, die besondere 
Capitalrentensteuer principiell zu rechtfertigen, wenn, 
wie z. B. in Bayern, nur eine Minderheit mit einer 
sogenannten Einkommensteuer, die thatsächlich eine 
Lohn- und Besoldungssteuer ist, belegt erscheint. 

Wenn es hienach recht wohl angeht, den Be- 
stand einer gesonderten Capitalrentensteuer zu recht- 
fertigen, so ist doch auch andrerseits klar, dass die 
erhöhte Inanspruchnahme des leichter verdienten Leih- 
zinses sich innerhalb bescheidener Grenzen bewegen 
muss, und dass eine ausgiebige Erhöhung gerade 
dieser Steuer einer communistischen Anwandlung 
recht nahe käme. Man sollte sich mit dem ohne 
Störung des Wirthschaftslebens in aller Stille errun- 
genen und bisher auch vor der Welt eigentlich noch 
wenig gepriesenen socialpolitischen Erfolg einer ge- 
sonderten Besteuerung der Capitalrente zufrieden 
geben, und nicht durch weitere Erhöhung der An- 
forderungen an die Zinsrente die bis jetzt gerade in 
Süddeutschland noch wenig ausgesprochenen , immer- 
hin nicht bedeutungslosen principiellen Bedenken 
gegen die ganze Steuerart wecken und zugleich — 
was praktisch noch wichtiger ist — die Prämie auf 
Hinterziehung der Steuer noch erhöhen. Nach dem 
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Gesagten ist es unnöthig, den zuletzt angedeuteten 
Gesichtspunkt weiter zu verfolgen; denn wenn auch 
das Ideal der Capitalrentensteuer erreicht wäre, w'enn 
auch keine Zinsrente verschwiegen würde, die Steuer- 
gattung wäre doch keine solche, welche bei einer 
Steuerreform ernstlich zur Beschaffung bedeutender 
Summen benützt werden könnte. 

Vielleicht aber ist es die letzte und die jüngste 
von den directen Steuern, die Personal-Einkommen- 
steuer, welche die gerühmten Vorzüge der directen 
vor den indirecten Steuern in sich vereint? Der Leser 
weiss, dass in der That eine weit verbreitete Schule, 
der es auch an agitatorischem Talent nicht fehlt, 
diese Frage bejaht. Eine nähere Untersuchung zeigt 
freilich, dass dabei ausserordentlich viel Täuschung 
mit unterläuft , und dass schliesslich nur ein beschei- 
denes Mass berechtigter Hoffnung auf den Erfolg der 
Personal-Einkommenbesteuerung übrig bleibt. 

Es soll nicht davon geredet werden , dass da wo 
die allgemeine Einkommensteuer besteht, neben lautem 
Lob nicht minder lauter Tadel erschallt, auch nicht 
davon, dass überall nur ein massiger Theil der Ge- 
sammtsteuer aus dieser Quelle Hiesst, und dass nament- 
lich die oft gerühmte englische Einkommensteuer 

— abgesehen davon, dass sie gar nicht vollständig 
dem Vorbilde der continentalen Agitation entspricht 

— sich neben einem System der ausgiebigsten in- 
directen Steuern gewissennassen nur als socialpoliti- 
sches Zugeständniss an die minder Bemittelten ent- 
wickelt hat. Auch der gewichtige und in neuerer Zeit 
mehr und mehr anerkannte Unterschied der Steuer- 
kraft des fundirten und unfundirten Einkommens 
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soll hier nicht weiter verfolgt werden. Es sollen 
vielmehr nur einige Täuschungen aufgedeckt werden, 
welchen die blinden Verehrer dieser Steuergattung 
hinsichtlich der ihr innewohnenden volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung und Wirkung verfallen. 

Der Personal-Einkommensteuer wird nachgerühmt, . 
dass, sie mehr als andere und insbesondere als in- 
directe Steuern die individuelle Leistungsfähigkeit 
der Einzelnen berücksichtige. Im Vergleich mit den 
althergebrachten Ertragssteuern ist dieser Vorzug in 
der That dem Ideal der Einkommensteuer zuzuge- 
stehen, aber doch immer nur relativ, keineswegs 
absolut. ' 

Nehmen wir an, wir hätten wirklich das Ideal 
der Einkommensteuer vor uns, das heisst: es ge- 
linge das Einkommen der einzelnen Steuerpflichtigen 
voll und ohne jede Hinterziehung in Geld zu schätzen. 
Würde dann wirklich die darauf begründete Steuer- 
umlage die Steuerpflichtigen nach Massgabe ihrer 
wahren Leistungsfähigkeit treffen ? Nichts scheint 
natürlicher als ein einfaches Ja, und doch wird Nein 
die richtige Antwort sein. 

Die Ansicht, dass eine gelungen durchgeführte 
allgemeine Einkommensteuer die einzelnen Steuer- 
pflichtigen nach Massgabe ihrer Leistungsfähigkeit 
treffe, beruht auf der Fiction , dass in einem gegebenen 
Lande gleiches Geldeinkommen (mit Einschluss des 
auf Geldwertli reducirten Naturaleinkommens) für 
jeden Steuerzahler ohne Rücksicht auf seine persön- 
lichen Verhältnisse und seinen Wohnort gleiche Steuer- 
fähigkeit bedinge. 

Diese Fiction ist jedoch bei näherer Unter- 

Das Deutsche Reich und das Tabakmonopol. 2 
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suchung ganz und gar unhaltbar. Schon die geo- 
graphischen Unterschiede der Kaufkraft des. Geldes 
sind, sobald der gesummte Lebensbedarf in Betracht 
gezogen wird, ausserordentlich bedeutend. Wenn 
auch im Preise der Kleidung geringere Unterschiede 
obwalten, so beginnen dieselben bei der Ernährung 
schon ansehnlicher zu werden , und erreichen bei der 
Wohnung mit Einschluss der Beheizung eine bedeu- 
tende Höhe. Eine Zeit lang schien es in den jüngst- 
verflossenen Jahren krankhaften und überreizten öko- 
nomischen Aufschwungs, als könne der Unterschied 
nicht so bedeutend sein; denn die „theueren“ Städte, 
und unter diesen die theuersten, hatten eine uner- 
hörte Zuwanderung aufzuweisen, und zwar nicht bloss 
von arbeitenden Personen , sondern auch von solchen, 
welche genug zu haben glaubten , um mit der Arbeit 
aufzuhören. Schon ist aber die Rcaction da, und 
an die Stelle der Wohnungsnoth der Miether tritt da 
und dort die Vermiethungsnoth der Hausbesitzer. 

Noch wichtiger sind die Unterschiede in den per- 
sönlichen Verhältnissen der Steuerzahler. Zunächst 
vergegenwärtige man sich, dass durchaus nicht jeder 
einzelne Einwohner zugleich auch Steuerschuldner des 
Staates ist, sondern dass die Gesammtheit der Be- 
wohner einer Minderheit von Steuerschuldnern zuge- 
theilt ist, und zwar in höchst ungleichartiger Weise. 
Der isolirte Steuerschuldner, als dessen Typus der 
wohlhabende Hagestolz anzusehen ist, hat bei gleichem 
Geldeinkommen eine ganz andere individuelle Steuer- 
kraft als der Steuerschuldner, dem eine zahlreiche 
zum Erwerb nur wenig oder gar nicht beitragende 
Familie zur Ernährung überwiesen ist. Denken wir 
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uns dagegen den Hagestolz krank und arbeitsunfähig, 
den Familienvater aber durch rüstige Söhne und 
Töchter in der Production gefördert, dann schlägt 
das Bild freilich ins Gegentheil um: die Thatsache, 
auf die es hier allein ankommt, steht aber um so 
fester, dass nämlich gleiches Geldeinkommen durch- 
aus nicht gleiche Steuerkraft der Steuerzahler be- 
deutet. Die Combinationen persönlicher Verhältnisse der 
Steuerzahler, die diess in allen möglichen Abstufungen 
nachweisen , Hessen sich ins Unendliche vervielfältigen. 
Daraus geht zugleich hervor , dass es der Steuertech- 
nik niemals gelingen könnte, allen diesen Unterschie- 
den Rechnung zu tragen. Doch soll damit nicht aus- 
geschlossen sein, dass der am meisten ausschlag- 
gebende und zugleich für die Steuertechnik greifbarste 
Fall, nämlich der Unterhalt noch erwerbsunfähiger 
Kinder, von der Steuergesetzgebung viel mehr be- 
rücksichtigt werden sollte, als diess meist der Fall 
ist. Diejenige Gruppe der Staatsbürger, welche sich 
der edlen und mit vielen Opfern verbundenen Auf- 
gabe unterzieht, dem Vaterlande Söhne und Mütter 
künftiger Söhne heranzuziehen, verdiente überall, 
und in einem Lande mit allgemeiner 'Wehrpflicht erst 
recht, eine Berücksichtigung durch die Steuerpolitik, 
nicht als Geschenk, sondern in gerechter Anerken- 
nung der Thatsache, dass ihr Geldeinkommen bei 
gleichem Nennwerth weniger Steuerkraft in sich 
schliesst, als jenes des Hagestolzen oder in kinder- 
loser Ehe Lebenden. Die neueren bevölkerungsstati- 
stischen Forschungen, und darunter insbesondere die 
Untersuchungen über den Altersaufbau der verschie-, 
denen Völker, haben gezeigt, dass der Gegensatz, 
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der liier zunächst nur in seiner individuellen Er- 
scheinung betrachtet wurde, auch zwischen den Na- 
tionen als solchen besteht. Deutschland mit seinem 
reichen und Frankreich mit seinem geringen Kinder- 
bestand können als Beispiele dienen. Zweifellos hat 
schon darum — ganz abgesehen von allem anderen — 
Frankreich im Durchschnitt stcuerfähigere Staats- 
bürger als Deutschland, weil die zu ernährende und 
zu erziehende Kindermasse, welche den Einzelnen 
trifft , dort durchschnittlich viel geringer ist als hier. 
Millionen und abermals Millionen, welche der mittlere 
Franzose in Nutzcapital, darunter auch in Kunst- 
industrie und in Erwerbscapital, als Ersparung an- 
legt, wandelt der mittlere Deutsche in Menschen- 
capital um. Das letztere Verfahren verheisst freilich 
für die Zukunft nationale Macht und Stärke; darum 
* sehen die einsichtigen Franzosen so ängstlich auf 
unseren reichen Kinderbestand; für die Gegenwart 
aber bedeutet es Entsagung und Abminderung der 
Steuerkraft. 

Mit dem Gesagten sind die wichtigsten der Unter- 
schiede in den persönlichen Verhältnissen der Steuer- 
zahler, welche Einfluss auf deren Steuerkraft haben, 
durchaus noch nicht erschöpft. Es ist nämlich weiter- 
hin die persönliche Stellung der Steuerzahler im 
Erwerbsleben von wesentlicher Bedeutung. 

Die unbedingten Anhänger einer möglichst tief ein- 
schneidenden allgemeinen Einkommensteuer rühmen 
es als einen wesentlichen Vorzug derselben vor den 
Ertragsteuern: dass bei ihr keine Steuer-Ueberwäl- 
zung auf unbekannte Dritte eintreten, sondern dass 
sie für jeden Steuerpflichtigen wirklich eine unüber- 
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wälzbare Last seines Einkommens bilden- werde. 
Diese Meinung ist eine der grössten Illusionen , deren 
die Parteigänger der allgemeinen Einkommensteuer 
sich schuldig machen ; denn sie schreibt dem blossen 
Namen der Steuer eine Zauberkraft zu , welche dieser 
nicht besitzt und nicht besitzen kann. Nicht die Be- 
nennung der Steuer, sondern die Stellung des Steuer- 
pflichtigen im Erwerbsleben ist für die Frage der 
Ueberwälzung entscheidend. Der fix besoldete Staats- 
oder Privatbedienstete , der nicht ohne weiteres nach 
Erlass des Einkommensteuergesetzes eine entsprechende 
Erhöhung seiner Besoldung durchsetzen kann, wird 
■i allerdings die Einkommensteuer als definitive, un- 
überwälzbare Last seines Einkommens tragen müssen. 
Der frei auf dem wirthschaftlichen Markt erscheinende 
Producent aber, dem bisher die Ueberwälzung der 
i Ertragssteuer gelungen ist, wird eine an deren Stelle 
oder zu derselben hinzutretende Einkommensteuer 
r in derselben Weise zu überwälzen bedacht sein wie 
bisher seine Ertragssteuer. Ein Fabrikant, der bisher 
100 M. Gewerbesteuer gezahlt hätte und nach Auf- 
hebung der Gewerbesteuer nunmehr 100 M. Ein- 
kommensteuer zu zahlen hätte, würde gewiss um 
dieser ihm schliesslich ganz gleichgültigen Namens- 
änderung seiner Steuerleistung willen seine Berech- 
nung der Productionskosten nicht im geringsten än- 
dern. Wer überwälzen kann, überwälzt, heisse die 
directe Steuer wie immer. Entscheidend für das 
Können aber ist die concrete Stellung im Erwerbs- 
leben. Ein gewisses Mass von Wahrscheinlichkeit 
der Ueberwälzung besteht für alle Steuerzahler, welche 
in der Lage sind, die Steuer als Element der Pro- 
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ductionskosten mit Aussicht auf Ersatz in Recknun 
stellen zu können. Klar ist ferner, dass dabei di 
Ausdehnung des Marktes und der Umfang der Con- 
currenz von mitwirkendem Einfluss ist. Je localer 
oder vielleicht gar individueller der Markt der Waare 
ist, um so sicherer wird die Ueberwälzung gelingen. 
Ganz gewiss aber ist, dass der Name der Steuer da- 
bei ohne allen Einfluss ist, und dass die Stellung 
des Pflichtigen im Erwerbsleben über die Ueberwälz- 
barkeit einer allgemeinen Einkommensteuer eben so 
gut entscheidet, wie über die Ueberwälzbarkeit irgend 
einer Ertragssteuer. 

Man kann hienach von dem steuerpolitischen 
Erfolg selbst einer ohne allen Lug und Trug durch- 
geführten allgemeinen Einkommensteuer nicht be- 
scheiden genug denken. Man muss darauf verzichten, 
in ihr die Möglichkeit einer Anpassung der directen 
Steuerleistung an die wirkliche Leistungsfähigkeit der 
Pflichtigen zu finden. Sie verdient nur die mit vielen 
Beschränkungen zu versehende Anerkennung: dass 
sie dieses Ziel vcrhältnissmässig richtiger erstrebt 
als die historisch gewordenen Ertragssteuern, ohne 
es jedoch zu erreichen. Sofern also feststeht, dass 
neben der indirectcn Besteuerung bei vermehrtem 
Staatsbedarf auch auf dem Wege der directen Be- 
steuerung etwas geschehen müsse, wird man aller- 
dings nicht umhin können, die Reform in so weit auf 
das Princip der Einkommensteuer zu gründen, dass 
neben den auch fernerhin thunlichst im bisherigen 
Masse zu belassenden Objectsteuern die allgemeine Per- 
sonalsteuerpflicht anerkannt wird. Bei der Unsicherheit 
des volkswirthsehaftlichen Erfolgs dieser Reform aber 
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muss man vom Anfang an in dem Masse dessen, was 
man an finanziellem Erfolg von der Einkommensteuer 
erhofft, sehr bescheiden sein. Nur der kleinere Theil 
des Mehrbedarfs dürfte auf diese Weise gedeckt wer- 
den; der grössere Theil fällt demnach mit Nothwen- 
digkeit, da Zuschläge zu den Ertragssteuern noch 
fr ungeeigneter erscheinen, der indirecten Besteuerung 
ii zu. Wenn hienach eine Reform der directen Be- 
steuerung dem Einkommensteuerprincip sich zuwendet, 
so darf diess bei ruhiger Ueberlegung nur fernab von 
aller Begeisterung für dieses Princip und mit den be- 
scheidensten Ansprüchen an dessen Erfolg geschehen. 
Einen einigermassen ausgiebigen Spielraum wird man 
der Einkommensteuer eigentlich nur dann zugestehen 
können, wenn sie neben einem System reichlich ent- 
wickelter rationeller — dieses Wort ist besonders zu 
betonen — indirecter Besteuerung zur Geltung 
kommt. Dann wird auch die Technik der Einkommen- 
besteuerung einfacher, weil die kleinen und kleinsten 
Einkommen ausser Betracht gelassen werden können 
und die Einkommensteuer dann eine ausgleichende 
Extrabelastung der höheren Einkommen in ähnlicher 
Weise werden kann, wie etwa die Capitalrentensteuer 
eine besondere Höherbelastung der Capitalisten dar- 
stellt. Allerdings wird man auch in diesem Falle 
mit den Ansprüchen an den finanziellen Erfolg der 
Steuer bescheiden sein müssen, wenn man nicht in 
die gefährliche Bahn eines zahmen Communismus ein- 
lenken will. 

Durch die bisherigen Ausführungen dürfte nach- 
gewiesen sein , dass der vielgerühmte Vorzug der di- 
recten vor den indirecten Steuern, welcher in deren 
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besserer Anpassung an die Leistungsfähigkeit der 
Einzelnen bestehen soll , auf höchst schwacher Grund- 
lage ruht. Es ist nun aber weiter nöthig, diese Frage 
der Anpassung an die Leistungsfähigkeit auch für 
die indirecte Besteuerung zu beantworten. 

Hier muss nun zunächst zugegeben w erden , dass 
es einzelne indirecte Steuern gibt, bei welchen diese 
Anpassung gleichfalls sehr zweifelhaft ist. Es sind 
diess jene indirecten Steuern, welche eigentlich allein 
den Vorwurf verdienen, der häufig der Gesanimtheit 
dieser Steuern gemacht wird, den Vorwurf nämlich, 
dass sie die unteren Classen unverhältnissmässig be- 
lasten. Als Typus dieser Art von indirecten Steuern 
kann die Salzsteuer betrachtet werden. Je unent- 
behrlicher ein Artikel fürs Leben, je unabhängiger 
die Menge des Verbrauchs von der ökonomischen 
Lage des Einzelnen ist, und je weniger es der Steuer- 
technik gelingt, den Verbrauch der Reicheren inten- 
siver als jenen der Aermeren zu treffen, um so be- 
denklicher wird die indirecte Besteuerung eines 
solchen Artikels. Hie Salzsteuer und in ähnlicher 
Weise der Mehl- und Fleischaufschlag dürfen hienach 
als wenig empfehlenswerth bezeichnet werden. Offen- 
bar aber liegt das Entscheidende in diesem Falle 
nicht im System der indirecten Besteuerung als 
solchem, sondern in der Wahl eines ungeeigneten 
Artikels. 

Immerhin ist aber selbst bei solchen an sich 
wenig geeigneten Artikeln noch manches in Erwägung 
zu ziehen, was thatsächlich die Bedenken erheblich 
abschwächt. Zunächst kommt in Betracht, dass der 
Reichere von den Artikeln des gewöhnlichen Lebens- 
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bedarfs, wie Salz und Brod, persönlich zwar nicht 
mehr, vielleicht sogar weniger als der Aermere- ver- 
braucht, dass er aber durch die Dienstbotenhaltung 
eine Anzahl von Verzehrern neben sich hat. welche 
auf seine Kosten solche Artikel verbrauchen. Weiter 
spielt auch hier die Frage der Ueberwälzung in so 
fern' herein, als die Preiserhöhung der unentbehr- 
lichsten Artikel durch indirecte Besteuerung den 
Minimalsatz für Arbeitsleistung, werde diese nun 
direct oder in Producten gewährt, erhöhen muss. 
Hienach werden auch die indirecten Steuern auf un- 
entbehrliche Lebensmittel effectiv zum guten Theil 
von jenen, welche Arbeit kaufen, beziehungsweise 
von den letzten Abnehmern der Producte der Arbeit, 
getragen. Der Einzelne aber tritt hinwiederum um 
so häutiger als Käufer mannigfaltiger Producte auf, 
je zahlungsfähiger er ist. Die Besitzenden werden 
also in allen Fällen ein ansehnliches Stück auch der 
scheinbar verwerflichsten indirecten Steuern tragen 
müssen. 

Es ist aber gar nicht nöthig, dass dieser Ge- 
dankenfolge voller Glaube geschenkt werde, wenn 
man solche Arten der indirecten Steuern befürwortet, 
welche von vornherein eine entschiedene Anpassung 
an die Leistungsfähigkeit der Pflichtigen ermöglichen. 
Eine solche Art der indirecten Besteuerung aber ist 
die Tabakbesteuerung in Form des Monopols. Die 
Form der Steuererhebung ist in diesem Falle durch- 
aus nicht gleichgültig, da sie allein die beste Ge- 
währ dafür bietet, dass der Reichere, welcher die 
bessern Qualitäten von Tabak verbraucht, nicht bloss 
proportional, sondern progressiv stärker besteuert 
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werde als der Aermere. Indem der Staat selbst der 
Tabakfabrikant und Tabakhändler wird, kann er ohne 
das geringste Hinderniss die Preise der Waare so 
einrichten, dass der Käufer der besseren Sorten einen 
höheren Steuerbetrag entrichtet als der Käufer der 
gewöhnlichen Tabakfahrikate. Bei dem Tabakmono- 
pol, das auf steuertechnisch und socialpolitisch rich- 
tiger Grundlage eingerichtet ist, erweisen sich dem- 
nach die gedankenlos gegen die Gesammtheit der 
indirecten Steuern geschleuderten Vorwürfe wegen 
mangelnder Anpassung an die Leistungsfähigkeit der 
Steuerzahler als unbegründet. Hier mögen diese all- 
gemeinen Andeutungen genügen, während das Nähere 
über die Steuertechnik des Tabakmonopols einer 
weiteren Ausführung Vorbehalten bleibt. 

Dagegen möge hier noch eine andere Erwägung 
erwähnt sein, welche häufig über das Verhältniss der 
directen und indirecten Steuern angestellt wird und 
welche angeblich zu Gunsten der ersteren ausfallt. 
Man sagt häufig: die directe Steuer sei desshalb der 
indirecten vorzuziehen, weil dabei dem Einzelnen 
unmittelbar und klar zum Bewusstsein gebracht werde, 
was er dem Staate leiste, während solches bei der 
indirecten Steuerzahlung nicht der Fall sei. Dem 
wäre zunächst entgegcnzuhalten , dass in der jetzigen 
Zeit vollster Publicität des staatlichen Finanzwesens 
und der vorgeschrittenen Volksbildung die Behaup- 
tung: dass der Zahler indirecter Steuern von seiner 
Steuerleistung eigentlich nichts wisse, kaum mehr 
recht begründet ist. Wäre aber diess auch der Fall, 
so wäre der ganze Einwand doch weder steuerpoli- 
tischen noch volkswirtschaftlichen , sondern etwas 
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fernab liegenden ethischen Erwägungen entnommen. 
Die Berechtigung auch zu solchen Erwägungen auf 
dem Gebiete des Steuerwesens sei zugestanden, aber 
weiterhin auch die Anerkennung der Berechtigung 
verlangt zu zeigen, dass der vermeintliche moralische 
Vortheil durch wirkliche wirtschaftliche Nachtheile 
weit überboten wird. 

Hier kommen wir zu einer Schattenseite der 
directen Steuern, die bisher kaum noch Beachtung 
gefunden hat. Die directe Steuer, welche dem Pflich- 
tigen in dem vom Steuerboten überbrachten Steuer- 
zettel allerdings auf Mark und Pfennig ersichtlich 
gemacht wird, hat den Ungeheuern wirtschaftlichen 
Nachtheil, dass sie auf dem Grundsatz langer Credi- 
tirung beruht. Während wir täglich vom Staate 
Leistungen für unsere Person und unser Vermögen 
empfangen, zahlen wir ihm die directe Steuer, welche 
wir ihm dafür schulden, nur in längeren Zwischen- 
räumen und in grösseren Beträgen und zwar je nach 
unserem Heimatlande und Wohnorte alle Monate, 
je vierteljährig oder wohl auch nur einmal im Jahre. 
Niemand denkt daran, in seinem Tagesbudget den 
betreffenden Betrag an directer Steuer zu berücksich- 
tigen, und wenn dann der Steuerbote kommt, ent- 
steht gar leicht ökonomische Verwirrung, falls nicht 
die Reserve des häuslichen Baarvorraths genügt. Man 
hat in neuerer Zeit eine umfassende Agitation für 
Baarzahlung im gewöhnlichen Verkehr eröffnet; wenn 
man diese mit Consequenz auf das Gebiet des Steuer- 
wesens übertragen will, muss man für vernünftige 
indirecte Besteuerung stimmen. Diese enthält das 
Princip der Baarzahlung in schärfster Verwirklichung; 


28 


die directe Besteuerung dagegen ist nichts anderes 
als Borgwirthschaft. Wahrscheinlich rühren alle 
Klagen über die Höhe der directen Steuern zumeist 
von dieser mit der Technik des directen Steuerwesens 
verbundenen Einrichtung her. Der Staat ist dem Ein- 
zelnen so nothwendig wie der Bäcker oder der Metz- 
ger; wie aber stünde es mit der Zahlungsfähigkeit 
für Brod und Fleisch, wenn in jedem Haushalt nur 
einmal im Jahre eine auf hohe Summen lautende 
Bäcker- und Metzger - Rechnung überreicht würde? 
Solange das Steuerziel noch fern ist, wird gelebt als 
käme eä nie; und wenn es doch kommt, dann kommt 
der Jammer. Müsste Jeder täglich directe Steuer 
zahlen, dann wäre die tägliche Lebenseinschränkung 
unter Controle gestellt. Man kann aber nicht täg- 
lich directe Steuern fordern, darum muss man das 
indirecte Steuersystem entwickeln ; denn bei diesem 
geht die tägliche Leistung des Staates gegen die 
tägliche Leistung des Steuerzahlers. 

Die vorliegenden Erwägungen wollen der Haupt- 
sache nach nur finanzpolitische Erwägungen im engem 
Sinn, aber keine Betrachtungen auf dem Gebiete der 
allgemeinen Politik sein. 

Darum sei das politische Vorurtheil gegen die 
indirecte Besteuerung, welches auf dem Steuerbe- 
willigungsrecht der Volksvertretung beruht, hier vor- 
läufig nur kurz berührt. Es wäre nicht zu billigen, 
wenn das steuerpolitisch als richtig Erkannte aus 
solchen allgemein politischen Erwägungen verworfen 
würde. Es ist solches aber auch vom Standpunkte 
des entschiedensten Vertreters der Rechte der Volks- 
vertretung gar nicht nöthig. Wenn auch eine Er- 
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I 

Weiterung der .indirecten Besteuerung eintritt, so i 

verbleibt immer genug an directen Steuern, um der I . 

Volksvertretung gegebenen Falls ein mächtiges Zwangs- \* 

mittel zu belassen, das sie freilich immer nur mit 
sorgfältigster Ueberlegung und im Bewusstsein wird 
anwenden dürfen, dass bis zu einer gewissen Grenze 
neben dem Steuerbewilligungsrecht die Stcuerbewil- i. 

ligungspflicht steht. Wäre aber wirklich diese Grenze 
überschritten und käme es zum Conflict , dann würde 
auch bei Einführung des Reichstabakmonopols im- 
merhin in den einzelnen Staaten des Reiches noch 
genug an directer Besteuerung, an alter Ertrags- 
steuer wie an neuer Einkommensteuer vorhanden 
sein, um das Steuerbewilligungsrecht als schneidige, • 

vielleicht auch als zweischneidige Waffe zu hand- 
haben. Im Reich aber ist bis jetzt bei der Fest- 
stellung der Matrikularbeiträge, welche durch die 
Einführung des Tabakmonopols beseitigt werden könn- [ 

ten, ohnediess nicht von einem Steuerbewilligungs- ; 

recht der Volksvertretung im strengen Sinne des 
Wortes, sondern nur von der nothwendigen Ausfül- 
lung der Lücke die Rede, welche der bewilligte Etat 
der Ausgaben gegenüber jenem der Einnahmen des 
Reiches zeigt. Im Uebrigen wird sich weiter unten 
nach Feststellung der Einträglichkeit des Tabakmono- 
pols Anlass gebeii , auf die Frage vom bedrohten Bud- 
getrecht des Reichstags und der Einzellandtage näher 
zuriiekzukommen: 
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Die Erörterungen, welche in der ersten Studie 
dem Wesen der directen und der indirecten Be- 
steuerung gewidmet worden sind, waren ganz allge- 
meiner Natur. Nur bei der Streifung der einspielenden 
politischen Fragen ist zum Schluss in aller Kürze 
speciell der deutschen Verhältnisse gedacht worden. 
Im Uebrigen aber waren die Ausführungen der ersten 
Studie ganz allgemein ohne Rücksicht auf ein ge- 
gebenes Staatengebilde gehalten. 

Nun muss aber weiter untersucht werden, wie 
denn auf der gewonnenen allgemeinen Grundlage die 
concrete Entscheidung ausfällt, wenn es sich darum 
handelt, in welcher Richtung im Deutschen Reiche 
die Steuerrefonn sich bewegen soll. Zunächst ist 
darüber kein Zweifel, dass im Deutschen Reich als 
solchem, wie in den einzelnen Staaten, aus welchen 
es besteht, die „Steuerreform“ in ihrer Schlussbedeu- 
tung mit einer Steuererhöhung zusammenfällt. Nur 
vereinzelt und für ganz kurze Zeit gewann es in 
der Epoche des später als krankhaft erkannten Auf- 
schwungs nach dem deutsch - französischen Kriege den 
Anschein, als würden Steuerreformen in deutschen 
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Ländern sich fernerhin als Steuernlinderungen dar- 
stellen. Solche Hoffnungen sind längst dahin, und 
jedermann kennt den Ernst der Lage, welcher durch 
die Thatsache begründet ist, dass das Reich als solches 
wie auch die einzelnen Staaten eine ansehnliche Be- 
darfsmehrung zeigen, deren Beschaffung unter der 
Voraussetzung eines geordneten öffentlichen Haushalts 
ohne gesteigerte Inanspruchnahme der Steuerkraft 
des Volkes nicht denkbar ist. 

Dass das Reich und die Staaten mehr brauchen 
als sonst, steht fest. Weiterhin aber besteht auch 
darüber kein Zweifel , dass die Ansprüche des Reiches 
an die Staaten, w-elche als Matrikularbeiträge auf- 
treten, vorzugsweise die Erhöhung der einzelnen 
Staatsbudgets verursachen. Allerdings haben auch 
die particularen Staatsbedürfnisse als solche an Um- 
fang zugenommen, und überdiess in Folge der Geld- 
entwerthung in ihrem zahlenmässigen Ausdruck als 
Geld - Staatsbedarf eine weitere erhebliche Steigerung 
erfahren. Aber andrerseits ist doch auch die parti- 
culare Finanzkraft der Staaten gestiegen. Nicht bloss 
die Steuerkraft im engeren Sinne hat mit der Ver- 
mehrung der Bevölkerung und der weiteren Erschlies- 
sung der materiellen Hülfsquellen der Länder zu- 
genommen, sondern auch in anderer Weise hat der- 
selbe Umstand, welcher den Staatsbedarf vermehrt 
hat, gleichzeitig eine für die Particular-Staaten durch- 
aus nicht unwichtige Gruppe von Einnahmen im 
Geldbeträge erhöht. Mögen auch vorübergehend in 
der neuesten Zeit ungünstigere Verhältnisse ein- 
getreten sein, so zeigen doch bei einem weitergrei- 
fenden historischen Rückblick die Einnahmen aus 
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dem Staatsforstbesitz eine der Steigerung des parti- 
cularen Staatsbedarfs mehr als proportionale Zunahme. 

Hienach darf man wohl annehmen, dass eigent- 
liche finanzielle Schwierigkeiten in den einzelnen 
Staaten ohne die — sachlich ja vollkommen begrün- 
deten und einen unbezahlbaren Gewinn an nationalen 
Errungenschaften darstellenden — Anforderungen des 
Reiches, oder, um es concret auszudrücken , ohne die 
Nothwendigkeit der Zahlung grosser Summen von 
Matrikularbeiträgen , kaum vorhanden wären. Sicher 
wäre es der Steuertechnik der einzelnen Staaten ge- 
lungen, mit geringen Anstrengungen das Gleichgewicht 
im Staatshaushalt herzustellen, und es ist sogar zweifel- 
haft, ob man in diesem Fall an eine weitere Ausdehnung 
der Beihülfe durch die Personal -Einkommensteuer 
hätte denken müssen. 

Bei dieser Sachlage kann die Antwort auf die 
Vorfrage : ob von Reichswegen oder von Staatenwegen 
durch Ausdehnung der Besteuerung das Mehr des 
Bedarfs, das sich im Ganzen ergibt, vorzugsweise 
herbeigeschafft werden soll, nicht zweifelhaft sein. 
Da die Anforderungen des Reiches den Ausschlag 
geben, muss auch zunächst die Erweiterung der 
Reichsbesteueruhg die Mittel zur Ordnung des ins 
Schwanken gerathenen öffentlichen Haushalts bieten. 
So müsste man aus allgemeinen Erwägungen die auf- 
geworfene Vorfrage selbst dann entscheiden, wenn 
nicht noch ein weiterer gleichfalls höchst gewichtiger 
Grund bestärkend hinzukäme. Rechnerisch wäre es 
allerdings gleich, wenn die 80 Mill. beziehungsweise 
die in Aussicht stehenden 115 Mill. Mark Matrikular- 
beiträge als solche erhalten und durch die Einzel- 
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steuern der Staaten aufgebracht, oder wenn sie durch 
Ausdehnung der Reichsbesteuerung auf den ange- 
gebenen Betrag beseitigt würden. Aber vom Stand- 
punkte der Volkswirtschaft und der Gerechtigkeit 
ist ein gewaltiger Unterschied zwischen diesen beiden 
Wegen. Niemand zweifelt daran, dass die Matricular- 
beiträge nichts anderes sind als contingentirte Kopf- 
steuern, bei deren Bemessung die bedeutenden Unter- 
schiede in der durchschnittlichen Steuerfähigkeit der 
Bewohner der verschiedenen Bundesstaaten ganz un- 
berücksichtigt bleiben. Je mehr die Matricularhei- 
träge steigen, um so grösser wird die Ungerechtigkeit 
ihrer Erhebung. Eine ganz kleine Kopfsteuer, zwar 
nicht auf jeden Kopf der Bevölkerung vom Säugling 
bis zum Greis — wie diess tatsächlich unter dem 
System der Matricularbeiträge indirect geschieht — 
aber doch für jeden selbständigen Haushaltungsvor- 
stand, wäre am Ende zu ertragen, und es Hessen sich 
dafür sogar manche ganz gute Gründe anführen. So- 
bald man aber grosse Summen auf diesem Wege be- 
schaffen wollte, müsste man sofort mit den einfachsten 
Grundsätzen der Gerechtigkeit in Widerstreit geraten. 

Es ist also zweifellos, dass die Steuerreform im 
grossen Styl nur von Reichswegen gemacht werden 
kann", und dass demnach den steuerreformatorischen 
Bestrebungen der Einzelstaaten nur ein bescheidenes 
Feld der Thätigkeit überlassen bleiben sollte, was 
auch gewiss weder von den Regierungen, noch von 
den Bevölkerungen ungern gesehen würde. 

Unter einer Abhülfe von Reichswegen „im grossen 
Styl“ kann nach dem Gesagten nur eine Vermehrung 
der eigenen Einnahmen des Reiches um eine ganz 
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erkleckliche Summe, oder., um es concret zu bezeich- 
nen, um den ungefähren Betrag der Matricularbeiträge, 
also mindestens um 100 Mill. Mark, verstanden werden. 

Dass aber diese Vermehrung der eigenen Ein- 
nahmen des Reiches nur auf dem Gebiete der Be- 
steuerung erfolgen kann, wird im Ernste Niemand 
bezweifeln. Eigentliche Domänen besitzt das Reich, 
wenn von den besonderen Verhältnissen in Elsass- 
Lothringen abgesehen wird, überhaupt nicht. Die 
Einzelstaaten aber zu Gunsten des Reichs berauben, 
hiesse den Bundesstaat aufheben; zudem würde es 
für den vorliegenden Zweck gar nichts nützen, da 
einfach den Theilen genommen würde, was das Ganze 
empfinge. Am meisten sind noch die Reichseinnahmen 
aus dem Bankwesen, wie der Etat sie bezeichnet, 
mit den Domänen -Einnahmen verwandt, und unter 
diesen deren Hauptbestandtheil , welcher aus dem 
Antheil des Reiches an dem Reingewinn der Reichs- 
bank fliesst. Im Etat für 1877/78 ist derselbe mit 

1.500.000 M. vorgetragen. Weitere Millionen sind 
hier gewiss nicht zu holen. Noch ungünstiger dürften 
die Aussichten für die künftigen Einnahmen aus dem 
Miinzregal — um diesen alten Ausdruck zu gebrau- 
chen — stehen. Der Etat für 1877/78 trägt zwar 

10.200.000 M. als Gewinn bei der Ausprägung der 
Reichsmünzen, sowie an sonstigen Einnahmen aus 
der Münzreform vor; aber unter den Ausgaben auf 
Münzwesen finden sich 7.800.000 M. , und schliesslich 
werden nach Durchführung der Münzreform bei den 
Einnahmen- wie bei den Ausgaben die Millionen über- 
haupt verschwinden. 

Es verbleiben also zur möglichen VermeTirung 
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der Reichseinnahmen nur die Gebühren und die 
Steuern. Aus dem Gebiete der volkswirtschaftlichen 
Gebühren zeigt allerdings der Reichsetat ganz an- 
sehnliche Einnahmeposten , nahe an 12 Millionen aus 
der Tost- und Telegraphenverwaltung und nahe an 
10 Millionen aus der Eisenbahnverwaltung. Auf den 
verzweifelten Gedanken aber, Reichspost und Reichs- 
eisenbahnen als Quellen ausgiebiger Mehreinnahmen 
zu benützen, wird gleichwohl niemand kommen. Die 
Einnahmen aus anderweitigen Rechts- und Verwal- 
tungsgebühren aber müssen nach der Organisation 
des öffentlichen Dienstes im Reich und in den ein- 
zelnen Staaten notwendig von geringem Betrage 
bleiben, da nur die bei den eigentlichen Reichs- 
behürden anfallenden Gebühren dieser Art der Reichs- 
casse, die bei den Landesbehörden eingehenden da- 
gegen den particularen Staatscassen zufallen dürften. 

Wenn hienach die entscheidende Mehrung der 
eigenen Einnahmen des Reiches auf dem Gebiete der 
Besteuerung gesucht werden muss, so fragt sich zu- 
nächst, ob die directen Steuern hiezu geeignet sind. 
Diese Frage ist gewiss nicht müssig; denn es ist 
noch nicht so lange her, dass die Agitation für eine 
Reichseinkommensteuer viel von sich reden machte. 
Die Antwort auf diese Frage aber muss allerdings 
nach der in der ersten Studie versuchten Kritik der 
directen Steuern verneinend ausfallen. 

Wenn irgend etwas auf finanzpolitischem Gebiet 
unter den gegenwärtigen deutschen Verhältnissen un- 
bedingt feststeht, so ist es die Nothwendigkeit, Klar- 
heit in die Beziehungen zwischen den Finanzen des 
Reiches und der Einzelstaaten dadurch zu bringen, 
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dass die Gebiete der Reichs- und der Landesbesteue- 
rung scharf abgegrenzt werden. Es kann nicht ein- 
dringlich genug angerathen werden, alles zu vermeiden, 
was als Uebergrifl' der Reichsbesteuerung in das hi- 
storisch gewordene Gebiet der Landesbesteuerung er- 
scheint, sofern nicht etwa diese selbst in einzelnen 
Fällen eine Richtung verfolgt, welche principiell der 
Reichsbesteuerung zufällt, jedoch auch in diesem 
Falle nur unter der Voraussetzung, dass nicht etwa 
wohlerworbene und in den thatsiichlichen Verhält- 
nissen auch materiell begründete Landesrechte ver- 
letzt würden. Wer solchen Erwägungen zustimmt, 
kann keinen Augenblick darüber im Zweifel sein, dass 
die directe Besteuerung Landesangelegenheit sein und 
bleiben muss. So müsste die Entscheidung selbst 
dann fallen, wenn die directe Besteuerung in den 
Einzelstaaten sich ganz gleichartig entwickelt hätte. 
Noch unthunlicher aber erscheint die Uebertragung 
der directen Steuern auf das Reich bei den thatsäch- 
lich bestehenden sehr verschiedenartigen directen Be- 
steuerungsarten in den Einzelstaaten. Man vergegen- 
wärtige sich einen Augenblick die Ungeheuerlichkeit 
des Gedankens, alle directen Steuern der Einzelstaaten 
auf das Reich zu übertragen. Das Reichsfinanzamt 
der Zukunft — das wohl in allen Fällen nicht aus- 
bleiben wird — könnte die Verschiedenartigkeit der 
Steuersysteme nicht beibehalten, auch wäre ja, wenn 
die bestehenden directen Steuern auf das Reich ein- 
fach übertragen würden , im Ganzen nichts gewonnen, 
und noch dazu wäre die sichere Grundlage des par- 
ticularen Staatshaushalts gänzlich zerstört. Es müsste 
also von Reichswegen reformirt, das heisst, unificirt 
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und dabei erklecklich erhöht werden. Nun vergegen- 
wärtige sich der Leser das, was über die Sprödigkeit 
der directen Ertragssteuern gesagt worden ist, um 
einigermassen zu begreifen, welche volkswirthschaft- 
liche Revolution schlimmster Art durch unificirte 
Reichsertragssteuern in Deutschland angerichtet würde. 
Da wäre eine Territorial- oder Berufsgruppe von 
Steuerzahlern ohne Grund beschenkt, dort hingegen 
ebenso ohne Grund beraubt. Kurz, es ergäbe sich 
eine wirthschaftliche Umwälzung, deren Folgen ganz 
unberechenbar wären. Und welcher verzehrende Kampf 
der verschiedenen Gruppen der Interessenten müsste 
im Reichstag vorhergehen! 

In der That denkt auch niemand an die Ueber- 
tragung der Gesammtheit der directen Steuern an 
das Reich. Man könnte also einwenden: Warum 
hier ein solches Phantasiegebilde entrollen? Die 
Antwort lautet einfach : um an den schlimmen Folgen, 
welche das Ganze nach sich zöge, die Bedenken er- 
sichtlich zu machen, welche gegen theilweise Bestre- 
bungen solcher Art bestehen. Es ist von Zeit zu 
Zeit, niemals so recht im Ernst, aber doch auch 
niemals ohne einige Fühlerabsicht, von einer Reichs- 
gewerbesteuer gesprochen worden. Nach dem Ge- 
sagten müsste ein solches Steuerproject unbedingt 
verworfen werden. Eine einzelne Ertragssteuer aus 
dem Gefüge der particularen Gesammtsteuern dieser 
Art herausreissen , wäre fast noch schlimmer, als 
diese alle miteinander an das Reich überweisen. Es 
ginge dieses Herausreissen nicht ohne gefährliche 
Verwundung des ganzen particularen Steuersystems 
ab. Zugleich aber wäre mit der Sache selbst für das 
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Reich wenig gewonnen. Auch in diesem Fall käme 
ein finanzpolitischer Erfolg nur dann heraus, wenn 
die Gewerbebesteuerung unificirt und in erklecklicher 
Höhe festgestellt würde. Gegen letzteres aber müss- 
ten jene, welche den Ausführungen der ersten Studie 
über das Bedenkliche einer Erhöhung der Gewerbe- 
steuer zustimmen, sich unbedingt erklären. 

Vielleicht aber zeigt die Reichseinkommensteuer 
den richtigen Weg der Reform? Es gibt ja in der 
That viele und recht ehrlich denkende Yolkswirthe 
und „Freunde der Volkswirtschaft“ — wenn dieser 
wohlwollende Ausdruck gestattet wird — welche wirk- 
lich dieser Ansicht sind. Wenn es aber wahr ist, 
dass alle die Täuschungen , welche bei der Agitation 
für die Personaleinkommensteuer unterlaufen , begrün- 
det sind, und wenn hienach von dieser jüngsten der 
directen Steuern im besten Fall überhaupt nur ein 
bescheidener finanzpolitischer Erfolg erwartet werden 
darf, dann ist von vornherein klar, dass die Ein- 
kommensteuer nicht das Ziel der deutschen Steuer- 
reform im grossen Style sein kann. Dazu kommt dann 
noch weiter, dass nach der historischen Gestaltung 
des directen Steuerwesens in den Einzelstaaten, die 
Personaleinkommensteuer, möge sie annähernd voll- 
ständig oder doch in einzelnen Bruchstücken bereits 
bestehen oder möge deren Einführung in Sicht sein, 
ebenso einen integrirenden Bestandtheil des ganzen 
directen Steuersystems bildet, wie irgend eine der 
älteren Ertragssteuern. Die klare Auseinandersetzung 
des Gebiets der Reichs- und der Landesbesteuerung 
erheischt unbedingt, dass den Einzelstaaten die directe 
Besteuerung ganz und voll belassen werde; die Per- 
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. sonaleinkommensteuer kann von dem particularen 

:: Haushalt ohne heillose Verwirrung ebenso wenig los- 

gelöst werden, wie etwa die Gewerbesteuer oder die 
l~ Grundsteuer. 

t Es läge nun nahe, iin Gegensätze zu dein Ge- 

sagten, sofort zum Schlüsse dieser zweiten Studie 
überzugehen , nämlich zum Nachweise der zwingenden 
; t : Nothwendigkeit, die ausgiebige Steuerrefonu im Deut- 

i i sehen Reich auf dem Gebiete der indirecten Besteue- 

h rung, und zwar des Tabaks, zu suchen, 

f: Noch aber verdient vorher ein Mittel- und Misch- 

gebiet — wie man es wohl bezeichnen darf — von 
Gebühren, directen und indirecten Steuern, kurze Er- 
wähnung, welchem sich in der jüngsten Zeit der of- 
ficielle Versuch zu einer deutschen Steuerreform im 
, kleinen Style zugewendet hat. 

Es gibt in der ganzen Finanzwissenschaft keinen 
dunkleren Begriff als den der Stempelsteuer, da die 
Abstempelung oder die Verwendung der Stempel- 
marke nur eine Form ist, hinter welcher sich eine 
wahre Gebühren-Erhebung oder eine wahre Besteue- 
rung verbergen kann, und da überdiess beides mit 
wirthschaftlich gleichem Erfolge vielfach auch in an- 
derer Weise als gerade durch Stempelung erreicht 
werden kann. Der Begriff Stempelsteuer ist also zu- 
nächst nur eine leere Form, welche ihren Inhalt bloss 
durch genaue Bezeichnung der verschiedenen Arten 
von Auflagen gewinnt, die man sich im concreten 
Fall unter der Stempelsteuer denkt. Wenn von der 
Erhebung eigentlicher Rechts- und Verwaltungs- 
gebühren in Stempelform abgesehen wird, so zeigt 
sich, dass die sogenannten Stempelsteuern im Wesent- 
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liehen Verkehrssteuern mit der weiteren Eigen- 
tümlichkeit sind, dass sie in ihrem Wesen sich 
tlieils den directen, theils den indirecten Steuern 
nähern. 

Die Verkehrssteuern in Stempelform, welche sich 
in ihrem Wesen den directen Steuern nähern, eignen 
sich selbstverständlich am wenigsten zur Uebertragung 
auf das Reich, schon wegen ihres Zusammenhangs 
mit den particularen Steuersystemen. 

Die Verhandlungen der Reichsstempelsteuercom- 
mission bestätigen diess. In der ursprünglichen 
preussischen Denkschrift, die dem Bundesrath unter- 
breitet wurde, nahmen die Abgaben von Veräusse- 
rungen von Immobilien und die Erbschaftssteuer eine 
hervorragende Stelle ein. Aus den Vorschläge^ der 
Commission sind dieselben verschwunden, und mit 
Recht; denn sie sind Verkehrsbesteuerungen , welche 
mit den indirecten Steuern nicht die geringste Ver- 
wandtschaft, zu den directen Steuersystemen der 
Einzelstaaten aber sehr innige Beziehungen haben. 
Wenn die Grundsteuer als die ständige Reallast des 
Grundbesitzes zu bezeichnen ist, so erscheint die Be- 
sitzanderungsabgabe als dessen unständige Reallast, 
welche in ihrem muthmasslichen mittleren Eintreffen 
im Verkaufs werthe der Grundstücke bereits discontirt 
erscheint. Was für unveränderte Beibehaltung der 
historisch gewordenen Grundsteuer geltend gemacht 
werden muss, spricht in gleicher Weise für unver- 
änderte Beibehaltung der bestehenden Abgaben bei 
Veräusserung von Immobilien. Sie erniedrigen, heisst 
den Grundbesitz ohne Veranlassung beschenken, sie 
erhöhen, ihn ohne Berechtigung berauben. Die Be- 
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sitzänderungsabgaben von Immobilien taugen also 
in der That so wenig fürs Reich, wie die Grund- 
steuern. 

Die Erbschaftssteuer ist ihrem Wesen nach, möge 
sie nun in Stempelform oder in irgend anderer Weise 
erhoben werden, eine Vermögenssteuer, welche mit 
vieler Berechtigung als eine wichtige Ergänzung der 
Ertrags - und Einkommensteuersysteme namentlich 
für den Fall bezeichnet wird, dass eine gesonderte 
Capitalrentensteuer nicht besteht. Die Erbschafts- 
steuer gehört also ganz und gar mit ins System der 
directen Steuern, wenn sie auch in der concreten 
Staatsrechnung unter einem ganz andern Titel vor- 
getragen wird. Auch sie taugt also nichts für das 
Reich. 

Und so ist denn in der That die Reichsstempel- 
steuercommission , und zwar, wie es scheint, nicht 
ohne lange Wehen, dazu gekommen, jene Verkehrs- 
besteuerungen zu befürworten, welche, der indirecten 
Besteuerung sich nähernd, in keinem oder doch nur 
in entfernterem inneren Zusammenhänge mit den 
directen Steuersystemen der Einzelstaaten stehen. 

Am klarsten tritt diess bei dem Spielkartenstempel 
zu Tage, welcher einfach eine Verbrauchssteuer in 
Stempelform ist. Weniger der Form als dem Wesen 
nach passt eine gleiche Auffassung für den Stempel 
auf Lotterieloose. Diese beiden Vorschläge sind hie- 
nach unbedingt discutirbar; nur muss man von vorn- 
herein darüber im Klaren sein , dass sie nur Bestand- 
teile einer Steuerreform im kleinen, um nicht zu 
sagen im kleinlichen Styl sind, welchen unbedingt 
entgegengetreten werden müsste, wenn dadurch etwa 
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die unentbehrliche deutsche Steuerreform im grossen 
Styl aufgehalten werden wollte. 

Von den sonstigen Vorschlägen der Commission 
dürften zunächst nur jene in Betracht kommen, welche 
als Verkehrsbesteuerungen den Uebergang mobiler 
Werthe durch die Besteuerung der Schlussnoten und 
der Rechnungen über Werthpapiere treffen sollen. 

Dagegen scheinen die weiteren Vorschläge der 
Commission wenig Aussicht auf Berücksichtigung von 
Seite des Bundesrathes zu haben. Dieselben be- 
ziehen sich einerseits auf wahre Reichsgebühren für 
amtliche Ankündigungen, Eintragungen u. s. w. auf 
Grund von Reichsgesetzen , andererseits auf die Ein- 
führung eines allgemeinen Quittungsstempels. Am 
meisten dürfte der Vorschlag eines allgemeinen Quit- 
tungsstempels nach französischem System überrascht 
haben, der nicht bloss die amtlich eingereichten, 
sondern auch alle Privatquittungen, von einer be- 
stimmten Summe an aber nur mit einem niedrigen 
Fixbetrag treffen sollte. Gegenüber dem irrationelleu 
Gradationsstempel, der mehrfach in deutschen Län- 
dern besteht und eine namhafte Extrabesteuerung 
der Staatsdiener darstellt, welche man gleichwohl 
nicht als solche gelten lässt, wäre ein derartiger 
niedrig gehaltener allgemeiner Quittungsstempelimmer- 
hin ein Fortschritt. Sein volkswirtschaftliches Wesen 
zu definiren ist schwer; er wird vielfach wie eine in- 
directe, zum Ueberwälzen bestimmte, vielfach wie 
eine directe, principiell nicht überzuwälzende Steuer, 
vielfach wie eine Gebühr wirken. Das definitive Ur- 
teil über diesen Vorschlag, insbesondere über dessen 
Zusammenhang mit den particularen Staatsfinanzen 
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und deren etwaiger Alterirung, mag desslialb, zumal 
bei der geringen Aussicht auf dessen Verwirklichung, 
noch zurückgehalten werden. 

Jedenfalls ist klar, dass, selbst im Falle der 
principi eilen Billigung aller Vorschläge der Reichs- 
stempel-Steuer-Commission , und mehr noch nach der 
inzwischen eingetretenen Beschneidung dieser Vor- 
schläge, nur eine Steuerreform im kleinen Style, trotz 
der Mannigfaltigkeit der Steuer -Tastungen und trotz 
einer sehr allgemeinen Verkehrsbelästigung, vorliegen 
würde. Man braucht hienach durchaus nicht dem 
ganzen Vorschlag der Commission feindlich gestimmt 
zu sein , um dennoch die unbedingte Berechtigung der 
Frage anzuerkennen, ob es nicht besser wäre, mit einem 
entscheidenden Schlag auf dem Gebiete der indirecten 
Verbrauchsbesteuerung das ganz und voll zu erreichen, 
was die reducirten Reichsstempel-Steuer-Projecte in 
ungenügender, verzettelter und theil weise kleinlicher 
\Veise erstreben. 

Die indirecte Verbrauchsbesteuerung bildet das 
naturgemässe Gebiet, auf welchem die Reichsbesteue- 
rung sich zu entwickeln hat, und auf welchem dess- 
halb bei ausgiebiger Mehrung des Reichsbedarfs auch 
ausgiebige Abhülfe zu suchen und zu finden ist. Greift 
man mit sogenannten Stempelsteuern vor, dann lähmt 
man mehr oder minder die Finanzkraft der Einzel- 
staaten, welche ihrerseits nicht wie das Reich die 
Wahl haben, auch der indirecten Verbrauchsbesteue- 
rung sich zuzuwenden. Da aber dem Reich als sol- 
chem die Finanzkraft seiner Glieder durchaus nicht 
gleichgültig sein kann, so sprechen in der That so 
einfache und so durchschlagende Gründe dafür, die 
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Steuerreform im Reich in der ausgiebigen Nutzbar- 
machung eines vorzugsweise zur indirecten Besteue- 
rung geeigneten Artikels zu suchen, dass nur die in 
der ersten Studie erwähnten haltlosen Vorstellungen 
über das principiell Verwerfliche der indirecten Steuern 
es einigermassen erklären, wie man gleichwohl, statt 
des geraden und offen daliegenden "Weges, der zum 
Tabakmonopol führt , das dunkle Labyrinth der Reichs- 
stempelsteueru aufsuchen konnte. 

Bei der indirecten Besteuerung liegt das Schwer- 
gewicht in der richtigen Wahl des Artikels. Eine 
Umschau in der Statistik der Zollerträge und der 
inneren Verbrauchsbesteuerung des Deutschen Reiches 
führt alsbald auf den richtigen Artikel , und zwar mit 
zwingender Nothwendigkeit. 

Es wird hier vorausgesetzt, dass der Kampf zwischen 
Schutzzoll und Freihandel, unabhängig von der Frage 
der Steuerreform, um die es sich hier handelt, aus- 
gekämpft wird. Diese Voraussetzung ist bei einer 
geschlossenen finanzpolitischen Studie, wie die vor- 
liegende ist, um so mehr zulässig, als ja beim Schutz- 
zoll das effective Zollerträgniss an Bedeutung sehr in 
den Hintergrund tritt, und als jedenfalls, selbst dann 
wenn da und dort mehr Schutz als bisher gewährt 
werden sollte, die Grösse des Zollertrags gewiss keine 
Verlegenheiten bereiten könnte, da eventuell dem 
übermässigen Segen durch Erniedrigung minder ratio- 
neller Zölle und Steuern, z. B. der Salzsteuer, be- 
gegnet werden könnte. 

Bei der Ueberschau über die Zollerträgnisse nach 
einzelnen Artikeln , zum Zweck der Aufsuchung eines 
muthmasslich zur ausgiebigen indirecten Besteuerung 
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geeigneten Artikels, sind desshalb nur die eigentlichen 
Finanzzölle zu beachten. Sieht inan von jenen mit 
Finanzzoll belegten Artikeln, welche zugleich Gegen- 
stand der inneren Besteuerung sind, ab, so bleibt 
eine so spärliche Auswahl von Artikeln mit einiger- 
massen nennenswerthen Erträgnissen, dass man so- 
fort ahnt, wie sie für ausgiebige Besteuerung kaum 
in Betracht kommen können. Erwähnenswerth als 
Beispiele wären etwa nach der Veröffentlichung des 
kaiserlichen statistischen Amtes für 1875 folgende 
Artikel: Kaffee mit einem Zollertrag von 35,3 Mil- 
lionen Mark (der Theezoll trägt im deutschen Zoll- 
gebiet nur wenig über '/ 2 Mill. M.), Wein 11 Mill. M., 
Korinthen und Rosinen 3,6 Mill. M., Häringe 2 Mill. 
M., Schweine (incl. Spanferkel) 1.9 Mill. M., Reis 
1,8 Mill. M., Pfeffer 1 Mill. M., Leinöl 1 Mill. M. 
Von einem ausschlaggebenden Finanzzoll kann unter 
den hier aufgeführten Artikeln eigentlich nur bei 
Kaffee und Wein die Rede sein, wobei überdiess 
im Weinzoll ‘auch ein ansehnliches Stück Schutz- 
zoll steckt. Mit Rücksicht auf die Bedeutung des 
Kaffee’s für die Volksernährung, die Leichtigkeit des 
Schmuggels und des Ersatzes der Kaffeebohne durch 
Surrogate müsste von dem Versuche, den Kaffeezoll 
ansehnlich zu steigern, schon aus allgemeinen Grün- 
den entschieden abgeratlien werden ; für das Deutsche 
Reich kommen hiezu noch die besonderen Bedenken, 
welche sich auf die ausserordentlich verschiedenartige 
Verbrauchsmenge dieses Artikels pro Kopf der Be- 
völkerung in den verschiedenen Landstrichen des Reichs 
gründen. Eine bedeutende Erhöhung des Weinzolls 
müsste von der Einführung einer inneren Besteuerung 
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der Weinpröduction begleitet sein, die jedoch ihrer- 
seits nach dem Vorgänge Preussens mit der Aufhebung 
der Weinsteuer kaum empfehlenswerth sein dürfte. 
Gegen die Erhöhung des Weinzolls spricht sodann 
weiter die hiemit unmittelbar verbundene Gefahr noch 
weiterer Verbreitung der Weinfälschung und die Rück- 
sicht auf die internationalen Handelsbeziehungen. Tritt 
letztere Rücksicht auch zur Zeit vorübergehend etwas in 
den Hintergrund , und ist auch namentlich der erhöhte 
Weinzoll als Waffe für den Zollkrieg bezeichnet wor- 
den , so wolle man doch bedenken , dass der Zollkrieg 
sicher nicht den normalen Stand der Verkehrsbe- 
ziehungen ausdrückt, sondern dass dem Zollkrieg, 
wenn er überhaupt ausbrechen sollte, jedenfalls ein 
Zollfrieden folgen wird. Von den minder erträglichen 
oben genannten Finanzzöllen aber kann ohnediess bei 
der Frage einer Steuerreform im grossen Style nicht 
die Rede sein. 

Von den zur Zeit zollfreien Artikeln mögen Ge- 
treide und Petroleum erwähnt sein. Ob die Land- 
wirthschaft einen Schutzzoll auf Getreide mit Recht 
verlangen kann, möge hier unerörtert bleiben. Ge- 
wiss ist, dass der Getreidezoll einer der schlechtesten 
unter den Finanzzöllen wäre, weil er ebenso zu be- 
urtheilen sein würde, wie die innere Besteuerung des 
Getreideverbrauchs im Mehlaufschlag. Minder un- 
günstig wäre über den Petroleumzoll zu denken; doch 
dürften auch hier die Bedenken einer übermässigen 
Belastung der unteren Volksclassen mindestens so 
gross sein, dass nur für den Fall der Unmöglichkeit, 
einen geeigneteren Artikel zu finden, auf das Petro- 
leum zurückzugreifen wäre. 
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Noch erübrigt ein Blick auf den Ertrag der in- 
directen Besteuerung jener wichtigen Artikel, welche 
im Reich durch die combinirte Besteuerung des Zolls 
und der Accise erfasst werden. 

Was zunächst den Branntwein betrifft, so belief 
sich nach den Mittheilungen des kaiserlichen stati- 
stischen Amtes der Gesammtertrag der aus dem Brannt- 
weinverbrauch des Reichssteuergebiets (im wesent- 
lichen Mittel- und Norddeutschland) in die Reichs- 
casse geflossenen Abgaben, welche sich aus der Summe 
der Productionssteuern, der Uebergangsabgaben und 
Einfuhrzölle, nach Abzug der für Ausfuhren und 
steuerfreie Verwendungen bezahlten Steuervergütungen 
zusammensetzen 

V 

überhaupt pro Kopf 

im Jahre 1876 auf 49,069,887 M. 1,52 M. 

„ „ 1875 „ 52,474,865 M. 1,64 M. 

„ „ 1874 „ 47,977,365 M. 1,52 M. 

„ n 1873 „ 42,788,913 M. 1,38 M. 

„ „ 1872 „ 41,981,556 M. 1,35 M. 

im Durchschnitt dieser fünf Jahre auf 1,48 M. 

Der Branntweinverbrauch ist hiernach allerdings 
und leider eine sehr ausgiebige Quelle der Einnahmen 
des Reiches. Einer weiteren ansehnlichen Steigerung 
aber möchte diese Steuereinnahme ohne grosse Be- 
einträchtigung 'der Landwirthschaft kaum mehr fähig 
sein. Allein ganz abgesehen davon, spricht die wei- 
tere Erwägung entscheidend gegen den Gedanken, die 
deutsche Steuerreform auf die Branntweinbesteuerung 
zu gründen , dass es sich hier um einen Genussartikel 
handelt, dessen Verbrauch in den einzelnen Staaten 
ein pro Kopf der Bevölkerung sehr verschiedener ist. 
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Für einen Bundesstaat aber eignet sich kein Artikel, 
bei welchem ein solches Verhältnis vorliegt zur Be- 
schaffung eines ausgiebigen Mehrertrags an indirecten 
Steuern. 

Mit dieser Erwägung tritt auch der Gedanke in 
den Hintergrund, die Steuerreform auf die Bierbe- 
steuerung zu gründen. Die Zolleinnahmen für ein- 
geführtes Bier sind unbedeutend; sie erreichten im 
Jahr 1875 den Betrag von rund 630,000 M. In der 
Brausteuergemeinschaft wurden im Jahr 1876, ab- 
gesehen von den Uebergangsabgaben auf Bier (rund 
900,000 M.), vereinnahmt 17,767,725 M., dagegen in 
Bayern diesseit des Rheins allein 20,754,908 M. ; weiter 
in Württemberg im Finanzjahr 1875/76 5,214,914 M., 
in Baden (1876) 2,241,816 M., in Elsass-Lothringen 
(1876) 1,573,409 M. Der Leser bedarf keiner Re- 
duction dieser Steuerbeträge auf den Kopf der Be- 
völkerung, um zu ersehen, dass der Bierverbrauch 
in den verschiedenen Staaten des Reiches gegen- 
wärtig — und wohl noch für einige Zeit — ein so 
verschiedenartiger ist, dass eine Unification der Bier- 
besteuerung unthunlich erscheint. Wenn auch die 
Bierbesteuerung in Bayern nahezu als doppelt so hoch 
angenommen wird wie in der Brausteuergemeinschaft, 
so beweist doch die ausserordentlich hohe Einnahme 
an Malzaufschlag auf einem bayerischen Territorium 
von nicht einmal 4'/ 2 Millionen Einwohnern gegenüber 
den Gesammteinnahmen der ganzen grossen Brau- 
steuergemeinschaft eine Ungleichartigkeit im Bier- 
verbrauch der beiden Steuergebiete, welche eine in 
Recht und Billigkeit wohlbegründete Unterlage der 
verfassungsmässig gesicherten selbständigen Bier- 
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bestcuerung der süddeutschen Staaten und insbeson- 
dere Bayerns, bildet. Jedenfalls ist bis auf weiteres bei 
dem Bier ebensowenig wie bei dein Branntwein Aus- 
sicht zur Anknüpfung einer ausgiebigen Reichssteuer- 
reform. 

Bei der Besteuerung des Zuckers liegen die Ver- 
hältnisse anders, insofern hier das Steuergebiet mit 
dem gesammten Zollgebiet des Reiches zusammenfällt. 
Für das Campagne-Jahr 1875/76 (vom 1. September an; 
stellt sich die gesammte Netto-Einnahme an Abgaben 
vom Zuckerverbrauch auf 63,364,069 M.; Rübenzucker- 
steuer und Eingangszoll vom Zucker haben nämlich 
66,580,546 M., beziehungsweise 5,672,131 M., zu- 
sammen also 72,252,677 M. ertragen, von welchen 
8,888,608 M. an Ausfuhrvergütungen abgehen. Hie- 
nach ergeben sich an Netto-Einnahmen aus der Zucker- 
besteuerung für den Kopf der Bevölkerung 1,51 M. 
Für die vier vorhergehenden Jahre waren 1,22, 1,49, 
1,34, 1,09 M. berechnet worden. 

Der Steuerbetrag, welcher aus dem Zuckerver- 
brauch in die Staatscasse fliesst , ist hienach sehr an- 
sehnlich. Seine Höhe ist volkswirtschaftlich nicht 
ungünstig zu beurteilen , da im Zuckerverbrauch 
immerhin ein gutes Stück eines allerdings weit ver- 
breiteten und berechtigten Luxus steckt. Gerade dess- 
halb aber erheischt eine etwaige Steuererhöhung die 
grösste Vorsicht, und es möchte desshalb bis auf 
weiteres der mit dem jetzigen Steuersatz erzielte Er- 
folg der Zuckerbesteuerung um so mehr als genügend 
anzusehen sein, als der Zucker neben seiner Bedeu- 
tung als Genussmittel doch auch für die Ernährung 
von entschiedener Wichtigkeit ist. 

Das Deutsche Reich und das Tabakmonopol. 4 
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Unbedingt verwerflich wäre der Gedanke einer 
Erhöhung der Salzbesteuerung. Aus dieser bedenk- 
lichsten der indirecten Steuern sind in die Reichs- 
casse geflossen (an Eingangszöllen und an Productions- 
steuer auf Salz) 

im Jahr 1876 39,396,346 M. 

- „ 1875 39,109,270 M. 

„ „ 1874 39,606,492 M. 

„ „ 1873 38,944,002 M. 

„ „ 1872 37,221,285 M. 

Der Ertrag dieser Steuer, welche nahezu 1 M. 
auf den Kopf der Bevölkerung ausmackt (im Jahr 
1876 0,93 M.), zeigt eine ganz ausserordentliche Con- 
stanz. Man begreift hienach wohl, dass die Finanz- 
verwaltung des Reiches sie nur ungern vermissen würde. 
Den Leser bitte ich, den ungefähren Betrag von 40 
Millionen an Salzsteuer wohl im Gedächtniss zu be- 
halten. Sollte ihm nämlich der in neuester Zeit gegen 
das Tabakmonopol auftauchende Einwurf zu Gehör 
kommen, dass es zu viel ertragen könne, so kann er 
unbedenklich ein gutes Stück von diesen 40 Millionen 
zur Abwendung des vermeintlichen übermässigen 
Steuersegens anbieten. 

Noch erübrigt ein Artikel, und zwar jener, der 
wie kein anderer zu ausgiebiger indirecter Besteue- 
rung geeignet ist, der Tabak. Wenn schon das un- 
entbehrliche Salz, das eigentlich nur im Nothfall hoch 
besteuert werden sollte, 40 Millionen in die Reichs- 
casse liefert, dann — sollte man meinen — wird der 
Tabak , für den es ja im Reich auch eine innere Be- 
steuerung und einen Einfuhrzoll gibt, gewiss über 
100 Millionen tragen! Allein die Finanzstatistik des 
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Deutschen Reiches bringt hier sofort eine gewaltige 
Enttäuschung. 

Im vierten Jahrgang (IV. Heft. 1. Abtheilung) 
der Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen 
Reiches (Berlin 1877) ist auf Seite VIII. 27 wörtlich 
folgendes zu lesen: 

„Das gesammte Steueraufkommen (d. i. aus der 
Productionssteuer und aus den Eingangszöllen) aus 
dem Verbrauche des Tabaks belief sich im deutschen 
Zollgebiete 

im Jahr (Juli — Juni) 1875/76 auf 13,573,922 M. 1 

- „ „ 1874/75 „ 12,636,014 M. 

- „ „ 1873/74 „ 11,092,479 M. 

„ „ „ 1872/73 „ 21,080,325 M. 

„ „ „ 1871/72 „ 13,984,140 M. 

„Der fünfjährige Durchschnitt ergibt eine Summe 
von 14,473,376 M., für den Kopf der Bevölkerung 
einen Betrag von ungefähr 35 Pfg. 

„Diese Summen bleiben erheblich zurück hinter 
denjenigen, welche in anderen Staaten aus dem Ver- 
brauch dieses weitverbreiteten Genussmittels für die 


i Fach den neueren Mittheilungen des kaiserl. statistischen 
Amtes (Monatshefte zur Statistik des Deutschen Keichs; October- 
heft 1877) belief sich das gesammte Steueraufkommen aus dem 
Tabakverbrauch im Jahr 1876/77 auf 14, '181, 956 M. Das kaiserl. 
Statist. Amt fügt bei: „Die hohe Steuerfähigkeit des Tabaks ergibt 
sich in eklatanter Weise aus dem Umstande, dass im Jahre 1875 
in Frankreich das Tabakregal brutto 251,120,718 11., pro Kopf 
6, 9fi M. , in England der Eingangszoll von Tabak 148,426,300 M., 
pro Kopf 4, 69 M., in Oesterreich- Ungarn der Bruttoertrag des 
Tabakmonopols 173,935,886 II., pro Kopf 4, £5 M., und in den 
V ereinigten Staaten von A merika (brutto ? der Verf.) 174.333,000 M. , 
pro Kopf 4,5 q M. eingebracht hat.“ 
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Staatscasse gezogen werden. Beispielsweise kann, wie 
schon im Vorjahr nachgewiesen worden, die auf den 
Kopf der Bevölkerung entfallende Abgabe vom Tabaks- 
verbrauch 


in 

Oesterreich auf rund 

2 

M. 

V 

Frankreich auf etwa 

5 

M. 

T 

Grossbritannien auf 

3 */ 4 M. 

V 

Italien auf 

2 •/, M. 


veranschlagt werden. In diesen Staaten wird somit 
der Kopf der Bevölkerung mit dem 0- bis 14 fachen 
Betrage des für das deutsche Zollgebiet berechneten 
Kopftheiles belastet.“ 

So das kaiserliche statistische Amt in Berlin. 
Wiederholen wir dazu die Thatsache: 93 Pfennig pro 
Kopf im Reich vom Salz und nur 35 Pfennig vom 
Tabak! In der That, man müsste blind und taub 
sein, wenn man nicht sehen und hören wollte, dass 
hier die Steuerreform im grossen Styl und mit Aus- 
sicht auf ausgiebigen Erfolg eingreifen muss. Schon 
ist der Tabak im Deutschen Reich als Steuerobject 
anerkannt, aber die Art der Besteuerung des Tabak- 
verbrauchs ist eine gänzlich verfehlte, wie aus dem 
elenden finanziellen Ergebniss derselben hervorgeht. 
Es handelt sich also gar nicht mehr darum, für die 
Besteuerung des Tabaks im allgemeinen , sondern nur 
darum , für dessen richtige und ausgiebige Besteuerung 
zu kämpfen. Dass hiezu ein gänzliches Verlassen 
des bisher im Zollverein und im Deutschen Reiche 
befolgten Systems und der Uebergang zum Tabak- 
monopol nötliig ist, soll in der folgenden Studie ge- 
zeigt werden. 


Dritte Studie. 


In der zweiten Studie wurde gezeigt, dass die 
Vermehrung der eigenen Einnahmen des Reiches auf 
dein Gebiet der indirecten Besteuerung, und zwar vor 
Allem durch eine bedeutende Erhöhung des Ertrages 
der Tabakbesteuerung erstrebt werden müsse. Oh über- 
haupt die indirecte Besteuerung des Reiches ansehnlich 
ausgedehnt werden soll, darüber besteht allerdings zur 
Zeit noch Widerstreit der Ansichten, welcher jedoch 
in den jüngsten Monaten mehr und mehr zu Gunsten 
der Ausdehnung der indirecten Besteuerung verlaufen 
ist. Wenn aber diese Vorfrage bejahend beantwortet 
wird, dann dürfte weiter darüber, dass gerade der 
Tabak der geeignetste Artikel für eine ausgiebige 
Verbrauchsbesteuerung ist, kaum mehr ein Zweifel 
herrschen. Es ist desshalb nicht nöthig, die Vorzüge 
des Tabaks als Besteuerungsartikel hier eingehend zu 
erörtern. Es möge zunächst nur an die oft hervor- 
gehobene und allgemein anerkannte Thatsache erinnert 
sein: dass der Tabak kein unentbehrliches Lebens- 
mittel, aber gleichwohl der Träger eines Genusses ist, 
welcher sich weitester Verbreitung in allen Schichten 
der Bevölkerung erfreut. Sodann sei unter Bezug- 
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nähme auf die einleitenden Erörterungen über das 
Wesen der Besteuerung hier noch des gewichtigen 
Umstandes gedacht, dass bei der Tabakbesteuerung in 
einer wichtigen Beziehung eine bessere Anpassung an 
die Leistungsfähigkeit der Steuerzahler vorliegt als bei 
den anderen Erscheinungsformen der indirecten Be- 
steuerung. Die Tabaksteuer ist nämlich viel weniger 
eine Kopfsteuer als etwa die Steuer auf den Ver- 
brauch von Salz, Zucker, Kaffee und selbst von Spiri- 
tuosen. Während bei den letzteren Steuern, ganz 
besonders aber bei der Salzsteuer, jedes Familien- 
glied ohne Rücksicht auf Alter und Geschlecht that- 
sächlich ein Steuerpflichtiger ist, der nur seine 
Steuerschuld nicht selbst bezahlt, sondern deren Ab- 
tragung dem Familienhaupt überlässt, erscheinen bei 
der Tabaksteuer durchaus nicht sämmtliche Familien- 
glieder, in der Regel vielmehr nur das Familienhaupt 
und die erwerbstätigen Familienglieder männlichen 
Geschlechts als steuerpflichtig. Dadurch wird bei der 
Tabakbesteuerung etwas vermieden, was eine Schatten- 
seite mancher anderen indirecten Besteuerung ist, indem 
sie nicht ohne weiteres diejenigen am stärksten trifft. 
w r elche die zahlreichste Familie haben. Endlich ist 
noch ein anderer Vorzug einer gut eingerichteten Tabak- 
besteuerung zu erwähnen, welcher allerdings nur durch 
das Monopol erreichbar ist, und welcher desshalb hier 
nur eine vorläufige kurze Erwähnung finden soll. Es 
ist nämlich möglich, die Tabakbesteuerung auch noch 
in anderer als der so eben erwähnten Weise von der 
Gefahr der Kopfbesteuerung fernzuhalten, wenn es 
nämlich gelingt, einigermassen eine Abstufung der Be- 
lastung nach der Zahlungsfähigkeit der Käufer und 




55 


dadurch nach deren Einkommensverhältnissen dureh- 
zuführen. Diess ist aber in der That bei dem Monopol 
dadurch erreicht, dass von der bestimmten Menge 
feineren und theureren Tabaks ein höherer Monopol- 
gewinn genommen wird, als von der gleichen Menge 
gewöhnlicheren und billigeren Tabaks. Durch eine 
solche Einrichtung des Monopols erfährt die indirecte 
Besteuerung des Tabaks eine Vervollkommnung, welche 
sie den Idealen der directen Einkommenbesteuerung 
in einer gegen Lug und Trug gesicherten Weise viel 
mehr nähert, als sich mancher Vertheidiger dieser 
Ideale im Kampfe gegen die vermeintlich so verwerf- 
lichen indirecten Steuern wohl träumen lässt. 

Kehren wir jedoch von dieser vorgreifenden Ab- 
schweifung auf eine dem Monopol eigenartige Ein- 
richtung der Tabakbesteuerung zurück, um anknüpfend 
an die Thatsache, dass unter den indirecten Steuern 
die Tabaksteuer die beste ist, nunmehr die Frage zu 
erörtern: wie denn die Tabakbesteuerung eingerichtet 
werden soll. 

Der Leser soll nicht durch die Vorführung aller 
möglichen und mehr oder minder auch schon ver- 
suchten Combinationen der Besteuerung einerseits des 
inländischen, andrerseits des ausländischen Tabaks 
ermüdet werden. Es sollen vielmehr nur die wichtig- 
sten von diesen Combinationen, und zwar zunächst 
jene besprochen werden, welche bei der unvermeid- 
lichen deutschen Tabaksteuerreform wohl überhaupt 
in Betracht kommen werden. 

Am nächsten läge der Gedanke, im wesentlichen 
das bisherige System der deutschen Tabakbesteuerung 
beizubehalten und damit den Versuch einer ansehn- 
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liehen Steigerung seiner finanziellen Erträgnisse zu 
verbinden. Das bisherige deutsche System beruht auf 
einer massigen Besteuerung des einheimischen voll- 
kommen freigegebenen Tabakbaues mittelst einer vom 
Tabakbauer erhobenen Productionssteuer und auf der 
Belegung des aus dem Ausland eingehenden rohen 
und verarbeiteten Tabaks mit einem massigen Zolle. 
Die Frage: ob es möglich ist, mit diesem System die 
wünschenswerthe Erhöhung der Tabakbesteuerung zu 
erreichen, bedarf aus zwei Gründen eingehender Er- 
örterung. 

Einerseits hat das bisherige System den Besitz- 
stand für sich und kann weiterhin als volkswirt- 
schaftliche Zierde die volle Freiheit des Tabakbaues, 
des Tabakhandels und der Tabakfabrication geltend 
machen, mit welcher es tatsächlich verbunden ist. 
Andrerseits lehrt ein geschichtlicher Rückblick auf 
die im alten deutschen Zollverein ohne Erfolg ge- 
bliebenen Bestrebungen die Tabakbesteuerung zu einer 
ausgiebigen Vereinseinnahme zu machen, dass im 
wesentlichen das jetzt im Deutschen Reich bestehende 
System der Tabakbesteuerung damals von der deutschen 
Vormach Jh mit unerschütterlicher Beharrlichkeit den 
Anträgen'.'tler süddeutschen Staaten auf Einführung 
des Tabakmonopols entgegengehalten worden ist. Diese 
süddeutschen Anträge waren allerdings verfrüht, wie 
in der nächsten Studie gezeigt werden soll, und auch 
der eifrigste Vertheidiger des Tabakmonopols im 
Deutschen Reiche kann den Standpunkt der preussi- 
schen Regierung vollkommen billigen, wenn sie auf 
den Generalzollconferenzen in den fünfziger Jahren 
sich entschieden gegen ein Tabakmonopol innerhalb 
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des damaligen Zollvereins ausgesprochen hat. Jeden- 
falls aber verdient ein System der Besteuerung, welches 
den älteren Strebungen im Zollverein, die auf Ein- 
führung des Monopols gingen, entgegengestellt und 
welches dann im neuen Zollverein und im Deutscheu 
Reiche thatsächlich eingeführt worden ist und in An- 
wendung steht, vor allem anderen darauf geprüft zu 
werden, ob es möglich ist, unter Beibehaltung desselben 
eine ausgiebige Tabakbesteuerung zu erreichen. 

Die Reichssteuer auf die einheimische Tabak- 
production wird nach dem Gesetze vom 20. Mai 1868 
als jährliche Abgabe von 60 Pfennig von je 6 Quadrat- 
ruthen preussisch oder 85 Quadratmetern mit Tabak 
bepflanzten Bodens erhoben. Es tritt jedoch Befreiung 
von der Steuer ein, wenn die von einem Pflanzer 
oder mehreren zu einem Hausstand gehörigen Pflan- 
zern bebaute Gesammtfläche weniger als 6 Quadrat- 
ruthen preussisch beträgt. Auch kann die Steuer zum 
vollen Betrag oder zu zwei Drittheilen bei Beschädi- 
gung der Ernte durch Hagel, Frost, Misswachs, Ueber- 
schwemmung, Feuer und unter Umständen auch aus 
anderen Ursachen erlassen werden. Die deutsche 
Tabaksteuer ist demnach eine reine Arealsteuer ohne 
jegliche Rücksicht auf die Menge und Beschaffenheit 
des Ertrags. Mit Hülfe der statistischen Erhebungen, 
welche im Anschluss an die schon unter dem alten 
Zollverein eingeführten Erhebungen jährlich über 
die Tabakernte gepflogen werden, ist es möglich, 
den Durchschnittsbetrag der Productensteuer zu er- 
mitteln , welche diese Arealsteuer enthält. Das kaiser- 
liche statistische Amt kommt hiebei zu dem Ergeb- 
niss, dass auf jeden Centner lufttrockener Blätter im 
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grossen Gesammtdurchschnitt eine Steucrbelastung 
von 2 M. gerechnet werden könne. Thatsächlich aber 
ist die Steuerbelastung wohl noch geringer; denn es 
ist zu vennuthen, dass die statistischen Angaben über 
die Tabakerträge, welche ja keiner steuerfiscalischen 
Controle unterliegen, im allgemeinen zu niedrig sind. 
Die Sache dürfte bezüglich der Ernte -Erträge jetzt 
ähnlich liegen wie im alten Zollverein bezüglich der 
statistischen Nachweise über den Tabakanbau, von 
welchen gleichfalls angenommen wurde, dass sie nicht 
unerheblich hinter der Wirklichkeit zurückgeblieben 
seien. 

Was die Besteuerung des vom Ausland eingehen- 
den Tabaks betrifft , so belegt der Zolltarif ohne Rück- 
sicht auf die Qualität die Einfuhr von unbearbeiteten 
Tabakblättern und Stengeln mit einer Abgabe von 
12 M. pro Centner, die Einfuhr von Rauchtabak, 
Carotten oder Stangen zu Schnupftabak, auch Tabaks- 
mehl und Abfällen mit einer Abgabe von 83 M., und 
die Einfuhr von Cigarren und Schnupftabak mit einer 
Abgabe von 60 M. vom Centner. Hienach wird der 
Werth der eingeführten Waaren sehr ungleichmässig 
von der Steuer betroffen. 

Auf Grund einer Schätzung des Gesammtwerthes 
der Tabakeinfuhr veranschlagt das kaiserliche sta- 
tistische Amt die Eingangsabgabe auf 15 bis 16 Pro- 
cent der unverzollten Waare. Die innere Steuer in 
dem oben angegebenen Durchschnittsbetrage von 2 M. 
auf den Centner lufttrockener Blätter wird dagegen 
auf ungefähr 8 Procent des Werthes dieser Blätter 
geschätzt. 

Aus diesen geringen Steuersätzen erklärt sich der 
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am Schlüsse der zweiten Studie hervorgehobene elende 
Ertrag der deutschen Tabaksteuer. Es fragt sich nun: 
ob es möglich ist, die Steuersätze unter Beibehaltung 
des dermaligen Systems so gewaltig hinaufzusetzen, 
dass mindestens ein vier- bis fünffacher höherer 
Steuerertrag als bisher erzielt würde. Dabei beachte 
man wohl, dass unter dem gegenwärtigen System 
niedrigster Tabakbesteuerung ein ansehnlicher Aus- 
fuhrhandel mit Tabak und Tabakproducten stattfindet, 
welcher bei hohen Steuersätzen nicht mehr möglich 
wäre, und dass es desshalb nicht angeht, den fünffach 
höheren Steuerertrag von einer einfachen Erhöhung 
der dermaligen Steuersätze zu 8 bis IG Procent des 
Werthes auf das fünffache zu erhoffen. Bei der Er- 
höhung des Steuersatzes wird die Ausfuhr unmöglich, 
oder sie muss steuerfrei gestattet werden; in einem 
wie im anderen Fall muss der efl'ectiv steuerpflichtige 
Anbau erheblich abnehmen. Die Zollerhöhung wirkt 
in derselben Weise auf die Herstellung von Tabak- 
fabricaten aus eingeführtem Rohtabak. Ausserdem 
aber nimmt im Fall ansehnlicher Steuererhöhung auch 
der inländische Verbrauch und damit der Tabakbau 
und die Einfuhrmenge ab. Sollen also 100 oder auch 
nur 80 Millionen vom Tabak gewonnen werden, so 
muss zu weit höheren Steuersätzen gegriffen werden, 
damit die Höhe des Steuersatzes, in Verbindung mit 
dem auch bei starker Besteuerung immerhin noch 
verbleibenden Minimum des Verbrauchs, den Ausfall 
an letzterem deckt. Dass in der That, auch abge- 
sehen vom Tabakmonopol, eihe ausgiebige Einnahme 
aus der Tabakbesteuerung nur bei sehr hohen Steuer- 
sätzen zu erreichen ist, zeigt das Beispiel Englands. 
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Nach der englischen Handelsstatistik wurden im Jahre 
1876 mit der Bestimmung zu einheimischem Gebrauch 
47,681,927 Pfund unverarbeiteten Tabaks eingeführt. 
Der darauf entfallende Zoll betrug 7,495,438 Pf. St. 
oder 3,14 Shilling Zoll per Pfund (der Zoll ist für 
den Rohtabak je nach dem Grade der Feuchtigkeit 
der Waare auf 3 s. l 8 /,„ dL, bezw. 3 s. 6 d. per Pfund 
festgesetzt). Der Werth des Pfundes unverarbeiteten 
Tabaks dagegen beträgt nach der englischen Handels- 
statistik nur 0,70 Shilling per Pfund, indem der Ge- 
sammtwerth von 76,814,974 Pfund, die im Jahr 1876 
überhaupt, also nicht bloss zum inneren Verbrauch, 
sondern auch zur Wiederausfuhr, auf Niederlagen 
u. s. w. eingegangen sind, auf 2,675,890 Pf. St. ver- 
anschlagt ist. Der Tabakzoll beträgt hienach in Eng- 
land nach den Preisverhältnissen des Tabaks im Jahr 
1876 das vier- bis fünffache vom Werth des dort ein- 
gefühi-ten Rohtabaks. Da dieser Zoll kein Werth-, 
sondern ein Gewichtzoll ist, stellt er sich für die 
mindenverthigen Tabaksorten noch bedeutend höher 
als für den Durchschnitt der in England eingehenden, 
vorzugsweise aus Amerika stammenden Tabake. Wen- 
det- man insbesondere den englischen Tabakzoll auf 
den Werth des in Deutschland gebauten Tabaks an, 
so zeigt sich ein noch weit grösseres Missverhältnis 
zwischen dem Werth der Waare und dem darauf ge- 
legten Zoll. Nach den Ermittelungen des kaiserlichen 
statistischen Amtes war der mittlere Preis eines Cent- 
ners der in Deutschland gebauten Tabakblätter im 
letzten Jahrfünft rund ailf 25 Mark zu veranschlagen. 
Wenn nun dieser Centnerwerth am Productionsorte 
weiterhin durch die Blätterbearbeitung, insbesondere 
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die Fermentation sowie im Handelsverkehr, bis er in ' 
die Fabri cation übergeht, auch um das Doppelte er- 
höht würde — wovon natürlich kaum die Rede sein 
kann, so würde doch immerhin ein Zoll wie der englische 
noch das Siebenfache vom Werthe der Handelswaare 
betragen, da der englische Zollsatz von 3,14 Shilling 
für das Pfund einem Zoll von 352 Mark für den 
Centner entspräche. Also selbst dann , wenn nicht ein- 
mal die Hälfte vom Betrag der englischen Zollsätze 
angestrebt würde, müsste der deutsche Steuersatz 
reichlich das Dreifache, streng genommen, wenn auf 
den reinen Productiouswerth Rücksicht genommen 
wird, sogar das Sechsfache vom Werth des Tabaks 
betragen. Eine derartige Erhöhung der Steuersätze 
von 8 auf 300 oder noch mehr Procent, also unge- 
fähr um das Vierzigfache und darüber, ist mit dem 
dermaligen System der inländischen Tabakbesteuerung 
absolut unvereinbar. 

Zunächst ist zu bedenken, dass die inländische 
Tabaksteuer, weil sie als eine reine Arealsteuer er- 
scheint, so irrationell als möglich angelegt ist, und 
nur darum von der Landwirthschaft ertragen wird, 
weil sie so niedrig ist, dass sie gegenüber den Preis- 
schwankungen des Rohtabaks wenig ins Gewicht 
fällt. In der That zeigt die Geschichte des Tabak- 
baues in den deutschen Staaten vor und nach der 
Einführung der Tabaksteuer zwar sehr bedeutende 
Schwankungen in Folge der Preisänderungen des Ta- 
baks, aber keine entscheidende und bleibende Ver- 
änderung von der Einführung der Steuer an. Es 
waren im deutschen Zollgebiet (in der Begrenzung 
von 1868) beispielsweise bebaut im Jahre 1861 14,251 


Hectare: im Jahre 1864 23,603 Hect.; im Jahre 1S70 
16,479 Hect.; im Jahre 1873 26,420 Hect.; im Jahre 
1874 18,826 Hect.; im Jahre 1875 20,255 Hectare. 
Man kann also in der That sagen, dass ein bestimmter 
Einfluss der gegenwärtigen Tabakbesteuerung auf die 
Ausdehnung des deutschen Tabakbaues kaum zu er- 
kennen ist. 

Sobald jedoch der Steuersatz auf das Zehnfache 
oder gar das Vierzig- und Fünfzigfache seines der- 
maligen Betrages erhöht würde, müssten die mit der 
reinen Arealbesteuerung als solcher verbundenen und 
bisher nur wegen der Geringfügigkeit des Steuersatzes 
minder empfundenen Folgen alsbald hervortreten. Es 
liegt im Wesen der Arealsteuer, dass sie die Besitzer 
ertragreicher Aecker begünstigt, jene der minder er- 
tragreichen dagegen benachtheiligt. Schon bisher 
durfte manche vereinzelte Klage über die Tabaksteuer 
aus landwirthschaftlichen Kreisen auf dieses Missver- 
hältnis zurückgeführt werden. Bei einer bedeutenden 
F.rhöhung des Steuersatzes würde jede Concurrenz der 
ertragsarmen mit den ertragsreichen Feldern unmög- 
lich. Aber auch auf den besten Aeckern wäre der 
Tabakbau unmöglich, wenn vom Pflanzer eine Steuer- 
leistung verlangt würde, welche den Werth der Ernte 
weit überträfe. 

Bleiben wir bei dem Dreifachen des Werthes 
vom unbearbeiteten Tabak als Steuersatz und führen, 
wir hienaeh das Rechenexempel für den deutschen 
Tabakbau durch. Das kaiserliche statistische Amt 
berechnet den Brutto-Geldertrag pro Hectar des mit 
Tabak bepflanzten Areals nach dem Durchschnitt der 
letzten fünf Jahre auf 870 M. Die Steuerleistung 
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des Tabakpflanzers beliefe sich hienach pro Hectar 
auf 3 X 870 M., d. i. auf 2610 M.! Es ist kein 
Wort weiter darüber zu verlieren, dass niemand mehr 
auf das Risico eines ganzen Vermögens hin Tabak 
bauen würde, und dass diess selbst dann nicht ge- 
schähe, wenn der Steuersatz statt des Dreifachen nur 
das Zweifache oder selbst das Einfache vom Werth 
des Products betrüge. In Frankreich ist das Tabak- 
monopol wiederholt parlamentarisch bekämpft worden, 
jedoch nur um desto siegreicher aus dem Kampfe 
hervorzugehen. Die bei solchen Anlässen veranstal- 
teten parlamentarischen Enqueten, insbesondere jene 
von 1835/37, enthalten eine Fülle der Belehrung über 
richtige und verkehrte Tabakbesteuerung. In der 
That wurde dabei auch die Frage der Ersetzung des 
Monopols durch Eingangszoll und Arealsteuer aufge- 
worfen, dieselbe jedoch alsbald wieder verlassen, da 
man auch dort sofort die Ungeheuerlichkeit eines 
Steuerplanes einsah, welcher vom Hectar Tausende 
von Franken als Steuerleistung verlangte. 

Die dennalige Arealsteuer ist hienach zur Be- 
schaffung einer befriedigenden Steuereinnahme vom 
Tabak absolut ungeeignet. Jeder Versuch nach dieser 
Richtung würde thatsächlich, wenn auch nicht nach 
dem Wortlaute des Gesetzes, einfach zum Verbote des 
inländischen Tabakbaues führen. 

Nicht minder ungünstig als über die Arealsteuer 
fallt ein unbefangenes Urtheil über die Form der 
Tabakbesteuerung aus, welche die freie Fabrication 
erhalten, dabei aber Zoll und innere Steuer, letztere 
unter Umwandlung in eine Gewichtsteuer erhöhen 
will. Die im Jahre 1873 von der Commission für die 
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Aufhebung der Salzsteuer vorgeschlagene Besteuerungs- 
fonn beruhte im Wesentlichen auf dieser Grundlage, 
auf welcher dem Vernehmen nach auch die neuesten 
preussischen Vorschläge aufgebaut sind. Die Unge- 
rechtigkeit, welche in der reinen Arealbesteuerung 
wegen Nichtberücksichtigung der Ertragsmenge liegt, 
ist nämlich beseitigt. Dagegen bleibt jene Ungerech- 
tigkeit, welche bei der Gewichtbesteuerung in der 
Nichtbeachtung der Qualität und des Preises der 
Waare liegt. Bei einigennassen erhöhtem Steuersätze 
wird desshalb auch diese Steuerform für den Tabak- 
bau, der nicht gerade die besten Sorten erzeugt, un- 
erträglich; sie wäre desshalb nichts Anderes als der 
Versuch einer allmähligen Vernichtung des deutschen 
Tabakbaus. Man vergegenwärtige sich doch, dass 
jeder Tabakbauer das Risiko einer bedeutenden Steuer- 
auslage übernehmen müsste ohne die geringste Gewähr 
dafür, dass ihm dieselbe im Preis seiner Waare über- 
haupt und insbesondere zur rechten Zeit ersetzt würde. 
Der geringste Fehler in dem Verhältnis von Tabak- 
zoll und Gewichtsteuer würde bei einigermassen hohem 
Steuerfuss den ganzen einheimischen Tabakbau be- 
drohen. Würde dieser Fehler bei der erstmaligen 
gesetzlichen Bestimmung auch vermieden, so könnte 
er sich gleichwohl thatsächlich hinterher bei Verän- 
derung der allgemeinen Handelsconjuncturen leicht 
ergeben. Die Erfahrungen, welche in dieser Beziehung 
im dritten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts gemacht 
wurden, und welche Anlass gaben den damaligen 
niedrigen Gewichtzoll zu Gunsten einer classificirten 
Arealsteuer aufzugeben, sollten nicht vergessen werden. 

Ausserdem aber hat der Gewichtzoll den grossen 
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Nachtheil , dass er für den Tabakbau dieselben vexa- 
torischen Massregeln wie das Monopol zur Folge hat, 
ohne andererseits dessen Vortheile zu bringen. Es 
wird wie unter dem System des Monopols die Be- 
standsaufnahme der Ernte, die amtliche Abwiegung, 
die Haftung des Pflanzers für die richtige Gewichts- 
menge nöthig. Soll dei" Unterschleif hintangehalten 
werden, so ist genau dieselbe Ueberwachung wie bei 
dem Monopol nöthig, welche aber bei gleichzeitiger 
freier Tabakfabrikation kaum durchführbar ist. Ueber- 
diess wäre jede Steuererhöhung solcher Art eine 
Prämie auf Verfälschung der Tabakfabrikate, welche 
zweifellos nebst ansehnlicher Vertheuerung derselben 
sofort in grossem Massstabe Platz greifen würde. 
Und alle diese Nachtheile würden bei der Gewicht- 
steuer für einen ganz ungenügenden finanziellen Ge- 
sammtertrag in den Kauf genommen werden. Man. 
hat es bisher nicht gewagt, von dieser Steuerform 
aus Zoll und innerer Steuer einen Ertrag von mehr 
als 25 bis 29 Millionen Mark zu erhoffen. Im Jahre 
1873 konnte ein derartiges finanzielles Erträgniss 
einigermassen beacht enswerth erscheinen; gleichwohl 
fiel der Vorschlag im Bundesrathe. Heute sollte ein 
Tabaksteuerprojekt, welches die eminente Steuerfähig- 
keit dieses Artikels so ungenügend ausnützt , mit jenen 
Steuerformen, welche ohne Schwierigkeiten das Drei- 
fache bis Vierfache des Steuerertrags versprechen, 
nicht mehr ernstlich in Concurrenz treten können. 

Vielleicht aber bezeichnet die Unterdrückung des 
einheimischen Tabakbaues den richtigen Weg für die 
Entwicklung der deutschen Tabakbesteuerung, weil 
dann das im Vorstehenden nachgewiesene Hinderniss 
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ausgiebiger Erhöhung der Steuersätze, welches in dem 
Bestände des einheimischen Tabakbaues liegt, in sehr 
einfacher und gründlicher Weise beseitigt würde. 

Es ist durchaus keine müssige Frage, welche 
hiemit aufgeworfen ist; denn es würde sich dabei 
nicht um ein rhantasiegebilde der Besteuerung, son- 
dern lediglich um Nachahmung des englischen Systems 
handeln. England hat seine bedeutenden Einnahmen 
aus der Tabakbesteuerung, welche freilich in der 
neueren Zeit durch die Erfolge des französischen 
Tabakmonopols weit übertroffen werden, durch ein in 
seiner äusseren Erscheinung denkbar einfachstes Sy- 
stem erreicht, nämlich durch absolutes Verbot des 
einheimischen Tabakbaues und durch ausschliessliche 
Erhebung der Tabaksteuer in Form eines Tabakzolles, 
über dessen Höhe, soweit es sich um den Haupt- 
artikel, nämlich den Rohtabak, handelt, das Nöthige 
oben bereits bemerkt worden ist. 

Das englische System, welches in seiner äusseren 
Erscheinung, abgesehen von dem brutalen Verbot des 
Tabakbaues, viel Gefälliges zeigt, wird zweifellos auch 
bei den bevorstehenden Verhandlungen über die Re- 
form der deutschen Tabakbesteuerung manchen Für- 
sprecher finden. Eine Zeit lang schien es als ob man 
selbst in massgebenden Berliner Kreisen sich diesem 
System zuneige. Aber selbst wenn diess nicht der 
Fall wäre, kann es nach der Natur der Sache nicht 
ausbleiben, dass eine Gruppe von Interessenten mit 
aller Energie das englische System dem Tabakmono- 
pol entgegenstellen wird. Diese Interessenten sind 
freilich weder unter denen zu suchen, welche den 
Tabak bauen, noch unter jenen, welche ihn verbrauchen, 


sondern ausschliesslich unter den Händlern. Nun sollte 
man freilich meinen: das Interesse der inländischen 
Producenten und der inländischen Consumenten müsste 
— zumal wenn es glücklicherweise zusammentrifft — 
ausschlaggebend sein, und dem gegenüber erschiene 
der Standpunkt des Händlers als zweifellos unter- 
geordnet. Allein leider zeigt die Geschichte gerade 
der deutschen Wirthschafts- und Finanzpolitik, dass 
der Hjindler als der Dritte im volkswirtschaftlichen 
Bund über seine beiden Collegen, den inländischen 
Producenten und den Consumenten, nur gar zu oft 
den Sieg davongetragen hat. Die Geschichte der 
französischen Tabakbesteuerung hat über die Stellung 
des Händlers zu der Frage der Tabaksteuerreform 
alle nur wünschenswerthe Klarheit gebracht. Wer sich 
darüber belehren will, lese die über alle Fragen dieser 
Reform eine Fülle von Aufschlüssen gewährende par- 
lamentarische „Enquete sur les tabacs“ von 1835/37 
nach. Der Standpunkt des reinen Händlers hat dort 
in den Meinungsäusserungen namentlich von eng- 
lischen Autoritäten seinen unverhüllten Ausdruck ge- 
funden. Der europäische Grosshändler in Tabak ist 
gegen den Tabakbau in Europa; er sehnt sich nach 
der Unterdrückung des französischen Tabakbaues, um 
allen Rohtabak aus Amerika einzuführen. Dabei ent- 
rollt er der europäischen Tabakfabrikation das Licht- 
bild ausgiebiger Verwendung der billigeren europäischen 
und speciell französischen Arbeitskräfte und einer 
hierauf zu gründenden bedeutenden Rückfuhr von 
Tabakfabrikaten nach Amerika! Zugleich lässt er es 
nicht an schwungvollen Redensarten gegen alle Mono- 
pole fehlen, während er doch in demselben Athern- 


zuge, wie mit Recht erwiedert wurde, durch das 
Verbot des französischen Tabakbaues für den Handel 
selbst nichts anderes als das Monopol der Zufuhr von 
Rohstoff und wo möglich der Rückfuhr des Fabrikats 
erstrebt. Die französischen Handelskammern selbst, 
und darunter besonders jene, die ihren Sitz in Tabak- 
bau treibenden Gegenden haben, konnten und durften 
sich so schroff allerdings nicht äussern. Aber gegen 
das Tabakmonopol waren sie doch, und darum er- 
sannen sie zum Ersatz des Monopols alle möglichen 
complicirten Formen der inneren und äusseren Be- 
steuerung des Tabaks. Alle diese Versuche der 
Händlerpartei , ihr Interesse über jenes der Tabak- 
pflanzer und der Tabakverbraucher zu setzen, sind 
an dem gesunden Sinne der französischen Finanz- 
politik gescheitert. Möge Deutschland vor einer gegen- 
theiligen Erfahrung bew’ahrt bleiben! 

Die einseitigen Interessen des Handels werden 
namentlich vom Norden Deutschlands aus die aus- 
giebigste Vertretung finden; um so nothwendiger ist 
es, dass auch die volkswirtschaftlichen und finanz- 
politischen Erwägungen, welche das englische System 
ganz entschieden für Deutschland ungeeignet erschei- 
nen lassen, ihre Betonung finden. 

In volkswirthschaftlicher Beziehung kommt zu- 
nächst das Verbot des Tabakbaues in Betracht. Nie- 
mand kann läuguen, dass dasselbe eine schwere 
Schädigung der landwirtliscliaftlichen Interessen im 
allgemeinen und der gesammten ökonomischen Ver- 
hältnisse der Tabakbaubezirke insbesondere nach sich 
ziehen müsste. In der That war der Eindruck, dass 
es unmöglich sei, den deutschen Tabakbau zu ver- 
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nichten, bei den Verhandlungen über die deutsche 
Tabaksteuerreform, welche in den fünfziger Jahren 
stattfanden, ein so allgemeiner, dass damals das eng- 
lische System kaum ernstlich in Vorschlag gebracht 
wurde. Auch die bereits erwähnte officiöse preussische 
Schrift: „Der Zollverein und das Tabakmonopol,“ er- 
kennt an, dass die Scheu vor der Unterdrückung des 
inländischen Tabakbaues dafür entscheidend sei, dass 
das englische System nicht empfohlen werde. 

« In der That ist für Deutschland mit demselben, 
und mit noch mehr Recht, als solches jederzeit in 
Frankreich geschehen ist, geltend zu machen, dass 
die Verhältnisse in jeder Beziehung anders geartet 
sind, als in England, und dass desshalb die Ueber- 
tragung eines für England vielleicht ganz geeigneten 
Systems auf Deutschland ungeeignet erscheint. 

Zunächst ist zur allgemeinen Würdigung des 
Tabakbauverbotes zu bedenken , dass solches in Eng- 
land seit mehr als zwei Jahrhunderten bereits besteht. 
Es wurde zu einer Zeit, jedoch auch damals nicht 
ohne gewaltigen Widerstand durchgeführt, in welcher 
der Tabakverbrauch und der Tabakbau noch durch- 
aus nicht die Bedeutung hatten , wie heute. Auch ist 
vielfach bestritten worden , ob Boden und Klima Eng- 
lands überhaupt für die Erzeugung guter Waare ge- 
eignet seien. Jedenfalls aber wird in der Oekonomie 
der heutigen englischen Landwirtschaft, welche sich 
in Folge der dichten Bevölkerung des Landes ohne- 
diess in begünstigter Lage befindet, wegen des seit 
Jahrhunderten unverändert erhaltenen Anbauverbots 
der Tabakbau als Erwerbsquelle in keiner Weise ver- 
misst. Wohl aber müsste solches in Deutschland in 
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ausgedehntem Masse der Fall sein. Je schwerer es 
der deutschen Landwirtschaft wird, im Getreidebau 
mit den östlichen Ländern zu concurriren, um so 
nötiger ist es, dass der erfolgreiche Anbau von 
Handelspflanzen erweitert werde, und um so untun- 
licher erscheint es, dass ein derartiger Anbau, der 
sich in den dazu geeigneten Gegenden in vorzüglicher 
Weise entwickelt hat, unterdrückt werde. Ein tieferer 
Einblick in die Ausdehnung und Art des deutschen 
Tabakbaues kann diese Ueberzeugung nur befestigen. 

In den letzten Jahren sind in Deutschland 24,000 
bis 30,000 Hectare mit Tabak bepflanzt worden, und 
der Brutto - Geldertrag der Tabakernte schwankt nach 
den statistischen Ermittelungen im Zollgebiete des 
Deutschen Reiches zwischen 16 und 30 Millionen 
Mark. Diese Zahlen müssen als Minimalbeträge an- 
gesehen werden, da nur die Anbaufläche steuerfiscalisch 
controlirt ist, die Nachweise über Ertrag und Preis 
dagegen , als der freien statistischen Ermittelung ange- 
hörig, mit Rücksicht auf die allgemein bekannte Ab- 
neigung der Producenten die volle Wahrheit anzugeben, 
als unter der Wirklichkeit stehend anzusehen sind. 

Das Interesse der Bevölkerung findet aber nicht 
bloss durch die Grösse des bebauten Areals, sondern 
nicht minder durch die Zahl der Tabakpflanzer seinen 
Ausdruck. Nach den Ermittelungen für das Emte- 
jahr 1875/76 wurde der Tabakbau in steuerpflichtigem 
Umfange von nicht weniger als 106,307 Tabakpflanzern 
auf 180,796 Grundstücken und ausserdem im steuer- 
freien Umfange von 85,589 Tabakpflanzern ausgeübt. 
Von den Pflanzern, welche den Tabakbau in steuer- 
pflichtigem Umfange betrieben, besteuerten 
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39,028 eine Fläche bis zu 10 Ar, 

40,277 T r über 10 bis 25 Ar, 

24,757 „ „ „ 25 Ar bis 1 Hectare, 

2,245 r „ „ 1 Hectare. 

Der Tabakbau ist demnach ganz und gar in den 
Händen des landwirtschaftlichen Kleinbetriebs, weil 
er in vorzüglicher Weise die Gelegenheit bietet, die 
eigene Arbeitskraft des Pflanzers und seiner Familie 
zu verwerten. Der Grossbetrieb, der mit teuer ge- 
kaufter fremder Arbeitskraft producirt, hat nur ge- 
ringes Interesse am Tabakbau, und könnte denselben, 
soweit er bei ihm überhaupt vorkommt, leicht durch 
andere Culturen ersetzen. Der kleine Tabakbauer 
aber ist in ganz anderer Lage: mit dem Verbot des 
Tabakbaues würde man ihm nicht nur eine bestimmte 
Art der Cultur, sondern die Nutzbarmachung seiner 
und seiner Familie Arbeitskräfte rauben. Und was 
könnte ihm als Ersatz geboten werden? Nichts; es 
bliebe also nichts anderes übrig, als dass die unver- 
wendbar gewordene und bisher dem intensiven Land- 
wirthschaftsbetrieb erhaltene Arbeitskraft das städtische 
Proletariat vermehrte. 

Ausser solchen volkswirtschaftlichen Erwägungen 
sind es aber auch noch Gründe der föderativen Ge- 
rechtigkeit und Billigkeit, welche mit Rücksicht auf 
die thatsächliche geographische Verteilung der Tabak- 
baubezirke das Verbot des Anbaues im Deutschen 
Reiche verwehren. Der Tabakbau ist nur unter be- 
stimmten Verhältnissen des Bodens und des Klima’s 
möglich. Das Verbot hat desshalb für jene Länder 
und Landestheile, in welchen der Tabak gar nicht 
oder doch nur ausnahmsweise und ohne eigentlichen 
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wirtschaftlichen Erfolg betrieben wird, gar keine 
Bedeutung. Die ganze Schädigung concentrirt sich 
vielmehr ausschliesslich auf die nach Boden und 
Klima zum Tabakbau vorzugsweise geeigneten Be- 
zirke. Ein Verbot des Tabakbaues wäre desshalb für 
einen Bundesstaat nur dann zu rechtfertigen, wenn 
diese Bezirke in den einzelnen Staaten ungefähr in 
verhältnissmässiger Ausdehnung vorkämen. Solches ist 
aber gerade im Deutschen Beiche durchaus nicht der 
Fall. Im Jahr 1875 waren im Zollgebiete südlich des 
Mains 17,913 Hectare und in dem weitaus grösseren 
Gebiete nördlich des Mains nur 6380 Ilectare mit 
Tabak bebaut. Noch deutlicher ist das Missverhältniss 
zwischen der Grösse der Bundesstaaten und der Aus- 
dehnung des Tabakbaues in denselben aus folgenden 
Zahlen ersichtlich. Der Tabakbau in ganz Preussen 
beträgt (1875) nur 24,2 Proc. des gesammten deutschen 
Tabakbaues, während Bayern mit 21,4, Baden mit 
30,7 Proc. und Eisass -Lothringen mit 15,9 Proc. be- 
theiligt sind. Auf Hessen treffen 4,7, auf Württemberg 
1,1 Proc. und auf alle übrigen Staaten 2 Proc. 

Es ist klar, dass man unter diesen Verhältnissen 
den süddeutschen Staaten — abgesehen von Württem- 
berg — das entscheidende Wort über die Frage des 
Tabakbauverbots lassen muss, wenn man nicht unter 
Verletzung aller Grandsätze der Gerechtigkeit und 
Billigkeit einzelne Reichstheile auf Kosten der übrigen 
berauben will. Was würde man, um von Bayern und 
Baden gar nicht zu sprechen, in dem neuerworbenen 
Reichslande von der deutschen Wirthschaftspolitik 
/ denken müssen, wenn es dieser Vorbehalten wäre, dem 
Eisass ein zu allen Zeiten und unter den schwierig- 
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sten Verhältnissen der älteren französischen Finanz- 
politik mit Erfolg festgehaltenes Gut — den heimi- 
schen Tabakbau — zu entreissen! 

Die Ungerechtigkeit gegen den Süden Deutsch- 
lands würde dadurch noch verdoppelt werden, dass 
die durch den Tabakbau beförderte Mehrung des über- 
seeischen Tabakhandels vorzugsweise dem Norden zu 
gute käme. 

Hienach müsste, wenn das Anbauverbot gleich- 
wohl beschlossen werden sollte, eine ausgiebige Ent- 
schädigung der Tabakpflanzer Vorbehalten bleiben, 
deren Regelung ganz andere Schwierigkeiten bieten 
dürfte, als die mit der Einführung des Monopols ver- 
bundene Ablösung der Tabakfabriken. 

Schon mit Rücksicht auf die einzige Frage des 
Anbauverbots erscheint hienach die Uebertragung des 
englischen Systems auf die deutschen Verhältnisse 
durchaus nicht so „einfach“, als viele glauben. 

Gleichwohl dürften in den schlimmen Folgen, 
die ein Anbauverbot speciell für die Tabakbau trei- 
benden Bezirke nach sich ziehen würde, durchaus 
nicht die ausschliesslichen, ja vielleicht nicht einmal 
die entscheidenden Gründe gegen die Anwendung des 
englischen Systems zu suchen sein. 

Stellen wir desshalb zur weiteren Prüfung der 
Frage nicht mehr das Interesse der deutschen Tabak- 
pflanzer einerseits und der übrigen deutschen Land- 
wirthe andrerseits gegen einander, sondern fragen wir: 
wie die deutsche Volkswirtschaft im Ganzen bei dem 
Anbauverbot gegenüber den Interessen des Auslandes 
zu stehen käme. Zunächst ist kein Zweifel, dass das 
Ausland allen Grund hätte, eine derartige deutsche 
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Politik über alles zu loben. Unsere Nachbarn in 
Belgien und Holland würden sofort so freundlich sein, 
durch Erweiterung ihres Tabakbaues einen Theil der 
Lücke auszufülleu, welche' der Ausfall der deutschen 
Tabakproduction brächte. In gleicher Weise käme 
der amerikanische Tabakbau zu weiterer Blüthe, und 

wahrscheinlich würden es sich auch die benachbarten 

» 

Monopolstaaten Oesterreich und Frankreich nicht 
nehmen lassen, durch Erweiterung der Anbauerlaub- 
niss und Erleichterung der Ausfuhr von Rohtabak 
von der durch die deutsche Politik in selbstmörderi- 
scher Weise durchgeführten Verminderung der Con- 
currenz auf dem Tabakmarkte Nutzen zu ziehen. 
Den Tabak, welchen wir billiger und unter Erhaltung 
eines wichtigen Zweiges landwirtschaftlichen Betriebs 
aus dem Inland haben könnten, würden wir teurer 
aus dem Auslande beziehen, und überdiess gingen 
dabei manche für die ganze europäische Tabakfabri- 
kation technisch wichtige Sorten ganz verloren. Man 
sollte glauben, ein solches Bild sei abschreckend ge- 
nug und bedürfe keiner weiteren Beleuchtung. 

Und doch würde eine einseitige „Handelspolitik“ 
den Versuch machen, es zu verschleiern; denn sie 
vermöchte den Gedanken zu fassen, dass alle diese 
Opfer für die erhoffte Begünstigung des Handels und 
insbesondere der Schifffahrt nicht zu hoch seien. Dass 
im Ganzen für den deutschen Tabak verbrauch mehr 
an Rohtabak zu importiren wäre, als bisher, ist richtig, 
obwohl die unvermeidlichen hohen Zölle eine erheb- 
liche Bedarfsverminderung zur Folge haben würden. 
Aber sehr fraglich ist es, ob es denn auch in der 
That gerade der deutsche Handel wäre, der aus- 


schliesslich von dieser künstlichen Verschiebung der 
Productionsstätten des Tabaks Nutzen hätte. Jeden- 
falls würden der englische und der amerikanische 
Handel ein gutes Stück der Beute für sich nehmen, 
und der deutsche Handel würde sich wahrscheinlich, 
da ja im Ganzen eine Verbrauchsabnahme einträte, 
in seinen Hoffnungen sehr getäuscht sehen. Die Pro- 
ducenten wären ruinirt, die Händler hätten nichts ge- 
wonnen, und allen Vortheil hätte das Ausland. 

Wie aber würden sich die Consumenteu befinden, 
von welchen bisher noch gar nicht die Rede war, und 
die doch vor allem Berücksichtigung verdienen'/ Für 
sie erscheint das englische System als das denkbar 
schlechteste Die Freiheit der Fabrication bei excessiv 
hohen Zöllen bringt nicht bloss eine weit grössere 
Vertheuerung der Tabakfabricate, als ein gut einge- 
richtetes Monopol, sondern sie ist der Anlass zu 
weitestgehender Fälschung der Fabricate. Theurer 
sind die Tabakfabricate nach englischem System, weil 
mit Rücksicht auf den leichteren Schmuggel von 
Fabricaten die Zölle, wenn sie etwas Ansehnliches 
tragen sollen, sehr hoch und insbesondere höher als 
der Monopolgewinn gegriffen werden, und weil ausser- 
dem der Unternehmergewinn der Tausende von Fabri- 
canten und Detailhändler um so grösser sein muss, 
je höher das Risico der Verarbeitung und des Trans- 
ports einer durch den Zoll so eminent vertheuerten 
Waare ist. Schlecht und gefälscht aber wird das 
Fabricat, weil der hohe Zoll als ungeheure Prämie 
für die Verwendung eines jeden Surrogats wirkt. 
Wer je in England Cigarren zum Preise von etwa 
20 Pfennig unseres Geldes gekauft, und dabei die 
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Erfahrungen über eingewickeltes feingehobeltes Holz, 
wie der Schreiber dieser Zeilen, gemacht hat, der 
kann sich ungefähr eine Vorstellung davon machen, 
wie sich in den — zur Fälschung von Nahrungs- und 
Genussmitteln ohnediess, wie es scheint, ganz be- 
sonders befähigten — deutschen Landen die Fabri- 
kation von Schnupftabak und Rauchtabak entwickeln 
würde. Nur die Reichen bekämen um enorme Preise 
echte Waare und würden dennoch gelegentlich tüchtig 
übervortheilt. Die mittleren und die unteren Volks- 
classen dagegen würden in einen erfolglosen Kampf 
gegen die Fälschung eines der beliebtesten Genuss- 
mittel gestürzt. 

In einer Zeit, in welcher man mit Recht der 
Fälschung der Nahrungs- und Genussmittel des Volkes 
erhöhte Beachtung schenkt, ist ein System volks- 
wirtschaftlich unmöglich, welches die höchsten Prä- 
mien auf solche Fälschungen setzt. Sobald ein Roh- 
stoff Steuersätzen von mehreren Hunderten Procent 
seines Werthes unterliegt, wird er in den Händen 
der Privatfabrikation ein gefährliches Ding. Ver- 
teuert der Staat den Rohstoff einmal in solcher Weise, 
dann muss er auch selbst dessen Verarbeitung und 
dessen Verschleiss an den Consumenten unter Bürg- 
schaft für die Echtheit der Waare übernehmen. 

So viel über die volkswirtschaftlichen Erwä- 
gungen , welche das englische System für Deutschland 
ganz unannehmbar erscheinen lassen. Nicht minder 
gewichtig und überdiess auch ganz allgemein bekannt 
sind die finanzpolitischen Erwägungen, welche gegen 
dasselbe sprechen. Es sollte eigentlich gar nicht mehr 
nötig sein noch besonders hervorzuheben, dass der 
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Gedanke, eine enorme Besteuerung des Tabaks ledig- 
lich mittelst der Einfuhrzölle zu erreichen, nur in 
England verwirklicht werden konnte. Die insulare 
Lage des Landes bietet allein den verhältnissmässigen 
Schutz gegen Schmuggel , ohne welchen das englische 
System unmöglich ist. Das Deutsche Reich wäre mit 
seinen weitgestreckten Landgränzen dem Schmuggel 
vollkommen preisgegeben. Selbstverständlich aber 
käme der Schmuggel, auf den ja wohl olinediess volks- 
wirthschaftliche Hoffnungen nicht gegründet werden 
dürfen , keineswegs dem Consumenten zu gute. Höch- 
stens möchte dadurch der übermässigen Fälschung 
einige Concurrenz geschaffen werden. Der finanz- 
politische Erfolg des Systems aber wäre hinfällig. 
Man tröste sich auch nicht mit der Erwägung, dass 
Deutschland im Osten und Westen von Monopol- 
staaten umgeben und dadurch gegen Schmuggel ge- 
sichert sei, so dass hauptsächlich nur die Bewachung 
der belgischen und der holländischen Gränze in Be- 
tracht komme. Wenn nämlich in Deutschland die 
Tabakbesteuerung und die Tabakfabrikation nach eng- 
lischem System eingerichtet wäre, dann würde die 
Nachbarschaft der Monopolstaaten Oesterreich und 
Frankreich keinen Schutz, sondern im Gegcntheil eine 
sehr ernstliche Bedrohung bilden. Hätten wir in 
Deutschland einmal Tabakfabrikate von auch nur an- 
nähernd englischer Qualität und englischem Preise, 
dann würde der Schmuggel französischen Schnupf- 
tabaks und österreichischen Rauchtabaks sogar zu den 
vollen Regiepreisen lohnend werden. Wir hätten also 
die hübsche Aussicht, uns als theoretische Gegner 
des Monopols die sicheren Einnahmen, w'elche es für 


die deutsche Reichscasse verspräche, sorgfältig ferne 
zu halten und dafür den Monopolgewinn benach- 
barter Staaten aus unserem heimischen Verbrauch zu 
erhöhen. 

Die Erkenntniss, dass das englische System der 
Tabakbesteuerung für Deutschland absolut unmöglich 
ist, hat die diesem System geneigten, dem Monopol 
aber theils aus Interesse, theils aus Doctrinarismus 
im höchsten Grade feindlichen Händlerkreise Nord- 
deutschlands in neuester Zeit veranlasst, ihre Zuflucht 
zu dem System der Fabrikations- und Verschleiss- 
steuer nach nordamerikanischem oder russischem Vor- 
bild zu nehmen. Man hätte glauben sollen, die Un- 
zweckmässigkeit dieses 'Systems sei so allgemein 
anerkannt, dass es gar nicht nöthig erscheine, das- 
selbe bei den Erörterungen über eine ausgiebige 
deutsche Tabakbesteuerung in ernstliche Erwägung 
zu ziehen. Gleichwohl erscheint diess nunmehr, nach- 
dem das fragliche System wirklich als Waffe gegen 
das Monopol benützt wird, unerlässlich. 

Zunächst sei bemerkt, dass ein solcher Vorschlag 
durchaus nicht neu ist. Die älteren preussischen An- 
regungen zur Frage der Tabakbesteuerung aus den. 
sechziger Jahren beruhen im Wesentlichen auf der- 
selben Grundlage, erinnern aber dabei ihrerseits an 
die französischen, durch die Erfahrung genügend ge- 
richteten Steuertastungen zu Anfaug des Jahrhunderts, 
welche ein seltsames Gemisch von Zoll, fixirter Pro- 
duktionssteuer, Fabrikations- beziehungsweise Con- 
trolesteuer und Concessionssteuer enthielten. 

Das Schlagwort, mit welchem die Befürwortung 
der Fabrikations- und Verschleisssteuer auftritt, ist 
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die Erhaltung der freien einheimischen Tabakfabri- 
kation! Untersuchen wir doch, was Wahres an dieser 
verführerischen Behauptung ist. Zu diesem Zwecke 
möge der Leser gestatten, dass ihm ein kurzer aus 
verlässiger Quelle geschöpfter Auszug über die der- 
malige Einrichtung der Tabakbesteuerung in Russland 
vorgeführt werde, welcher um so mehr von allge- 
meinem Interesse sein dürfte, als er über eine wich- 
tige seit 1. Januar 1878 durchgeführte Aenderung des 
russischen Systems Aufschluss gibt. 

Nach dem Gesetze vom 4/IG. Juni 1871 ist der 
Tabakbau in Russland freigegeben, mit Ausnahme von 
Polen, wo für den Tabakbau besondere Bestimmungen 
gelten. Die Tabaksteuer wird abgesehen von der 
später zu erwähnenden Patentsteuer der Fabrikanten 
und Händler in folgender Weise erhoben. 

Fabriken zur Verfertigung von Rauch- und 
Schnupftabak sowie von Cigarren und Cigaretten 
dürfen nur in Städten errichtet werden und zwar nur 
mit besonderer Erlaubniss von Seite des Departement 
der indirekten Steuern. Die Verarbeitung des Roh- 
tabaks ausserhalb der Fabriken ist gänzlich verboten; 
nur den Tabakpflanzern ist gestattet , aus den auf ihren 
eigenen Feldern gewonnenen Tabakblättern in ihren 
Wohnungen Tabakprodukte für den eigenen Familien- 
gebrauch zu verfertigen, jedoch nur mit Hülfe eines 
gewöhnlichen Handmessers. Der Verkauf des so 
zubereiteten Tabaks ist strengstens verboten. Für 
jede einzelne Fabrik ernennt das Departement der 
indirekten Steuern einen besonderen Controleur, wel- 
cher den Ankauf und die Verarbeitung des Rohtabaks, 
sowie den Verkauf der Fabrikate aus der Fabrik zu 
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überwachen hat. Rauch- und Schnupftabak, sowie 
Cigarren und Cigaretten dürfen aus der Fabrik nur 
in festen banderollirten Kisten und Paketen in den 
Handel gelangen. Auf der Banderolle muss das Ge- 
wicht des in der Verpackung enthaltenen Tabaks oder 
die Stückzahl der Cigarren und Cigaretten , sowie der 
Preis der Banderolle, d. h. der Betrag der Tabak- 
steuer verzeichnet sein. 

Bis zum Erlass des Gesetzes vom 6/18. Juni 1877, 
welches mit dem 1. Januar 1878 in Kraft getreten 
ist, war der Tabaksteuerfuss ein mit der Güte, be- 
ziehungsweise dem Preise des Tabaks steigender. Es 
gab Banderollen von verschiedenen Preisabstufungen, 
welche je nach dem Preise des Tabaks zur Verwen- 
dung zu kommen hatten. Da aber die Erfahrung im 
Laufe der Jahre gelehrt hat, dass dieses System der 
Tabakbesteuerung den Steuerunterschleif wesentlich 
erleichterte, indem bessere Qualitäten von Tabak unter 
billigerer, d. h. für geringere Tabakqualitäten bestimm- 
ter Banderollen verkauft wurden, und da diese Art 
des Unterschleifs sehr grossen Umfang gewonnen hatte, 
so ist in dem erwähnten neuen Gesetze bestimmt 
worden, dass vom 1. Januar 1878 ab die gleiche 
Quantität Tabak, Cigarren oder Cigaretten ohne Rück- 
sicht auf die Qualität des Tabaks die gleiche Steuer 
zahlt. Die Preisabstufungen der Banderollen nach 
dem Werth der Waare sind beseitigt. Den Steuer- 
satz bestimmt das Gesetz in folgender Weise: 24 
Kopeken für ein Pfund Rauch- oder Schnupftabak, 
60 Kopeken für 100 Cigarren, 15 Kopeken für 100 
Cigaretten. Eine einzige Gattung Tabak ist jedoch 
von diesem Steuersätze ausgenommen, nämlich die 
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niedrigste Qualität Blättertabak inländischer Erzeugung, 
welche nur von den untersten Classen der Bevölkerung 
geraucht beziehungsweise geschnupft wird und in den 
Handel unter ganz besonderem Namen (Machorka, in 
Polen Schwicent) kommt. Diese Gattung Tabak wird 
übrigens nur in Blättern und Stengeln oder zu Pulver 
gerieben als Schnupftabak verkauft und zahlt in dieser 
Form nur eine Banderollentaxe von 2 Kopeken vom 
Pfund, wobei ausserdem das Gesetz noch bestimmt, 
dass der Verkaufspreis dieser Gattung Tabak mit Ein- 
schluss der Steuer 20 Kopeken per Pfund nicht über- 
steigen darf. Die Zubereitung dieses Machorka-Tabaks 
darf nur in eigens zu diesem Zwecke errichteten 
Fabriken vorgenommen werden und in anderen Tabak- 
fabriken nur in ganz besonderen Abtheilungen, welche 
unter keinen Umständen in innerem Zusammenhang 
mit den Eabrikräumen für Anfertigung anderer Gat- 
tungen Tabak stehen dürfen. 

Jede einzelne Tabakfabrik ist verpflichtet, jähr- 
lich für eine bestimmte Minimalsumme Banderollen 
vom Staate zu kaufen ; dieses Minimum ist für 
Fabriken in den Städten St. Petersburg, Moskau, 
Kiga, Odessa und im Königreich Polen auf 10,000 Rubel 
und für Fabriken in allen übrigen Städten des Reichs 
auf GOOO Rubel normirt. 

Ausser dieser Banderollensteuer haben die Tabak- 
fabrikanten und Tabakverkäufer auch noch eine Pa- 
tentsteuer zu bezahlen. Dieselbe ist von verschiedener 
Höhe je nach dem Sitz der Fabrikation und nach dem 
Verkaufsort und der Gattung des verkauften Tabaks. 
Die Fabriken in St. Petersburg, Moskau, Riga, Odessa 
und in den polnischen Städten müssen jährlich ein 

Das Deutsche Reich und das Tabakmonopol. 6 
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Patent für 300 Rubel lösen, in allen anderen Städten 
des Reichs für 150 Rubel. Was den Tabakversclileiss 
betrifft, so sind alle Ortschaften in drei Kategorien 
eingetheilt; zur ersten Kategorie- gehören die Städte 
St. Petersburg, Moskau, Riga, Odessa und Warschau 
mit Praga; zur zweiten alle übrigen Gouvernements- 
städte und einige besonders aufgeführte Hafen- und 
Kreisstädte, zur dritten endlich alle übrigen Ort- 
schaften. 

Nachstehende Uebersicht zeigt, welches Patent in 
den Ortschaften der genannten drei Kategorien für 
die wichtigeren Arten des Tabakverschleisses jährlich 
zu lösen ist: 

Ortschaften der 

„ . _ , ersten, zweiten, dritten 

Ftir das Recht: 1 ’ 

I. I)es Engros-Verkaufs 

aus Niederlagen 

a) ausschliesslich Blätter- 
tabak inländischer Erzeugung 

b) Tabak aller Art, in- 
ländischer wie ausländischer 
Erzeugung, roh und in ver- 
arbeiteter Form .... 

II. Des Klein-Yerkaufs 

1. In Tabakläden und 

anderen Verkaufsplätzen bei 
Verkauf von Blättertabak in- 
ländischer Erzeugung und 
Tabakfabrikaten, inländischen 
wie ausländischen • . . . 50 35 25 


Kategorie 

Rubel Rubel Rubel 


100 G5 30 


150 100 50 
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Für <las Recht des Kleinverkaufs: 

2. In Tabakläden und 
anderen Verkaufsplätzen 

a) für den Verkauf von 
inländischem Blättertabak und 
inländischen Tabakfabrikaten 

b) nur von inländischen 
Tabakfabrikaten . . . . 

3. Für Verkauf in Wein- 
handlungen, Hotels, Condi- 
toveien , Cafe’s , Bierbuden 
u. s. w. 

a) bei Verkauf aus offe- 
nen Tabakkisten oder stück- 


Ortschaften der 
ersten, zweiten, dritten 
Kategorie 

Rubel Rubel Rubel 


20 15 10 

13 10 5 


weise G0u.30 30 u. 15 15 u. 10 


b) bei Verkauf in ge- 
schlossenen Kisten und Pa- 
keten 20u. 10 10 u. 5 5u. 3. 

Ausserdem ist eine besondere Patenttaxe von 15, 
beziehungsweise 5 und 3 Rubel für den Tabakverkauf 
an Buffets u. s. w. und den Hausirhandel mit Tabak- 
fabrikaten festgesetzt. 

Seine Ergänzung findet das russische System der 
inneren Tabaksteuer durch den Zoll, welcher vom 
Pfund Blättertabak 35 Kopeken, von Itauch- und 
Schnupftabak 6G Kopeken und von Cigarren 2 Rubel 
20 Kopeken vom Pfund beträgt. 

Aus dieser kurzen Schilderung der Fabrikations- 
und Verschleisssteuer, wie sie in Russland besteht, 
geht zunächst hervor, dass die Durchführung eines 
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nach den Qualitäten des Tabaks abgestuften Steuer- 
satzes sich als unmöglich erwiesen hat. Die Ver- 
waltung hat auf den aussichtslosen Kampf mit Unter- 
schleifen aller Art, welche daraus hervorgingen, 
verzichtet und sich für den gleichen Steuersatz nach 
Gewicht beziehungsweise Stückzahl der Waare ohne 
Rücksicht auf deren Qualität entschieden. Dass man 
in Russland hiezu kam, ist begreiflich, wenn man 
annimmt, dass man principiell die dort hergebrachte 
Steuerform beibehalten und nur den übermässigen 
Unterschleif beseitigen wollte. Für andere Länder 
aber ist dieser Vorgang eine Warnung vor Annahme 
des Systems der Fabrikationsbesteuerung, es sei denn, 
dass man allen berechtigten socialpolitischen Forde- 
rungen entgegen die minder bemittelten Tabakver- 
braucher stärker, die reicheren dagegen schwächer 
mit der Steuer treffen wollte. Wie ganz anders er- 
scheint unter diesem Gesichtspunkte das Monopol , bei 
welchem die Anpassung der abgestuften Steuersätze 
an die verschiedenen Qualitätsgruppen nicht die ge- 
ringsten Schwierigkeiten bietet V 

Für den Zweck der vorliegenden Untersuchung 
erscheint aber eine weitere Thatsache, welche sich 
aus der obigen Darlegung des Systems einer Fabri- 
kations- und Verschleissteuer ergibt, fast noch wich- 
tiger. Es muss nämlich jedem unbefangenen Leser 
vollkommen klar sein, dass von der Erhaltung einer 
„freien“ Fabrikation nicht entfernt die Rede sein kann. 
Eine Fabrikation, die nur unter den Augen des Steuer- 
beamten stattfinden darf, ist schon an sich nicht frei. 
Was aber speciell die deutschen Verhältnisse betrifft, 
so wäre natürlich durchaus nicht daran zu denken. 
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dass die Tausende von Kleinbetrieben der Tabak- 
fabrikation , die thatsächlicli vorhanden sind , mit Tau- 
senden von Steuerbeamten belegt werden könnten, 
wenn nicht die Verwaltungskosten ins Unermessliche 
steigen sollten. Man müsste also auch in Deutsch- 
land ausgiebige Fabrikationsbeschränkungen ersinnen, 
und dabei käme man naturnothwendig dazu , nur ver- 
hältnissmässig wenige Grossbetriebe zuzulassen und 
die Kleinbetriebe zu verbieten. Sollten also vielleicht 
die deutschen Tabakfabrikanten der Meinung sein, 
das System der Fabrikations- und Verschleisssteuer 
verbürge den Fortbestand der dermaligen Fabrikations- 
verhältnisse, so würden sie sich gewaltig täuschen. Die 
deutsche private Tabakfabrikation, wie sie dermalen 
ist, müsste auch unter dem System der Fabrikations- , 

Steuer aufhören und der ganze Unterschied gegenüber 
dem Monopol bestände nur darin, dass an Stelle der 
Regie und deren Fabriken das factisclie Monopol einer 
Minorität der bisherigen Tabakfabrikanten träte. Diese 
Auslese unter den Fabrikanten zu treffen , wäre viel 
schwieriger als die Abfindung der gesammten privaten 
Fabrikation bei Einführung des Monopols. Das Volk 
aber und die Tabakverbraucher insbesondere würden . 

gewiss das Monopol der Regie lieber ertragen, als 
jenes einiger Fabrikanten; denn in dem ersteren Falle * 

ist unter allen Umständen die Unverfälschtheit der 
Waare besser gewährleistet. Vom socialpolitischen 
Standpunkte aber wäre ein derartiges Monopol der 
Privatfabriken ganz zu verwerfen; denn wenn über- 
haupt eine monopolartige Einrichtung als Ausnahme 
vom normalen Zustand zu treffen ist, dann darf die- 
selbe nur in die eigenen Hände des Staates gelegt 
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werden, damit deren Vortheile auch ganz der Ge- 
sammtheit zu Gute kommen. Das Vertrauen der Be- 
völkerung auf loyale Durchführung ihrer Aufgaben 
aber wird der deutschen Reichs -Tabakmonopolver- 
waltung nicht fehlen. 

Erwägt man schliesslich, dass, abgesehen von der 
mangelnden Gewähr für Lieferung preiswürdiger Waare 
bei einigermassen ansehnlicher Fabrikationsteuer, auch 
die Gefahr des Unterschieds immerhin noch in hohem 
Masse besteht, so kann man nicht umhin, dieses 
Steuersystem für die deutschen Verhältnisse unbe- 
dingt zu verwerfen. 

Wenn hienach für eine Tabaksteuerreform im 
grossen Styl weder das bisherige deutsche System, 
noch die nach der Gewichtsmenge bemessene Pro- 
duktionssteuer, noch das englische System, noch end- 
lich die Fabrikations- und Verschleisssteuer geeignet 
erscheint, so verbleibt als die allein geeignete Be- 
steuerungsform das Monopol. 
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Vierte Studie 


Das Ergebniss der unmittelbar vorhergehenden 
Studie kann kurz dahin zusammengefasst werden : 
dass die verschiedenen Systeme der Tabakbesteuerung, 
welche — abgesehen vom Monopol — bei der bevor- 
stehenden Reform des Reichssteuerwesens in Frage 
kommen könnten für die deutschen Verhältnisse so- 
wohl finanzpolitisch als wirthschaftlich ungeeignet er- 
scheinen. Hienach ergäbe sich gewissermassen von 
selbst, die Nothwendigkeit zum Tabakmonopol zu 
greifen, falls überhaupt eine Reform der Reichsbe- 
steuerung kn grossen Styl angestrebt werden will. 
Die vorliegenden Studien könnten desshalb hier ab- 
gebrochen werden und es bliebe dann die Bespre- 
chung des Details der Einrichtung eines deutschen 
Reichstabakmonopols und seiner finanziellen wie volks- 
wirthschaftlichen Bedeutung dein Zeitpunkte Vorbe- 
halten, in welchem die Entscheidung der massgeben- 
den Kreise, und zwar, wie zu hoffen ist, zu Gunsten 
des Monopols gefallen wäre. 

Trotz einer gewissen Berechtigung, welche dieser 
Auffassung nicht abzusprecheu wäre, gewänne aber 
der Leser gewiss den Eindruck, als wäre der Kampf 
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für das Monopol erst zur Hälfte durchgekämpft, wenn 
nur Erörterungen negativer Art, das heisst, die Be- 
weise für die Unmöglichkeit der Anwendung ander- 
weitiger Systeme, nicht aber auch die positiven Be- 
trachtungen, welche das natürliche Gegenstück zu den 
bisherigen Ausführungen bilden, das heisst, die Be- 
weise für die finanzpolitischen und die volkswirt- 
schaftlichen Vorzüge des Monopols und im Anschlüsse 
hieran sodann weiter einige Betrachtungen über die 
Technik des Monopols und seiner Einführung, speciell 
im Deutschen Reiche, hier eine Stelle fänden. 

Was bisher vorgebracht worden ist, Hesse im- 
merhin das Monopol nur als notwendiges Uebel 
erscheinen. Obwohl ihm natürlich so wenig wie 
irgend einer anderen Steuer diese Eigenschaft bis zu 
einem gewissen Grade jemals ganz wird abgenommen 
werden können, so besitzt es doch andrerseits im 
Vergleich mit jeder anderen Form ausgiebiger Tabak- 
besteuerung so entschiedene individuelle Vorzüge, 
die bisher noch gar nicht erwähnt oder doch nur 
gelegentlich gestreift worden sind, dass eine Ueber- 
schau dieser Vorzüge zur Aufklärung der öffentlichen 
Meinung über das Wesen und die Bedeutung des 
Monopols unbedingt nötig ist. Den überwiegenden 
Vorteilen, welche das Monopol verspricht, stehen 
allerdings auch einzelne Nachteile und Bedenken 
gegenüber , welche durchaus nicht verschwiegen , son- 
dern gegebenen Orts hervorgehoben werden sollen. 

Zunächst handelt es sich um die Betrachtung 
des Tabak-Monopols als einer der wichtigsten Formen 
der indirecten Besteuerung vom finanziellen Stand- 
punkt aus. 
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Obenan unter den finanziellen Vorzügen des 
Monopols steht der ansehnliche Ertrag, welchen es 
bei nur einigermassen glücklicher Durchführung für 
die Reichscasse verspricht. Eine annähernde Vor- 
stellung hievon muss der Leser schon aus der zweiten 
Studie gewonnen haben, als ihm die Berechnungen 
des kaiserlichen statistischen Amtes vorgeführt wur- 
den, nach welchen in den Monopol -Staaten Oester- 
reich und Frankreich die auf den Kopf der Bevölke- 
rung entfallende Abgabe vom Tabak- Verbrauch rund 
2, beziehungsweise 5 Mark beträgt, während sich im 
Zollgebiete des Deutschen Reiches das Steuer -Auf- 
kommen aus dem Tabakverbrauch nur auf 35 Pf. be- 
läuft. Hier ist nunmehr der Ort , an welchem die 
finanzielle Bedeutung des Tabakmonopols und ins- 
besondere seine Einträglichkeit unter Beifügung ge- 
schichtlicher Rückblicke weitere Beleuchtung linden 
muss. Dabei wird sich zeigen, dass der Ertrag des 
Tabakmonopols nicht nur sehr hoch , sondern zugleich 
auch von einer Ausdehnungsfähigkeit ist, wie sie keine 
andere indirecte oder directe Steuer besitzt. 

Einleitend sei bemerkt, dass das Tabakmonopol 
in verschiedenen europäischen Staaten ungefähr seit 
der Mitte des 17. Jahrhunderts eingeführt worden 
ist, und dass es zur Zeit ausser in Liechtenstein und 
San Marino in sechs europäischen Ländern, nämlich 
in Frankreich, Oesterreich-Ungarn, Italien, Spanien, 
Portugal und Rumänien, in Geltung ist, deren Ein- 
wohnerzahl etwa 40 Proc. der gesammten europäischen 
Bevölkerung ausmacht. 

Es würde den Rahmen dieser Studien über- 
schreiten, wenn die statistischen Ergebnisse des Tabak- 
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monopols in den sämmtlichen europäischen Monopol- 
Staaten liier vorgeführt und erörtert werden sollten. 
Es wird desshalb genügen, wenn die beiden an 
Deutschland grenzenden Reiche — Frankreich und 
Oesterreich — ausschliesslich berücksichtigt werden. 

In Frankreich bestand in älterer Zeit, nämlich 
von 1G74 bis zur Revolution, ein Monopol der Fabri- 
kation und des Verkaufs von Tabak, welches in der 
damals vielfach üblichen Weise der Generalverpach- 
tung für die Staatscasse nutzbar gemacht wurde. 
Dieses ältere Monopol erstreckte sich übrigens nicht 
auf das ganze französische Gebiet, indem die Franche- 
Comte, Flandern und Eisass davon ausgenommen 
waren. Gleichwohl war der Ertrag dieses älteren 
französischen Monopols im Jahr 1790 auf 32 Mill. 
Livres gestiegen. Da brachte plötzlich die Revolution 
am 14. Februar 1791 die Aufhebung des Monopols 
und dessen Ersetzung durch eine Tabakbesteuerung 
lediglich mittelst eines Zolls auf Rohtabak unter Ver- 
bot der Einfuhr von Tabakfabrikaten. Der Steuer- 
ertrag sank sofort von 32 auf weniger als 2 Mill. 
Franken. Der Ertrag blieb auch in den folgenden 
Jahren weit unter den erhofften 10 Millionen, da- 
gegen stellten sich viele Klagen über Fälschungen 
und überhaupt über die geringe Qualität der Tabak- 
fabrikate ein, welche trotzdem — nach Feststellung 
durch eine parlamentarische Enquete von 1835/37 — 
fast eben so tlieuer verkauft wurden, wie zur Zeit 
des alten Monopols! Man schwankte zwischen dem 
englischen System und der Wiedereinführung des 
Monopols, entschied sich jedoch zunächst für Zoll- 
erhöhung und Einführung einer inneren Fabrikations- 
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Steuer. Man hatte auf 1 2 */ 2 Millionen Ertrag gerech- 
net, und brachte es nicht einmal bis zu 5 Millionen. 
Man fügte nun zur I’roductionssteuer eine ansehn- 
liche Licenzgebühr für Fabrikanten und Verkäufer 
und später noch eine Art Stempelsteuer. So erreichte 
man in Verbindung mit peinlichen Controle-Mass- 
regeln in den Jahren 1808 und 1809 einen Tabak- 
steuerertrag von 13 bis 14 Millionen Franken, also 
nicht einmal die Hälfte vom Ertrag des alten Mono- 
pols. Es ist ganz erklärlich , dass unter solchen Um- 
ständen das Tabakmonopol durch Decret vom 29. Dec. 
1810 vom 1. Juli 1811 an wiederhergestellt wurde. 
Das Monopol wurde übrigens in Frankreich seitdem 
immer nur für eine begrenzte Reihe von Jahren in 
Geltung erklärt ; doch besteht es kraft neun Gesetzen, 
welche seine Erstreckung aussprachen, ununterbrochen 
seit 1811. Das jüngste Gesetz vom 21. Dec. 1872 
hat dasselbe bis zum 1. Januar 1883 in Geltung 
erklärt. 

Die Nachweise über die Erträgnisse des franzö- 
sischen Tabakmonopols in den einzelnen Jahren einer 
mehr als 60jährigen Periode — wie sie in trefflicher 
Uebersicht in dem Februarheft des „Bulletin de sta- 
tistique et de legislation comparee“ des französischen 
Finanzministeriums (1877) enthalten sind — bilden 
für sich allein eine ununterbrochene Kette thatsäch- 
licher Beweise für die finanzielle Vorzüglichkeit des 
Monopols. Nur ungern verzichte ich, mit Rücksicht 
auf den Raum und die Abneigung mancher Leser 
gegen lange Zahlenreihen, auf die Wiedergabe der 
ganzen Tabelle, indem ich im Folgenden zunächst 
bis zum Jahr 1869, also bis zur Zeit vor dem jüngsten 
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Kriege, den Reinertrag des französischen Tabakmono- 
pols von 5 zu 5 Jahren zusammenstelle. (Das Jahr 
1869 ist statt des Jahres 1870 mit Rücksicht auf die 
durch den Krieg verursachte Störung gewählt.) 


* Jahre. 

Reinertrag des französischen 
Tabak monopols in Franken. 

1815 

32,123,303 

1820 

42.219,604 

1825 

44,030,453 

1830 

46,782,408 

1835 

51,700,181 

1840 

70,111,157 

1845 

82.534,494 

1850 

88,915,001 

1855 

113,816,271 

1860 

143,762,793 

1865 

177,920,728 

1869 

197,210,865 

Man sollte meinen, es müsse das Auge jedes 


Finanzministers und jedes Volksvertreters mit Wohl- 
gefallen auf dieser Zahlenreihe ruhen. Die Befriedi- 
gung, welche die finanziellen Ergebnisse des fran- 
zösischen Monopols dem Finanzpolitiker gewähren, 
muss sich noch steigern, wenn erwogen wird, dass 
in dem ganzen oben vorgeführten Zeitraum an den 
Grundlagen des Monopols nur unwesentliche Modifi- 
cationen, namentlich auf Grund der parlamentarischen 
Untersuchungen von 1835 — 37, dagegen wiederholt 
Veränderungen im Steuersatz des Monopols, insbe- 
sondere im Jahr 1860, vorgenommen worden sind. 
Der Erfolg dieser Veränderungen macht sich in der 
That in der oben nachgewiesenen Mehrung des Rein- 


Digitized by Google 


93 


crtrags von 1800 auf 1865 (von 144 auf 178 Mill. 
Franken) bemerklich. Noch viel wichtiger aber ist 
die weitere Thatsache, dass auch in den Zwischen- 
zeiten ohne Aenderung der Steuersätze die finanzielle 
Entwicklung des Monopols eine ununterbrochen gün- 
stige , ja glänzende geblieben ist. Man sieht hieraus, 
dass das Monopol in keiner Weise die weitgehende 
Entwicklung des Tabakverbrauchs gehindert hat, und 
dass es demgemäss in seinem finanziellen Ergebniss 
eine Ausdehnungsfähigkeit besitzt, wie keine andere 
indirecte Steuer. 

Dass aber diese selbstthätig, d. h. ohne Erhöhung 
der Steuersätze wirkende Ausdehnungsfähigkeit des 
Monopols, wenn es sein muss, durch einen äusseren 
Anstoss noch bedeutend vermehrt werden kann, da- 
für liefert die neueste Finanzgeschichte Frankreichs 
einen unwiderleglichen Beweis. Zu den finanziellen 
Massregeln, welche die wesentlichsten Grundlagen 
der Wiederaufrichtung Frankreichs nach dem Kriege 
von 1870 — 71 waren, gehörte unter andern die Er- 
höhung der Steuersätze des Tabakmonopols. Durch 
Gesetz vom 29. Februar 1872 wurde der Verkaufs- 
preis des Kilogramms gewöhnlichen Tabaks von 9 Fr. 
auf 11 Fr. 50 Cent, erhöht, und ungefähr im gleichen 
Verhältniss eine Veränderung des Preises der übrigen 
Tabaksorten vorgenommen. Zugleich wurden die 
Grenzzonen, innerhalb deren mit Rüchsicht auf den 
Schmuggel die Tabakfabrikate von der Regie zu ge- 
minderten Preisen verkauft werden, verengert. Man 
erwartete .von dieser Massregel eine Mehrung der 
Einnahmen aus dem Monopol um 40 Mill. Franken. 
Diese Erwartung ist reichlich erfüllt worden. Im 
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Jahr 18G9 betrugen die Bruttoeinnahmen aus dem 
Tabakmonopol 255,707,378 Fr., von welchen nach 
amtlicher Schätzung etwa 248 Millionen aut das der- 
malige Territorium Frankreichs getroffen haben dürften. 
Im Jahr 1873 erreichten die Bruttoeinnahmen den 
Betrag von rund 292 Millionen. Die Mehrung be- 
trug also in der That sofort im ersten Jahre nach 
der Aenderung der Steuersätze 44 Millionen, oder, 
wenn man die Gebietsabtretung unberücksichtigt 
lassen will, immerhin noch 32 Millionen. In den 
beiden folgenden Jahren sind die Bruttoeinnahmen 
weiter auf rund 300, bezw. 3 1 3 Millionen gestiegen. 
Für das Jahr 187G wird die Steigerung der Rohein- 
nahmen auf mehr als 30 Millionen gegenüber dem 
Jahr 1873 angegeben. Hienach beträgt die Brutto- 
einnahme aus dem französischen Tabakmonopol im 
Jahr 187G rund 322 Millionen, oder um 74 Millionen 
mehr, als dasselbe im Jahr 18G9 auf dem dermaligen 
frauzösischen Territorium ertrug, und um 66 Mill. 
mehr als auf dem Gesammtumfang des französischen 
Gebiets von 1869. Die Ausgaben sind für 1876 nach 
dem vorläufigen Rechnuugsergebniss auf höchstens 
60 Millionen (gegen 58'/ 2 Millionen im Jahr 1869) 
zu veranschlagen. Hienach ergibt sich für 1876 ein 
Reinertrag' des französischen Monopols von nicht 
weniger als 262 Millionen Franken gegenüber rund 
197 Millionen des Jahres 1869 bei dem damaligen 
grösseren Gebietsumfang Frankreichs. 

Die Elasticität des Monopols als Steuerquelle 
und seine Geeignetheit zur Aufbringung eines er- 
giebigen Steuerbetrags aus dem Tabakverbrauch ist 
hienach durch die neueste Finanzgeschichte Frank- 
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reichs glänzend dargethan. Man wird gut tliun, diese 
Ergebnisse nicht etwa aus falschem Doctrinarismus 
vornehm zu übersehen, sondern aus ihnen um so 
mehr eine Lehre für die deutsche Tabakbesteuerung 
zu ziehen , als auch aus andern Gründen , insbesondere 
mit Rücksicht auf das tabakbauende Rcichsland, die 
möglichste Anlehnung an die Grundsätze der franzö- 
sischen Regie wünschenswerth ist. 

Nicht ganz so glänzend, aber doch immerhin 
höchst beachtenswerth , sind die Ergebnisse des Mono- 
pols in Oesterreich-Ungarn. Dass man in der That 
in Oesterreich selbst nicht ohne einen gewissen Neid, 
namentlich in früherer Zeit, auf die Entwicklung des 
französischen Monopols geblickt hat , geht recht deut- 
lich aus einer vergleichenden Untersuchung hervor, 
welche im Jahr 1861 v. Plenker, damaliger Central- 
director der k. k. Tabakfabriken, seiner umfassenden 
Sammlung statistischer Tabellen über „das öster- 
reichische Tabakmonopol seit dessen Ausdehnung auf 
das gesammte Staatsgebiet“ einverleibt hat. Dieses 
ofücielle Quellen werk enthält nämlich eine Nach- 
weisung über die finanziellen Ergebnisse des Tabak- 
monopols in Oesterreich . sowie in Frankreich für die 
Jahre 1851 bis 1858 mit einer „vergleichenden Dar- 
stellung des Monopol - Ertrags der österreichischen 
und der französischen Regie, wenn für Oesterreich 
die französischen und für Frankreich die österreichi- 
schen Durchschnittsverkaufspreise in Rechnung ge- 
nommen werden.“ Unter Zugrundelegung der in den 
betreifenden Ländern wirklich erlaufenen Ausgaben 
fand hiebei v. Plenker: dass sich für die acht Jahre 
1851 bis 1858 in Frankreich bei österreichischen 
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Verkaufspreisen nur 107 Millionen Gulden, in Oester- 
reich dagegen bei französischen Verkaufspreisen 535 
Millionen Gulden an Ueberschüssen ergeben hätten, 
während sich thatsächlich in Frankreich 339 Millionen 
und in Oesterreich 181 Millionen Gulden ergeben 
hatten. Bei dieser eigenthümlichen Vergleichung ist 
freilich ausser Berechnung gelassen, dass der Ver- 
brauch in Frankreich bei österreichischen Preisen ge- 
stiegen und in Oesterreich bei französischen Preisen 
wahrscheinlich bedeutend gefallen wäre. Immerhin 
aber leuchtet aus diesem Stück vergleichender amt- 
licher Statistik die durch die neueste französische 
Finanzgeschiclite bestätigte Vermuthung heraus: dass 
auf den Ertrag des Monopols die Höhe des Steuer- 
satzes einen weit grösseren Einfluss hat, als jene 
meinen, die ohne weiteres von jeder Erhöhung dieses 
Steuersatzes sofort eine entsprechende Abnahme des 
Verbrauchs erwarten. 

Uebrigens zeigt auch das österreichisch-ungarische 
Tabakmonopol in neuerer Zeit zwar nicht die gross- 
artige Entwicklung wie das französische, aber doch 
eine stetige und weitere Steigerung versprechende 
Zunahme des Ertrags. Bei dem Tabakmonopol der 
im Reichsrathe vertretenen Länder betrugen 

im Jahre die Roheinnahmen die Reineinnahmen 


1871 

55,211,210 

37,083,468 

1872 

58,536,277 

34,293,293 

1873 

61,373,189 

33,478,412 

1874 

59,236,017 

33,381,675 

1875 

59,24G,782 

35,339,175 


Vor der Trennung des Monopols in ein cisleitha- 
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«isches und ein ungarisches hatte dagegen im Durch- 
schnitt der zehn Jahre 1851 bis 1860 die Reinein- 
nahme aus dem Monopol im Gesammtgebiete der 
Monarchie (unter Einschluss auch des italienischen 
Monopolgebietes) nur 24,838,474 fl. betragen. Die 
Steigerung des Monopolertrags ist hienach immerhin 
eine ansehnliche und nur vom Jahre 1873 ab durch 
den bekannten wirtschaftlichen Rückgang Oesterreichs 
— hoffentlich nur vorübergehend — beeinträchtigt. 
Für das gesonderte ungarische Monopolgebiet ergibt 
sich aus den ungarischen Staatsrechnungen an Roh- 
ertrag in den einzelnen Jahren von 1869 bis 1875: 
24.1 1 1,74 1 fl., 25,1 97,4 1 1 fl., 26.907,988 fl., 26,230,6 1 5 fl., 
25,615.063 11., 25.011,790 fl., 25.681,882 fl. Am ge- 
eignetsten zur Vergleichung mit den Ergebnissen des 
französischen Monopols erscheinen die in der oben- 
erwähnten statistischen Monatsschrift des französischen 
Finanzministeriums angestellten Berechnungen über 
den rohen und reinen Ertrag des österreichisch- 
ungarischen Monopols in Franken. Hienach beträgt 
der jährliche Reinertrag von 

1801 bis 1820 14,932,200 Franken 

1821 . 1840 14,942,400 . 

1841 - 1S50 31,879,000 

1851 r 1860 64,096.500 

1861 * 1870 95,007,300 „ 

Hienach ist verliältnissmässig auch bei dem öster- 
reichisch-ungarischen Monopol die Zunahme des Er- 
trags von den vierziger Jahren an, trotz der in Mitte 
liegenden Gebietsverkleinerung, eine sehr bedeutende. 

Nach der Rauchlust und der Zahlungsfähigkeit 
seiner Bevölkerung dürfte das Deutsche Reich zwi- 

Das Deutsche Reich und das Tobakmonopol. 7 
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sehen Oesterreich und Frankreich stehen. Das deutsche 
Monopol müsste demnach besonders unglücklich ein- 
gerichtet und verwaltet werden, wenn es nicht um 
ein Erkleckliches mehr als das österreichisch -unga- 
rische tragen würde. 

Feber die Einträglichkeit des Tabakmonopols 
und über die Bescheidenheit eines Finanzplans, wel- 
cher von einer nach diesem System durchgeführten 
Tabakbesteuerung für die nächste Zeit einen Rein- 
ertrag von ungefähr 100 Millionen Mark erhofft, kann 
nach den hieinit in Kürze vorgeführten Ergebnissen 
des Monopols in Frankreich und Oesterreich -Ungarn 
wohl kein Zweifel mehr herrschen. 

Dieser Umstand scheint aber auf jene, welche 
grundsätzlich Gegner des Monopols sein und -bleiben 
wollen, durchaus nicht den Eindruck zu machen, den 
man erwarten sollte. Fängt man ja doch sogar an 
davon zu sprechen, dass gerade diese Einträglichkeit 
des Monopols unter den besonderen deutschen Ver- 
hältnissen eine Gefahr berge. Auf finanziellem Gebiete 
kann selbstverständlich diese Gefahr nicht liegen; 
aber politisch soll es bedenklich sein, dem Reich eine 
weitere, wenn auch finanzpolitisch noch so gerecht- 
fertigte, Einnahmsquelle zuzuführen, welche die Ma- 
trikularbeiträge überflüssig machen und dadurch, wie 
man sagt, das Budgetrecht des Reichstags gefährden 
könnte. Wäre diese Meinung, welche sich in auf- 
fälliger Weise zu verbreiten scheint, thatsächlich be- 
gründet, dann müsste die deutsche Steuerreform unter 
sehr traurigen Aussichten begonnen werden : denn es 
tiele ihr die undankbarste aller Aufgaben zu. Sie 
hätte nämlich den guten Steuerformen auszuweichen 
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und solche aufzusuchen, welche irrationell und be- 
lästigend sein dürften . wenn sie nur den einen ver- 
meintlichen Vorzug besässen. die gleichfalls steuer- 
politisch ganz verwerflichen Matrikularbeiträge nicht 
überflüssig zu machen. Anderswo als in Deutschland 
wird inan einen gegen das Tabakmonopol gerichteten 
Einwand, der sich auf dessen Einträglichkeit gründet, 
überhaupt nicht verstehen. Wie aber bei uns die 
Verhältnisse liegen, ist mit diesem Einwand, so un- 
glaublich er auf den ersten Blick erscheinen mag, 
zu rechnen. Sofern er allgemein gegen die Ver- 
mehrung der indirecten Steuern des Reiches gerichtet 
ist, wurde er bereits in der ersten Studie gestreift. 
Hier muss auf denselben zurückgekommen werden, 
da es sich nunmehr nach festgestellter Einträglichkeit 
des Monopols darum handelt, zu zeigen, dass diese 
Eigenschaft des Monopols nicht nur für andere Län- 
der, sondern auch für Deutschland wirklich ein Vorzug 
ist. Erschöpfend aber wird allerdings diese Zwischen- 
frage in einer zunächst finanzpolitischen Studie nicht 
behandelt werden können. Solches ist vielmehr einer 
gesonderten reichs- und staatsrechtlichen Untersuchung 
zu . überweisen. Hier kommt es nur darauf an, die 
Unhaltbarkeit der Einwürfe zu zeigen, welche ausser- 
halb des Gebiets finanzieller und volkswirthschaft- 
licher Erwägungen vom specifiscli politischen Stand- 
punkte gegen das Monopol gemacht werden, damit 
der aus der Einträglichkeit des Monopols abgeleitete 
Vorzug auch für die deutschen Verhältnisse unge- 
schmälerte Anerkennung finde. Soweit dabei auf 
speciell reichs- und staatsrechtliche Fragen, sowie auf 
rein politische Verhältnisse eingegangen werden muss, 
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mögen jedoch die folgenden Bemerkungen mehr als 
Anregung zu weiteren Erwägungen denn als eine voll- 
kommen abgeschlossene Erörterung angesehen werden. 

Zunächst ist zu bemerken, dass es den Bestim- 
mungen der Reichsverfassung geradezu widerspricht, 
wenn in der Aufrechterhaltung der Matrikularbeiträge 
in ihrem dennaligen oder in einem abgeminderten 
Betrage gewissermassen ein Anrecht der Volksver- 
tretung gesucht wird. Die Matrikularbeiträge sind 
nach der Reichsverfassung durchaus nicht als eine 
ständige, sondern nur als eine vorübergehende Ein- 
richtung gedacht. Das Reich hatte bei seiner Errich- 
tung zunächst nur die schon vorher im Zollverein 
bestandenen Zölle und gemeinschaftlichen Verbrauchs- 
steuern, sodann die Einnahmen aus dem Post- und 
Telegraphenwesen zur Verfügung, welch’ letztere 
jedoch finanziell nur wenig ins Gewicht fielen. Im 
Wesentlichen also waren nur die Einnahmen des Zoll- 
vereins zur Verfügung, welchen weit bedeutendere 
Ausgaben des neu errichteten Reiches gegenüber 
standen. In dieser Notblage wurden bis auf weiteres 
die Matrikularbeiträge zur Deckung des unvermeid- 
lichen Deficits in Aussicht genommen. Darum be- 
stimmt auch die Reichsverfassung, dass Matrikular- 
beiträge erhoben werden sollen „ solange“ Reichs- 
steuern , d. h. weitere Reichssteuern ausser den vom 
Zollverein bereits übernommenen, und zwar solche 
von genügender Einträglichkeit nicht eingeführt sind. 
Verfassungsmässig besteht demnach nicht nur kein 
Hinderniss gegen die Beseitigung der Matrikularbei- 
träge, es erscheint dieselbe vielmehr, da die Matri- 
kularbeiträge schon ursprünglich nur in zeitlicher 
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Beschränkung eingefühlt werden sollten , geradezu im 
Wortlaut und Geist der Reichsverfassung begründet. 

Der Kern der Einwendungen gegen die Beseiti- 
gung der Matrikularbeiträge ist aber überhaupt wohl 
weniger in verfassungsmässigen Bedenken, als in der 
Vorstellung zu suchen, dass der politische Einfluss 
des Reichstags auf die Gestaltung des Reichshaus- 
halts leiden könnte. Der Reichstag hat nun einmal 
während einiger Jahre das Recht der Festsetzung 
des Betrags der Matrikularbeiträge gehabt, und dieses 
Recht soll er sich, wenn diess auch durch die Ver- 
fassung von allem Anfang an in Aussicht genommen 
war, nicht nehmen lassen! Es ist zu befürchten, 
dass das Schlagwort vom bedrohten Budgetrecht des 
Reichstags in weiten Kreisen, und zumal in jenen, 
welche sich nicht durch Reichsfreundlichkeit aus- 
zeichnen, Anklang finden und ernstlich die vernünf- 
tige deutsche Steuerreform bedrohen wird. 

Unter diesen Umständen lohnt es sich wohl der 
Mühe zu fragen: welche Summe politischer Rechte 
denn der Reichstag bei Festsetzung der Matrikular- 
beiträge thatsächlich ausübt. Das ganze materielle 
Budgetrecht des Reichstags liegt in der Festsetzung 
der sämmtlichen Ausgaben des Reiches und der Ein- 
nahmen mit Ausschluss der Matrikularbeiträge. Die 
Feststellung der letzteren dagegen erscheint thatsäch- 
lich nur als formelles Budgetrecht. Wenn nämlich 
die Ausgaben vom Reichstag genehmigt und die 
übrigen Einnahmen in bestimmten Beträgen fest- 
gestellt sind . so bleibt ihm bezüglich der Festsetzung 
der Matrikularbeiträge kein freies Bestimmungsrecht. 
Auch die Art der Vertheilung der Matrikularbeiträge 
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auf die einzelnen Staaten unterliegt nicht der Willi- 
gung des Reichstags, da dieselbe verfassungsmässig 
bestimmt ist. Die Ergänzung des Deficits der eigenen 
Einnahmen des Reiches gegenüber seinen Ausgaben 
durch die Matrikularbeiträge ist eine verfassungs- 
mässige Noth Wendigkeit und die Einstellung der be- 
treffenden Summe au Matrikularbeiträgen in den Ein- 
liahmeetat demgemäss nur ein formeller Act. 

Dem Reichstag ist, mit Ausnahme der durch 
Art. 5 der Reichsverfassung gezogenen Grenzen, ein 
weiter Spielraum der Geltendmachung des Budget- 
rechts gewährt , welches allerdings unter den beson- 
deren Verhältnissen des Reiches zunächst und vor- 
zugsweise auf dem Gebiete der Ausgabengenehmigung 
liegt. Gesetzt sogar, es würden directe Steuern im 
Reich eingeführt und sie würden in Geltendmachung 
des Budgetrechts des Reichstags einmal verweigert, 
so müsste vielleicht gerade nach den Bestimmungen 
des Art. 70. über die Deckung der Ausgaben, der 
durch die Steuerverweigerung etwa entstandene Aus- 
fall durch Matrikularbeiträge gedeckt werden. Hie- 
nach verweist die ganze verfassungsmässige Einrich- 
tung des Reichshaushalts die politischen Rechte der 
Volksvertretung vorzugsweise auf die Ausgabenbewilli- 
gung, sei es, dass das System der Matrikularbeiträge 
wie bisher beibehalten oder abgeschwächt und auf- 
gegeben wird. Dagegen könnte nach Abschaffung 
der Matrikularbeiträge dem Reichstag ein sehr wirk- 
sames Budgetrecht, wenn auch nicht ein alljährlich 
neu ausgeübtes, eingeräumt werden, wenn das Tabak- 
monopol nach französischem Vorbilde jedesmal nur für 
eine Reihe von Jahren gesetzliche Geltung erhielte. 
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Ein scheinbares Budgetrecht wird bezüglich der 
Matrikularbeiträge allerdings auch in den Einzel- 
staaten ausgeübt. Aber jedermann weiss , dass auch 
hier deren Einstellung in das Landesbudget und deren 
Genehmigung durch die Landtage nur eine formale 
Bedeutung hat. Auch die Einzellandtage werden dem- 
nach durch die Beseitigung der Matrikularbeiträge 
an ihren politischen Rechten nichts verlieren. 

Bei schärferem Zusehen dürfte hiernach die Furcht 
vor der Beeinträchtigung des Budgetrechts des Reichs- 
tags als unbegründet erscheinen. Das einzig Greif- 
bare möchte allenfalls der Gedanke sein, dass einmal 
bei einem Conflict über die Ausgabenbewilligung 
durch die Einsetzung eines geringeren Betrags an 
Matrikularbeiträgen , der Reichsregierung die Mittel 
zur Fortführung des Reichshaushalts entzogen werden 
könnten. Abgesehen davon, dass hiebei eine Ver- 
wechselung des formalen Hechts der Deckung des 
Reichsdeficits durch Matrikularbeiträge mit dem ma- 
teriellen Budgetrecht einer Willigung directer Steuern 
(was die Matrikularbeiträge doch sicherlich nicht sind) 
vorliegt, möchte noch folgendes zu bedenken sein. 
Olfenbar läge in einem solchen Fall, wenn es sich 
überhaupt um einen ernstlichen Conflict handeln sollte, 
die politisch entscheidende Frage zunächst auf der 
Seite der Ausübung des Budgetrechts bei der Aus- 
gabenfeststellung, und käme wohl überhaupt, wenn 
hier keine Vereinbarung erzielt würde, eine Schluss- 
festsetzung der Matrikularbeiträge in irgend welchem 
Betrage gar nicht in Frage, da in einem solchen 
Fall ein Reichsflnunzgesetz zunächst wohl überhaupt 
nicht zu Stande käme. Es müsste vielmehr vorher 
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eine Vereinbarung über das Ausgabebudget,' sei es 
durch Veränderungen im Personal der Reichsregierung, 
sei es durch Neuwahlen zum Reichstag angestrebt, 
werden. Ob in einer derartigen Conflictszeit, vor 
welcher das Reich bewahrt bleiben möge , die Bundes- 
staaten übrigens ohne weiteres sich aller Verpflich- 
tung zur Zahlung von Matrikularbeiträgen entschlagen 
könnten, möchte aus verschiedenen Gründen sehr zu 
bezweifeln sein. Hienach dürfte selbst für den Ein- 
tritt des Conflicts das System der Matrikularbeiträge 
keine unbedingte Bürgschaft dafür bieten, dass der 
Reichsregierung die Mittel zur Fortführung des Haus- 
halts entzogen blieben. Auch möchte doch die all- 
gemeine Bemerkung am Platze sein: dass es sicher- 
lich nicht Pflicht der Volksvertretung ist, die ganze 
Handhabung des Budgetrechts unter schwerer Schä- 
digung der wirthschaftlichen Landes- und Reichsinter- 
essen für den einen abnormen Fall eines etwaigen 
Conflicts zuzuspitzen. Ein derartiges Verfahren be- 
züglich des Systems der Matrikularbeiträge gliche 
dein Bestreben einer Volksvertretung, unter allen Um- 
ständen das Landesbudget mit einem ansehnlichen 
Deficit behaftet aufzustellen , um bei dessen Bedeckung 
dem Parlament einen neuen politischen Einfluss zu 
gewähren. 

Gleichwohl machen die vorstehenden gewisser- 
massen nothgedrungen in eine finanzpolitische Studie 
eingeschobenen Bemerkungen durchaus keinen An- 
spruch auf Unfehlbarkeit. Am wenigsten sollen die- 
selben etwa die Folge haben, eine politische Gegner- 
schaft gegen das Tabakmouopol herauszufordern. Er 
soll desshalb auch die Möglichkeit berücksichtigt 
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werden, dass wirklich das Budgetrecht des Reichs- 
tags bedroht erschiene, wenn mit den Einnahmen 
aus dem Tabakmonopol die Matrikularbeiträge ver- 
schwänden. Die Aufgabe wäre dann einfach: Ein- 
richtungen zu treffen, dass trotz hoher Monopolein- 
nahmen ein Bestand an Matrikularbeiträgen, ein 
tixirter oder ein unständiger, gewissermassen Ehren- 
matrikularbeiträge verblieben. 

Zunächst möchte man freilich meinen: es sei 
angemessen zuzuwarten , wie sich in den ersten Jahren 
die Monopoleinnahme gestaltet, zumal die Zinsen 
und die Amortisationsbeträge der zur Ablösung der 
• Fabriken und Einrichtung der Regie aufzunehmenden 
Tabakschuld immerhin Einiges vom Monopolertrag 
wegnehmen werden. Wenn man aber auch annehmen 
will , es ergebe sich sofort eine grossartige Einnahme, 
oder wenn mau doch schon jetzt die Budgetrechte 
auch der Reichstage des nächsten Jahrzehnts unter 
allen Umstäuden glaubt wahren zu müssen, so ist 
doch offenbar nichts leichter, als einen Ueberschuss 
von Monopol-Einnahmen mit dem Bestand eines ge- 
wissen Betrags von Matrikularbeiträgen zu verein- 
baren. Einen Weg hiezu hat Camphausen bereits 
angedeutet. Man brauchte nur eine Maximalsumme 
der Monopoleinnahmen für das Reich festzusetzen 
und den Ueberschuss au die Einzelstaaten zu ver- 
theilen, welche diese Einnahmequelle gewiss freudig 
begrüssen würden. In den Himmel werden die Bäume 
ohnediess nicht wachsen, und so wird wohl nicht 
etwa gar aus solchen Zukunftsplänen eine weitere 
Bedrohung des Budgetrechts der Einzellandtage ab- 
geleitet werden. Jedenfalls ist nichts darüber bekannt, 
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dass die frühere Vertlieiluug der Zollrevenuen an 
die Einzelstaateu bei deren Volksvertretungen Miss- 
fallen erregt habe. Wollte man aber auch diesen 
Weg nicht gehen, der durch die in Aussicht gestellte 
Ueberlassung einzelner Staatssteuern, insbesondere 
der Gebäudesteuer, an den Gemeindehaushalt doppelt 
verlockend wäre, so bliebe immer noch die weitere 
Möglichkeit, durch Verminderung anderweitiger in- 
«lirecter Reichssteuern den „Goldregen- des Tabak- 
monopols, wie man ihu schon genannt hat, unschäd- 
lich zu machen. Die Beseitigung der Salzsteuer wäre, 
wenn es absolut darauf ankäme, Einnahmen aufzu- 
geben, social -politisch, sowie vom Standpunkte der . 
landwirtschaftlichen und gewerblichen Interessen 
ein grossartiges Ereigniss. Und wenn diess noch 
nicht genügte — cs wird aber genügen! — dann 
bliebe immer noch die Revision einer ganzen Reihe 
von Finanzzöllen. 

Doch seien wir vor allem etwas nüchtern in un- 
seren Hoffnungen, und lassen wir uns nicht durch 
eine chimärische Vorstellung von einem gewisser- 
masseu uubegränzten Ertrage des Tabakmonopols 
verleiten, gar zu grosse Hoffnungen auf anderweitige 
Minderung von Reichssteuern und auf Unterstützung 
der particularen Staatshaushalte aus dem Monopol- 
Gewinn zu erwecken. Für alle Fälle aber halten 
wir uns bewusst, dass auch der grösste überhaupt 
denkbare Ertrag des Monopols nach keiner Seite eine 
Gefahr birgt, uud dass desshalb allerdings gerade 
die zu erhoffende Einträglichkeit dieser Steuerforiu 
als ein wichtiger, aber durchaus nicht als der ein- 
zige Vorzug derselben anzuerkennen ist. 
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Zunächst verdient die bereits an anderer Stelle 
kurz erwähnte Eigentümlichkeit des Monopols vollste 
Beachtung, dass bei dessen Einrichtung ohne alle 
Schwierigkeit für eine bessere Anpassung des Steuer- 
satzes an die Zahlungsfähigkeit der Verbraucher ge- 
sorgt werden kann, als bei jeder andern Art der 
indirecten Besteuerung. Da bei diesem System die 
Bestimmung der Preise aller Sorten von Tabak- 
fabrikaten nicht nur für den Grossverschleiss, son- 
dern auch für den Detailverkauf von Staatswegen 
stattfindet, kommt es nur darauf an, die Preise so 
festzusetzen, dass im Preise der geringeren Fabrikate 
ein verhältnissmässig niedrigerer Steuersatz enthalten 
ist, als im Preise der besseren Waare. Es kommt 
wohl auch vor, dass einmal ein armer Mann eine 
gute, und vielleicht noch häufiger, dass ein reicher 
Mann eine schlechte Cigarre raucht. Im Grossen 
und Ganzen aber wird doch die theurere und bessere 
Waare von jenen verbraucht, die ein grösseres Ein- 
kommen haben. Wird also bei solchen Waaren ein 
stärkerer Steuersatz angewendet, so liegt darin ein 
entschiedener steuer-politischer und social-politischer 
Vorzug des Monopols. Wie eine solche Einrichtung 
thatsächlich bei dem französischen Tabakmonopol 
getroffen ist, hat Hock in seinem bekannten treu- 
lichen Werk über die Finanzverwaltung Frankreichs 
gezeigt. Die anderen Systeme der Tabakbesteuerung 
haben diesen Vorzug nicht; sie belasten also die 
Minderbesitzeuden verhältnissmässig zu stark. Jeder 
Steuertechniker wird es für unausführbar erklären, 
die Zollsätze bei dem englischen System und die 
Stempelsteuer bei dem russischen System nach den 
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Preisen der Fabrikate abzustufen und überdiess — 
denn das wäre ja unerlässlich — den Detailverkaufs- 
preis nach Massgabe dieser Werthabstufungen fest- 
zusetzen und zu controliren. Jedermann sieht ein, 
dass damit die Freilieit der Fabrikation, welche ja 
gerade diese Systeme erreichen wollen, absolut un- 
vereinbar wäre. 

Ein weiterer finanzieller Vorzug des Tabak- 
monopols besteht darin, dass bei demselben verhält- 
nissmässig weniger Unterschleif zu befürchten ist, 
als bei anderen Systemen hoher Tabakbesteuerung, 
falls solche unter den gegebenen deutschen Verhält- 
nissen angewendet werden wollten. Ganz und gar 
wird freilich der Unterschleif bei keinem System 
hoher Tabakbesteuerung ausgerottet werden können. 
Die Geschichte des Schmuggels in Frankreich, Oester- 
reich, England und Russland bietet die merkwürdig- 
sten Einblicke in eine unglaubliche Fülle von Scharf- 
sinn und Waghalsigkeit, die auf den gewerbsmässigen 
Betrieb der Zoll - und Steuer-Defraudation verwendet 
wird. Es handelt sich also nur darum, ein System 
zur Anwendung zu bringen, weicheg die relativ ge- 
ringste Gefahr des Unterschleifs bietet. Dass das 
englische und das russische System unter diesem Ge- 
sichtspunkte für die deutschen Verhältnisse unanwend- 
bar erscheinen, wurde in der vorhergehenden Studie 
gezeigt. 

Untersuchen wir nun das Monopol auf die Unter- 
schleifswahrscheinlichkeit. Zunächst muss zugegeben 
werden, dass bei diesem eine Art des Unterschleifs 
stattfinden kann, welche bei dem englischen System 
zwar nicht ganz, aber doch vielleicht mehr als bei 
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dem Monopol ausgeschlossen erscheint. Es handelt 
sich nämlich um den mit dem Tabakbau verbundenen 
Unterschleif, welcher in der Zurückbehaltung von 
Blättern und Stengeln seitens der Pflanzer und deren 
unerlaubter Verarbeitung zu Rauch- und Schnupf- 
tabak besteht. Theoretisch ist diese Art von Unter- 
schleif bei dem englischen System durch das all- 
gemeine Verbot des Tabakbaues vollkommen aus- 
geschlossen. Praktisch aber ist es gleichwohl möglich, 
dass heimlich, zumal in umschlossenen Räumen, 
Tabak gebaut wird. Wenn solches auch in England 
weniger der Fall sein mag, so würde doch ganz ge- 
wiss bei der Uebertragung des Verbots auf die seit 
Jahrhunderten Tabakbau treibenden Gegenden Deutsch- 
lands der Versuch zu solchen in der Volksmeinung 
zweifellos als erlaubt erscheinenden Unterschleifen 
in grossem Massstabe gemacht werden. Die Ent- 
deckung aber wäre, wenn man nicht eine ähnliche 
Controle des Feldbaues wie unter dem System des 
Monopols anstellen wollte, sehr schwierig und die 
Strafeinschreitung gehässig wie kaum eine andere. 
Unter dem russischen System aber, welches den 
Tabakbau und dazu die private Fabrikation zulässt, 
wäre die Gefahr von Unterschleifen seitens der Tabak- 
bauer im grössten Massstab gegeben. 

Das System des Monopols erheischt eine genaue 
Controle des Feldbaues in den Tabakbau treibenden 
Gegenden. Es hat ferner die genaueste Ermittelung 
der Tabakanpflanzung und der stehenden Bliitter- 
ernte , sowie die sofortige Vernichtung der zur Regie- 
fabrikation unbrauchbaren Bestandtheile der geern- 
teten Pflanzen zur Voraussetzung. Dadurch ist von 
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vornherein die Wahrscheinlichkeit des Unterschi ei fs 
hei der Cultur auf ein Minimum zurückgeführt. In 
der That wird auch nach genauen Ermittelungen , wie 
sie für Frankreich vorliegen, der Umfang des von 
den Tabakpflanzern verübten Unterschleifs als ganz 
unbedeutend angesehen. Auch kann es sich dabei 
nach der Natur der Rache nur um geringe Mengen 
einer schlechten Waare handeln, welche im ITivat- 
haushalt ohne die entsprechenden Fabrikationsvorrich- 
tungen nur zu ganz elendem Rauch- und Schnupf- 
tabak verarbeitet werden können. Es würde sich 
sogar fragen: ob nicht bei der Einrichtung des 
deutschen Monopols wenigstens in der ersten Zeit 
die dem jetzigen System der inneren deutschen Tabak- 
besteuerung entsprechende, und auch bei der Aus- 
dehnung des österreichischen Monopols auf Ungarn 
zugestandene Steuerfreiheit eines minimalen Haus- 
verbrauches des Tabakbauers ausdrücklich ausge- 
sprochen werden könnte. Doch wäre noch genauer 
zu erwägen, wie hoch sich der hievon zu erwartende 
finanzielle Schaden belaufen, und ob nicht eine zu 
grosse Begünstigung anderweitiger, unter dem Deck- 
mantel des Hausverbrauchs verborgener Unterschleife 
zu befürchten wäre. 

Unzweifelhafte Vorzüge bietet dagegen das Mo- 
nopol hinsichtlich der Verhütung und Entdeckung der 
Einschwärzung auswärtiger Tabakfabrikate. Dadurch, 
dass die Regie in einer beschränkten Anzahl grosser 
Fabriken nur wenige nach Form und Qualität genau 
bestimmte Sorten von Tabakfabrikaten herstellt, ist 
die Möglichkeit geboten, die von auswärts eindringen- 
den und diesen Typen nicht entsprechenden Tabak- 
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fabrikate leicht zu erkennen und dadurch dem 
Schmuggel und den Schmugglern auf die Spur zu 
kommen. Als weiterer Behelf hiezu dient die mit 
«lern System des Monopols verbundene Einrichtung, 
den Verkauf der Fabrikate im Grossen und im Kleinen 
nur den von der Regie aufgestellten und hinsichtlich 
ihres Geschäftsbetriebes deren unmittelbarster Auf- 
sicht unterstellten Verlegern und Verschleissern zu 
tibertragen. In dieser Weise greifen die verschieden- 
artigsten Monopoleinrichtungen zweckmässig in ein- 
ander. um dem Schmuggel thatkräftig entgegentreten 
zu können. Endlich ist zu bedenken , dass das deutsche 
Monopol in dem Umstande, dass es auf eine lange 
Ausdehnung seiner Grenzstrecken hin gerade zwischen 
zwei schon vorhandene Monopolgebiete eingeschoben 
würde, eine weitere höchst beachtenswerthe Sicherung 
gegen den Schmuggel unter der Voraussetzung fände, 
dass es der deutschen Regie gelänge, trotz eines an- 
sehnlichen Monopolgewinnes, immerhin Fabrikate 
zu liefern, die bei gleichem oder etwas niedrigerem 
Preise mindestens von gleicher Qualität wie jene der 
angrenzenden Monopolstaaten wären. 

Finanziell muss demnach das Monopol sowohl 
nach seiner Einträglichkeit, als nach seiner Steuer- 
technik allen andern Formen der Tabakbesteuerung 
vorgezogen werden. 

Es erübrigt noch eine Betrachtung der volks- 
wirthschaftlichen Vorzüge und Nachtheile des Mono- 
pols. Manchem Leser mag vielleicht schon der blosse 
Ausdruck „volkswirtschaftlicher Vorzug des Monopols“ 
unerträglich scheinen. Solche Leser bitte ich zu be- 
denken, dass es sich selbstverständlich nur um ver- 
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lmltnissmässige Vorzüge des Monopols gegenüber an- 
deren Steuersystemen unter der feststehenden Vor- 
aussetzung einer ausgiebigen Tabakbesteuerung handelt. 

Im übrigen aber kann es wohl kaum als Aufgabe 
dieser Studien, welche die Frage der Tabakbesteue- 
rung im Deutschen Reiche nüchtern und concret be- 
handeln wollen, bezeichnet werden, blossen Schlag- 
wörtern und Phrasen in gleicher Weise weitläufig zu 
begegnen. Die Doctrinäre, welche ohne weitere 
Prüfung der concreten Verhältnisse bei den Worten 
-Monopol“, „Staatsgewerbe“, „Regie“ zusammen- 
schaudern, werden gut daran thun, die folgenden 
Ausführungen zu überschlagen. Durch Thatsachen 
und eoncrete Erwägungen wollen sie nicht bekehrt 
sein, und Phrasen und Schlagwörter, welche noch 
kräftiger als die ihrigen wären und desshalb vielleicht 
Eindruck machen könnten, werden sie nicht finden. 
Der unbefangene Leser aber wird vielleicht auch den 
Erörterungen über die volkswirtschaftlichen Folgen 
des Monopols einiges Interesse entgegen bringen. 

Vor allem kommen die Aussichten in Betracht, 
welche das Monopol für den Tabakbau eröffnet. Nach 
den Erfahrungen in den Ländern , welche seit langer 
Zeit das Monopol haben . dürfen diese Aussichten im 
Ganzen unbedingt als günstig bezeichnet werden. 
Die unerlässliche Controle des Anbaues und der Ernte 
bringt zwar für den Tabakpflanzer manche Belästi- 
gung, aber der hierin liegende Nachtheil wird für 
die grosse Mehrheit der Pflanzer durch die Vorzüge 
weit überwogen, welche die regelmässige und ge- 
sicherte Uebernalime der Ernte von Seite der Regie 
bietet. Der Grossbesitzer, welcher schon bisher in 
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der Lage war, von den Ilandelsconjuncturen Nutzen 
zu ziehen und danach mit der Veräusserung der ge- 
ernteten Blätter vorzugehen oder zurückzuhalten, 
wird allerdings geringeres Gewicht auf den gesicherten 
Absatz an die Regie legen. Auch werden dem Gross- 
besitzer die Controlen viel lästiger sein als dem Klein- 
besitzer, wie solches auch in Frankreich mehrfach 
constatirt worden ist. Allein der Leser wird sich 
aus den in der dritten Studie mitgetheilten statisti- 
schen Nachweisen über den deutschen Tabakbau 
erinnern, dass dieser fast ausschliesslich in den Hän- 
den der Kleinbauern liegt. Diese aber haben das 
allergrösste Interesse daran, in der Regie einen siche- 
ren und zahlungsfähigen Abnehmer zu finden, der 
die geerntete Waare in kurzer Frist übernimmt und 
bezahlt. Sie sind dadurch des ganzen wirthschaftlichen 
Erfolgs ihrer Production sicher, während unter den 
dermaligen Verhältnissen ein gutes Stück davon in 
den Händen der Zwischenhändler zurückbleibt. Ausser- 
ordentlich belehrend ist ih dieser Hinsicht namentlich 
das Gedeihen des elsässischen Tabakbaues unter dem 
Monopol und die dort bei parlamentarischer Unter- 
suchung nachgewiesene Thatsache, dass trotz des 
Monopols und der mit ihm nothwendig verbundenen 
strengen Aufsichtsmassregeln „niemals ein Eigen- 
thümer oder Pächter freiwillig auf den Tabakbau 
verzichtet hat.“ 

Man hat gelegentlich versucht, die Bedeutung 
des Tabakbaues dadurch abzuschwächen, dass man 
geltend machen wollte: er erschöpfe den Boden und 
liege desshalb gar nicht im allgemeinen landwirt- 
schaftlichen Interesse. Allein die Beibehaltung des 

Das Deutsche Reich und das Tabakmonopol. 8 
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Tabakbaues in den dazu geeigneten Gegenden nicht 
bloss seit Jahrzehnten, sondern seit Jahrhunderten, 
spricht doch gar zu laut gegen diese Behauptung. 
Auch scheint in der That die reichliche Düngerver- 
wendung und die in Folge dessen gerade im bäuer- 
lichen Kleinbetriebe höchst sorgfältige Sammlung von 
Dungstoffen, die sonst für den Boden verloren gingen, 
der vermeintlichen bodenerschöpfenden Wirkung des 
Tabakbaues erfolgreich entgegenzuwirken. Die kurze 
Vegetationsperiode der Tabakpflanze macht von vorn- 
herein eine starke Erschöpfung des Bodens durch 
dieselbe nicht wahrscheinlich. Ausser der Dünger- 
verwendung aber ist für weitere Benützung des Bo- 
dens zu anderweitigem Anbau die ausgiebige Boden- 
bearbeitung beim Tabakbau und die Reinigung des 
Ackers von Unkraut sehr förderlich. 

Abgesehen von diesen mehr der Technik des 
Landbaues angehörigen Umständen verdient aber noch 
weiter die Thatsache Erwähnung, dass das unmittel- 
bare Interesse, welches die Regie am Gedeihen des 
Tabakbaues hat , ausserordentlich viel zur staatlichen 
Förderung dieses Zweiges der Landwirthschaft bei- 
trägt. Die gut geleitete Regie steht dem Tabak- 
pflanzer nicht feindlich, sondern freundlich, nicht 
bloss beaufsichtigend, sondern auch ermunternd und 
belehrend gegenüber. An Stelle des bloss allgemeinen 
wirthschaftspfleglichen Interesses, welches der Staat 
bei dem System des freien Tabakbaues diesem wie 
allen übrigen Zweigen des Landbaues zuwendet, tritt 
bei dem Tabakbau unter der Herrschaft des Mono- 
pols die unmittelbare und besondere Antheilnahme 
an dem Erfolge der Production, namentlich auch in 
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qualitativer Beziehung, weil davon die Güte der 
Regieproducte wesentlich abhängt. Eine gut ge- 
leitete Regie benützt desshalb die Aufsichtspersonen 
zugleich als Rathgeber des Producenten, und wirkt 
ihrerseits durch gedruckte Belehrungen. Samenver- 
theilungen, Unterstützungen zur Errichtung von 
Trockenhäusern. Prämien für vorzügliche Cultur 
u. s. w. mit. 

Auf dem Gebiete der Tabakfabrikation bleibt 
unter dem System des Monopols für die private 
Unternehmer- Thätigkeit kein Platz. Hier begegnen 
wir dem ersten und einschneidenden Eingriff in die 
dermalige Ordnung der wirtschaftlichen Verhältnisse, 
der sich als unweisbare Folge des richtigen Systems 
der Tabakbesteuerung herausstellt. Ueber die Trag- 
weite dieses Eingriffs bestehen jedoch viele irrige 
Vorstellungen. Die Tabakfabrikation als solche hört 
nicht auf, sie wechselt nur die Person der Unter- 
nehmer. An die Stelle der Privatfabriken treten die 
Staatsfabriken. Die Arbeiter werden demnach nur 
in so weit entbehrlich, als unter dem System des 
Monopols die Fabrikation für den Export ganz auf- 
hört oder sich doch, wie zur Zeit in Oesterreich, 
nur innerhalb sehr enger Grenzen bewegt. Zur Zeit 
ist allerdings die Fabrikation für den Export in 
Deutschland nicht unbedeutend , aber so gross ist sie 
doch nicht, dass das Aufhören derselben bedenkliche 
Folgen für die arbeitenden Classen haben könnte. 
Am meisten möchte noch die Cigarrenfabrikation für 
den Export ins Gewicht fallen, da nach den deutschen 
Handelsausweisen im Durchschnitt der vier Jahre 
1872 bis 1875 jährlich 26,375 Ctr. dieses Fabrikats 
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aus dem freien Verkehr des Zollgebietes des Deutschen 
Reiches ausgegangen sein sollen, wobei jedoch wohl 
zu beachten ist, dass von 1872 auf 1875 ein stetiger 
Rückgang von 34.800 auf 17,000 Ctr. nachgewiesen 
ist, und dass der durchschnittlichen Ausfuhr von 
26,375 Ctr. eine Einfuhr von 14,860 Ctr. Cigarren 
in den freien Verkehr gegenübersteht , welche in den 
jüngsten Jahren keine Abnahme, sondern einige Zu- 
‘nahme zeigt (1872: 14,252 Ctr.. 1873: 14.556 Ctr., 
1874: 15.390 Ctr., 1875: 15,244 Ctr.). 

Eine Ablösung der bestehenden Tabakfabriken 
wird nach dem Vorgang Oesterreichs bei der Aus- 
dehnung des Tabakmonopols auf Ungarn aus Billig- 
keitsgründen nicht zu umgehen sein. Das Nähere über 
die Entschädigung der bisherigen Privatunternehmer 
auf dem Gebiete der Tabakfabrikation bleibt der fünf- 
ten und letzten Studie Vorbehalten. Es möge jedoch 
schon hier bemerkt werden, dass die Ergebnisse der 
jüngsten gewerbestatistischen Erhebung von 1875 nicht 
ohne weiteres zur Bemessung des muthmasslichen 
Umfanges der Entschädigungspflicht benützt werden 
können. Vielfach, und namentlich in Norddeutsch- 
land, bezeichnen sich blosse Tabakhändler als Fabri- 
kanten und erscheinen demgemäss in der Gewerbe- 
statistik als solche. Vielfach erscheinen auch Betriebe 
geringsten Umfangs, z. B. in Bayern die zahlreichen 
Brasiltabakreibereien, als „Fabriken“ im Sinne der 
Gewerbestatistik. Wenn also der Frage der Fabrik- 
ablösung einmal näher zu treten ist, wird erst genau 
zu untersuchen sein, ob wirklich objectiv die Krite- 
rien eines Fabrikbetriebs mit ablösungswürdigem 
Capitalbestand gegeben sind. Durch etwaige Citate aus 
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der gewerbestatistischen Erhebung, welche ganz an- 
dere Zwecke verfolgte, darf man sich nicht irre 
machen lassen. 

Der Handel mit Tabak und Tabakfabrikateu wird 
durch das Monopol nicht ganz aufgehoben , aber er 
unterliegt sehr wesentlichen Beschränkungen. Die 
Ausfuhr des nicht an die Jtegie verkauften Tabaks 
wird freizugeben sein; daraus könnte bei allfälliger 
Abnahme des Tabakverbrauches für den Handel unter 
Umständen ein grösseres Ausfuhrgeschäft in Rohtabak 
als bisher erwachsen. (Nach dem Durchschnitt der 
vier Jahre 1872 bis 1875 wurden an unbearbeiteten 
Tabaksblättern 911,844 Ctr. in den freien Verkehr 
des Zollgebietes des Deutschen Reiches eingeführt 
und 146.025 Ctr. ausgeführt.) Was den Einfuhrhandel 
betrifft, so bliebe demselben auch unter dem System 
des Monopols die Betheiligung an der Lieferung der 
für die deutsche Regie unentbehrlichen ausländischen 
Tabake. Der Handel mit den Tabakfabrikaten im 
Innern dagegen würde eine völlige Umgestaltung er- 
fahren. Aufhören würde er allerdings nicht, aber 
er träte in ganz anderer Form auf. An Stelle der 
in freier Concurrenz erworbenen (manchmal auch 
nicht erworbenen) Handelsprofite träte die den Ver- 
legern und Verschleissern von der Regie eingeräumte 
Provision. Rauchtabak und Schnupftabak würden 
aufhören, Gegenstände der allgemeinen freigegebenen 
Handelsbethätigung zu sein. Das Nähere über die 
Technik des Verschleisses der Regiefabrikate bleibt 
der nächsten Studie Vorbehalten. Hier wäre nur noch 
zu betonen, dass es sich für die erste Zeit, etwa mit 
bestimmter Begrenzung auf eine Reihe von Jahren, 
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empfehlen würde, mit der Uebertragung der Befug- 
niss zum Verlag und zum Verschleiss der Tabak- 
fabrikate der Regie nicht engherzig zu verfahren, 
und dabei insbesondere alle jene Handelsgeschäfte 
zu bedenken, welche bisher ausschliesslich oder doch 
vorzugsweise das Tabakgeschäft betrieben haben. 
Späterhin müsste allerdings aus Rücksichten auf die 
bestmögliche Technik des Monopols eine Verminde- 
rung der Zahl der Verleger und Verschleisser ange- 
strebt werden. 

Bisher war nur von den Interessen der Produ- 
centen die Rede. Nun muss aber auch der Consu- 
menten gedacht werden. Gewöhnlich kommen die 
letzteren bei allen volkswirtschaftlichen Agitationen 
zu kurz, weil die Interessentenverbindung derselben 
durchaus nicht so klar und entschieden zu Tage tritt 
wie jene der Producenten. Um so nöthiger ist es, 
dass eine unparteiische Beurtheilung der Verhältnisse 
die Vertretung des Interesses der Consumenten über- 
nehme. Für diese aber bietet das Tabakmonopol die 
einzige Möglichkeit, trotz hoher Besteuerung des Tabak- 
verbrauchs ein preiswürdiges unverfälschtes Fabrikat 
zu erhalten. Was in der dritten Studie zur Abwehr 
des englischen Systems vorgebracht wurde, ist zu- 
gleich eine Empfehlung des Monopols. Möge nun 
durch Zoll oder durch Stempelsteuer der Preis des 
Fabrikats in unverhältnissmässiger Weise gegenüber 
dem natürlichen Werth der W T aare erhöht sein, immer 
bleibt eine mächtige Versuchung für die Privat- 
industrie durch Fälschungen und Unterschleife un- 
redlichen Erwerb zu suchen. Will man also hohe 
Tabakbesteuerung, so muss der Staat auch durch 
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eigene Fabrikation gute und unverfälschte Waare 
verbürgen. Gegenüber einer solchen Anforderung, 
welche Millionen von Verbrauchern mit Recht er- 
heben, verschwinden die etwa bedrohten Sonderinter- 
essen einzelner Fabrikanten, die ja ohnediess. so- 
weit es sich rechtfertigen lässt, durch Entschädigungs- 
summen abgefunden werden sollen. Die Händler 
allerdings können auf Belassung eines bestimmten 
Artikels im freien Verkehr kein Privatrecht geltend 
machen, und darauf ebensowenig einen Entschädi- 
gungsanspruch gründen , als sie bei Freigebung eines 
Artikels aus früherem Monopolverband, wie diess 
z. B. bei dem Salz der Fall war. eine Entschädi- 
gungspflicht anerkennen. 

Es kann in der That nicht oft genug betont 
werden, dass bei hohem Steuersatz nur das Monopol 
die Echtheit der Tabakfabrikate sicherstellt, und dass 
jedes andere System für einen der wichtigsten Artikel 
des alltäglichen Verbrauchs einen unerträglichen Zu- 
stand schaffen würde. Uebrigens möchte es auch 
schon jetzt unter der freien Tabakfabrikation ein in- 
teressantes Unternehmen sein, eine Sammlung der 
Rauchtabake und Schnupftabake zu veranstalten, 
welche an die unteren Volksclassen verkauft werden. 
Eine derartige Sammlung beispielsweise der verschie- 
denen billigsten Cigarrensorten in den Berliner oder 
Münchener Vorstadtkrämereien würde gewiss keine 
Lichtseite unserer dermaligen Cigarrenfabrikation ent- 
hüllen. Freilich würde man, wenn man auch die 
Cigarrensammlung fertig gebracht hätte, kaum eine 
Beurtheilungscommission dazu finden! Und doch 
müsste der jetzige Zustand noch als glänzend be- 
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zeichnet werden gegenüber dem Zukunftsbild einer 
freien deutschen Cigarrenfabrikation unter der Prämie 
hoher Zoll- und Steuersätze. 

Bei hoher Tabakbesteuerung bleibt hienach nur 
die Staatsfabrikation als Abwehr der Fälschung. 
Glücklicherweise leben wir jetzt auch in einer Zeit, in 
welcher die Einsichtigeren nicht mehr, wie noch vor 
einem Jahrzehnt, über jeden Staatsbetrieb ohne wei- 
teres aus Doctrinarismus den Stab brechen, während 
sich doch thatsächlich im praktischen Staatsleben, 
aller Theorie entgegen, auf dem Verkehrsgebiete die 
grossartigsten Staatseinrichtungen mit bestem Erfolg 
entwickelt haben. Die Schule des absoluten Frei- 
handels wird freilich alles aufbieten , um die Theorie 
von der Bedenklichkeit alles Staatsbetriebs und der 
Vortrefflichkeit alles Privatbetriebs zur Geltung zu 
bringen. Wer seine Augen gewaltsam gegen den 
Einblick in die thatsächlichen Verhältnisse, unter 
welchen hier ausnahmsweise der Staatsbetrieb ge- 
fordert wird, verschliessen will, der möge dieser 
Schule folgen! 

* 

Der Vorschlag in Deutschland, das Tabakmonopol 
einzuführen, ist bekanntlich nicht neu. Schon in 
den fünfziger Jahren wurde auf den Generalzolleon- 
fereuzen ernstlich darüber berathen; doch kam da- 
mals nichts weiter zu Stande, als eine Vereinbarung 
einer Tabakbaustatistik. Wenn nun wirklich das' 
Tabakmonopol so grosse Vorzüge bietet, warum hat 
man sich — so wird man fragen — nicht schon im 
alten Zollverein zu dessen Einführung entschlossen? 
Auf diese Frage, deren Berechtigung nicht zu ver- 
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kennen ist, wäre zunächst zu erwiedern, dass aus 
dem Nichtgelingen einer Reform im alten Zollverein 
in keiner Weise auf den Werth oder Unwerth des 
Erstrebten geschlossen werden kann. Es war vom 
Anfang an höchst unwahrscheinlich . dass eine Steuer- 
reform, welche so tief einschneidet, wie die Ein- 
führung des Tabakmonopols, keinem Veto des einen 
oder andern Vereinsgenossen begegnen werde. In 
der That war die ganze damalige Zollvereinsverfas- 
sung für die Einrichtung eines gemeinschaftlichen 
Tabakmonopols ganz und gar ungeeignet. Das Mo- 
nopol passt wohl für einen Bundesstaat wie das 
Deutsche Reich , aber durchaus nicht für einen Staa- 
tenverein, wie der alte Zollverein einer war. Der 
preussischen Regierung gelang es daher damals voll- 
kommen , in der an anderer Stelle bereits erwähnten 
Schrift „der Zollverein und das Tabakmonopol“ den 
Nachweis zu liefern, dass das Monopol im Zollverein 
undurchführbar erscheine, einerseits wegen der Gleich- 
berechtigung der souveränen Contrahenten und an- 
dererseits wegen der Auflösbarkeit des Vereins. Die 
Richtigkeit dieser Einwendungen gegen das gemein- 
schaftliche Monopol wurde auch von solchen Vereins- 
staaten , welche dieser Steuerform sehr geneigt waren, 
wohl empfunden. Daraus erklären sich auch die 
Vorschläge zur Einführung des Monopols auf privative 
Rechnung, wie sie beispielsweise von Württemberg 
der elften Generalzollconferenz unterbreitet wurden. 
Diesen Vorschlägen aber mangelte mit Rücksicht auf 
das grosse Princip der Verkehrsfreiheit im Vereins- 
gebiet und der thuulichsten Angleichung der inneren 
indirecten Steuern, sowie mit Rücksicht auf den un- 
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bedingten Zusammenhang der Monopoleinrichtung mit 
dem Zolltarif von Anfang an die Lebensfähigkeit. 

So ist es denn in der That ganz erklärlich, dass 
im alten Zollverein die Versuche zur Einführung des 
Monopols scheiterten. Heute aber liegen die Verhält- 
nisse ganz anders. Das Veto der Vereinsglieder und 
die Auflösbarkeit des Zollvereins bestehen jetzt nicht 
mehr. Damit sind die entscheidenden Gründe ge- 
fallen, welche die preussische Denkschrift von 1857 
gegen das Monopol ins Feld führt, und dieselbe er- 
scheint, heute gelesen, mit Rücksicht auf ihre vor- 
trefflichen technischen Ausführungen über die Ein- 
richtung des Monopols und seine finanzielle Bedeu- 
tung geradezu als eine Streitschrift für das Tabak- 
monopol. 

Man kann überhaupt sehr wohl die preussische 
Politik in den fünfziger Jahren , sofern sie gegen die 
Einführung des Monopols war, vollkommen billigen, 
und doch ganz entschieden der Einführung desselben 
im Deutschen Reiche das Wort reden. Abgesehen 
von den bereits hervörgehobenen aus der alten Zoll- 
verfassung abgeleiteten Gründen dürften auch noch 
folgende Erwägungen für die preussische Politik der 
fünfziger Jahre sprechen. 

Die erste und wichtigste Aufgabe des Zollvereins 
war es gewesen, die Freiheit des Verkehrs im Verein 
herzustellen. Dabei war er eine Einrichtung, welche 
als solche erhebliche Kosten für die gemeinschaft- 
liche Leitung und Verwaltung der Vereinsangelegen- 
heiten durchaus nicht erforderte, da diese in finan- 
zieller Beziehung fast ausschliesslich den einzelnen 
Vereinsstaaten überwiesen war. Der Zollverein war* 
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daher in der Lage, die Zollrevenüen mit ganz mas- 
sigen Kürzungen an die Vereinsstaaten zu vertheilen. 
Der Verein war hienach allerdings eine Geldquelle 
für die Einzelstaaten, aber sein Wesen bestand durch- 
aus nicht darin, als Geldbeschaffungsmaschine für die 
Einzelstaaten zu wirken. Die Vertheilung der lie- 
venüeu aus den Zöllen und aus der lediglich eine 
Ergänzung der Zolleinnahmen bildenden Rübenzucker- 
steuer war allerdings eine Nothwendigkeit, weil der 
eigene Verbrauch des Zollvereins an solchen ein ver- 
schwindend kleiner und demgemäss ein grosser 
Rest der Einnahmen zur Vertheilung an die Vereins- 
staaten verfügbar war. Diese Einnahmen, als aus 
„Zöllen“ stammend, waren die naturgemässen Ein- 
nahmen des Vereins. ‘Weitere bedeutende Einnahmen, 
etwa aus dem Tabakmonopol , zu erstreben , lag für den 
Verein als solchen ein Anlass nicht vor. Er hatte als 
solcher kein finanzielles Bedürfniss nach der Ein- 
nahmemehrung; es konnte sich also nur darum han- 
deln, im Interesse der Eiuzelstaaten die Geldbeschaf- 
fung von Vereinswegen zu erhöhen. Einem solchen 
Streben konnte mit Recht entgegengehalten werden: 
dass darin keine im Wesen des Zollvereins liegende 
Aufgabe erkannt werden könne, und zwar um so 
weniger, je mehr die darauf bezüglichen Einrichtun- 
gen Beschränkungen der Production und des Ver- 
kehrs innerhalb des Vereinsgebietes nach sich ziehen 
würden. 

In der Gegenwart aber liegen die Verhältnisse 
ganz anders. An die Stelle des Zollvereins, der für 
sich selbst fast nichts brauchte, und nahezu alles, 
was er einnahm . an die einzelnen Vereinsstaaten ab- 
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geben konnte, ist nunmehr das Reich mit einem 
grossartigen Finanzbedarf getreten, welcher aus den 
eigenen Einnahmen des Reiches durchaus nicht mehr 
gedeckt werden kann, sondern im geraden Gegensatz 
gegen den Vorgang im alten Zollverein bedeutende 
Geldzuschtisse von Seiten der Einzelstaaten erfordert. 
Wenn also für den alten Zollverein kein Anlass ge- 
geben war, auf weitere Geldbeschaffung zu denken, 
und demgemäss die damalige Ablehnung des Tabak- 
monopols wohl begründet werden kann, so ist da- 
gegen heute für das Reich die volle Nothwendigkeit 
vorhanden, für den grossen eigenen Bedarf auch Deckung 
aus eigenen Einnahmen zu suchen und demgemäss 
das Monopol einzuführen. Nicht ohne Grund mach- 
ten einige Zollvereinsstaaten auf der zehnten General- 
conferenz, die sich zuerst mit der Frage der Ein- 
führung des Tabakmonopols beschäftigte, gegen letz- 
teres geltend: man möge sich die höhere Besteuerung 
des Tabaks für Zeiten der Noth aufsparen. Wohlan, 
diese Zeiten sind jetzt gekommen. 
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Fünfte Studie. 


Die Darlegung der Technik des T&bakmonopols 
in einer zusammen fassenden Uebersicht ist der vor- 
liegenden Studie Vorbehalten worden, mit welcher 
die Erörterungen über die Einführung des Monopols 
im Deutschen Reiche zum Abschluss gebracht werden 
sollen. 

Diese Betrachtungen über die Technik des Mo- 
nopols gliedern sich in zwei Hauptabschnitte. Zu- 
nächst sind die dauernden Einrichtungen zu erörtern, 
welche getroffen werden müssen, wenn das Monopol 
in zweckmässiger Weise zur Durchführung gebracht 
und in Wirksamkeit erhalten werden soll. Ausserdem 
müssen aber zweitens auch die vorübergehenden und 
einmaligen Massnahmen berührt werden, welche der 
Uebergang zum Monopol nothwendig macht. Zu den 
dauernden Einrichtungen des Monopols sind zu rech- 
nen die sachlichen Anordnungen, mit deren Hülfe der 
Monopolgewinn für die Reichscasse realisirt wird, und 
die Bestimmungen über den Behördenorganismus, 
welchem die Handhabung des Monopols zu übertragen 
ist. Ausserdem kann hieher noch die Entscheidung 
über das Territorium gerechnet werden, für welches 
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das Reichstabakmonöpol zur Einführung gelangen 
soll, da bekanntlich das „Reichsgebiet“ nicht mit 
dem „Zollgebiet des Reiches“ zusammenfällt. Unter 
den vorübergehenden Massnahmen, welche die Ein- 
führung des Monopols erheischt, nehmen jene, welche 
sich auf die Entschädigung der Tabakfabrikanten , die 
Einlösung der vorhandenen Bestände an Tabak und 
Tabakfabrikaten und auf die entsprechende Ausstat- 
tung der Regie mit Betriebscapital beziehen, beson- 
deres Interesse in Anspruch. 

Dem Leser wird nach dieser vorläufigen Inhalts- 
anzeige nicht entgehen, dass der Stoff der vorliegenden 
Schlussbetrachtungen noch ein sehr reichlicher ist. 
Es kann hienach auch keine Rede davon sein, hier 
alles Detail der Einrichtungen vorzuführen, um welche 
es sich handelt. Es können vielmehr nur die Grund- 
züge der Technik des Monopols berührt werden, 
namentlich insoweit sie für die finanzielle und volks- 
wirtschaftliche Würdigung dieser Form der Tabak- 
besteuerung von Bedeutung sind. Der Leser wird 
mir wohl auch gern zugeben, dass es nicht die Auf- 
gabe der vorliegenden Schrift sein kann, gewisser- 
massen die einzelnen Artikel einer vollkommen durch- 
gearbeiteten Monopolordnung für das Deutsche Reich 
vorzuführen. Wenn es einmal darauf ankommen wird, 
in den massgebenden Kreisen diese Aufgabe zur Lö- 
sung zu bringen, dann wird allerdings noch manches, 
was hier nicht erwähnt werden kann, zur Sprache 
kommen. Jedoch wird es sich auch dann nicht darum 
handeln, etwas ganz neues zu ersinnen, es wird viel- 
mehr das, was die Gesetzgebung und Verwaltung des 
Auslands, insbesondere Oesterreichs und Frankreichs, 
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bietet, zu benützen und den deutschen Verhältnissen 
in geeigneter Weise anzupassen sein. Ganz besonders 
durch die französischen Enqueten und zwar sowohl 
durch jene von 1835/37, als die neuere von 1873/75, 
wird die reiche Fülle der Detailfragen, welche bei 
dem Betrieb des Monopols in Betracht kommen, voll- 
kommen klar gelegt. Während bei der älteren Enquete 
von 1835/37 auch die Principienfrage über Beibehal- 
tung oder Abschaffung des Monopols zur Erörterung 
kam, beschränkt sich die jüngste parlamentarische 
Enquete in Frankreich von 1873/75 nur auf solche 
Fragen, welche den Betrieb des grundsätzlich über- 
haupt nicht bestrittenen Monopols betreffen. Nichts- 
destoweniger enthält der Fragebogen dieser jüngsten 
französischen Enquete nicht weniger als 254 Fragen! 
Das in der Beantwortung dieser Fragen niedergelegte 
und in den Drucksachen der Nationalversammlung 
enthaltene Material wird unter allen Umständen für 
die Detailberathungen über die Einrichtung eines 
deutschen Tabakmonopols von höchstem Werthe sein: 
hier aber kann es nur zum kleineren Theile ver- 
wertet werden. 

Die dauernden sachlichen Einrichtungen, welche 
zur Durchführung des Tabakmonopols getroffen werden 
müssen, beziehen sich erstens auf die Beschaffung 
des Rohstoffs für die Regie, zweitens auf die Fabri- 
kation . drittens auf den Verkauf der Tabakfabrikate. 

Den Rohtabak verschafft sicli die Regie entweder 
aus dem Inland oder aus dem Ausland. 

Wenden wir uns zunächst zu der Frage der Be- 
schaffung inländischen Rohtabaks, so finden wir, dass 
diese bei scharf durchgeführtem Monopol ganz und 
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gar mit der Frage der Regelung des einheimischen 
Tabakbaues zusammenfüllt, weil mit dem strengen 
Princip des Monopols die Gestattung eines privaten 
inneren Handels mit Rohtabak nicht vereinbar er- 
scheint. Wenn aber auch ausnahmsweise, wie bei 
der verhältnissmässig milderen Handhabung des Mo- 
nopols in Oesterreich, ein beschränkter Innenhandel 
mit Rohtabak zugelassen wird, so erscheint doch 
immerhin die Regelung des einheimischen Tabakbaues 
als der entscheidende Inhalt jener Bestimmungen, 
welche sich auf die Beschaifung des Rohstoffs aus 
dem Inland beziehen. Die Grundzüge einer derartigen 
Regelung möchten etwa folgende sein. 

Der Anbau von Tabak darf nur mit besonderer 
jährlicher Erlaubniss stattfinden. Lage und Umfang 
der zu bebauenden Grundstücke sind genau zu be- 
zeichnen. Zweckmässig erscheint eine allgemeine 
Samenvertheilung von Seite der Regie an die Pflan- 
zer. Es ist eine genaue Bestandsaufnahme sowohl 
der Zahl der Pflanzen als der zu erwartenden Blätter- 
menge (bestimmt nach Gewicht) vorzunehmen. Die 
auf dem Felde zurückbleibenden Stengel und Blätter- 
abfälle sind sofort zu vernichten. Die Trocknung der 
Blätter bleibt zweckmässig den Pflanzern überlassen, 
welche dabei die Arbeitskraft ihrer Familienglieder 
nützlich verwerthen können. 

Die Blätter sind nach erfolgter Trocknung uncl 
Bündelung an die Verwaltung unter entsprechender 
Controle abzuliefern oder nach dem Ausland auszu- 
führen. In Frankreich denkt man steuerpolitisch 
nicht gut von der Ausfuhrerlaubniss; in Deutschland 
möchte dieselbe überhaupt oder wenigstens für die 
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erste Zeit nicht zu erschweren sein, namentlich wenn 
das Monopol auf das Zollgebiet des Reiches beschränkt 
bleiben sollte. 

Der Tabakbau ist einer fortdauernden amtlichen 
Uebenvachung von dem Beginn der Entwicklung der 
Pflanzen bis zur Ablieferung der getrockneten Blätter 
zu unterwerfen. Die wünschenswerte möglichste 
Beschränkung der Ueberwachungskosten ist nur zu 
erreichen, wenn die Erlaubniss zum Anbau überhaupt 
nur da ertheilt wird, wo derselbe in grösserem Um- 
fang in zusammenhängenden Districten betrieben wird. 
In Frankreich wird zur Zeit in 21 Departements An- 
bauerlaubniss ertheilt; früher war die Zahl der be- 
treffenden Departements kleiner, allein der Verlust 
von Elsass-Lothringen machte es in Frankreich nöthig, 
auf anderweitige Beschaffung einheimischen Tabaks 
bedacht zu sein. Für Deutschland bietet die seit 
lange eingeführte und seit dem Eintritt der dermaligen 
Tabakbesteuerung mit vollster Zuverlässigkeit auf- 
gestellte Statistik des Tabakbaues einen vorzüglichen 
Anhalt zur Bestimmung jener Bezirke des Reiches, 
in welchen die Anbauerlaubniss zu ertheilen sein 
wird. Diese Statistik zeigt ferner, dass der im Inter- 
esse der Ueherwachuug erwünschte Zustand, dass der 
Anbau vorzugsweise in kleineren geschlossenen Be- 
zirken statttinde, thatsächlich schon besteht. Wo nur 
ganz vereinzelte Versuche des Tabakbaues ersichtlich 
sind, da kann das Verbot des Anbaues keinen volks- 
wirthschaftlichen Schaden bringen. Im übrigen möchte 
es sich empfehlen , in der ersten Zeit mit der Anbau- 
erlaubniss nicht zu kargen. Sollte trotz der Belästi- 
gungen, welche das Monopol für den Tabakpflanzer 
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immerhin mit sich bringt, so viel Areal mit Tabak 
bebaut werden wollen , dass die Regie die Ernte nicht 
ganz für sich verbrauchen könnte, so dürfte die Er- 
laubniss zum Tabakbau behufs Ausfuhr in grösserem 
Masse zu ertheilen sein. 

Die Verwaltung hat den Preis des von ihr zu 
erwerbenden inländischen Tabaks festzustellen, und 
zwar hat diess im Herbst vor dem Anbaujahre zu 
geschehen, damit der Pflanzer seine Entscheidung 
darüber, ob er Tabak bauen will oder nicht, danach 
einrichten kann. Zu diesem Zwecke sind die ge- 
lieferten Blätter in verschiedene Kategorien einzu- 
theilen, nach Entscheidung einer Commission von 
Sachverständigen , welcher Typen der verschiedenen 
Blätterkategorien vorliegen. In Frankreich hat sich 
im Laufe der Zeit das Bedürfnis herausgestellt, diese 
Kategorien zu vermehren. Zur Zeit bestehen dort 
fünf Gattungen der Tabakblätter, welche die Regie 
als zum Ankauf geeignet erachtet. Die unbrauchbaren 
Blätter werden zurückgewiesen und vernichtet. Im 
Jahre 1872 wurden in Frankreich für 100 Kilogr. 
bezahlt: Auswahl 140 und 150 Frcs., 1. Qualität 130 
und 140 Frcs., 2. Qualität 100 und 110 Frcs., 3. Qua- 
lität 80 und 90 Frcs., sodann für die „tabacs non 
marchands,“ welche aber gleichwohl von der Regie 
noch angenommen werden, 36 bis 56 Frcs. In der 
Bestimmung der Preise für den inländischen Tabak 
ist der Verwaltungskunst der Regie eine grosse Auf- 
gabe gestellt, und es wird vielleicht einige Unsicher- 
heit der Entscheidung für den Anfang nicht zu ver- 
meiden sein. Doch ist zu bedenken, dass immerhin 
in der seit Jahren im deutschen Zollgebiete durch- 
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geführten Statistik der Preise der Tabakblätter eine 
tüchtige Grundlage für die Entscheidung der Ver- 
waltung gegeben ist. Will die Verwaltung vorsichtig 
sein, so darf sie jedenfalls am Anfang die Preise 
nicht zu niedrig stellen , uin nicht den einheimischen 
Tabakbau in dem Augenblick, in welchem die viel- 
fache Ueberwachung ihn ohnediess minder angenehm 
macht, ernstlich zu gefährden oder gar zu vernichten. 
Diess liegt nicht etwa bloss im Interesse der Land- 
wirthe, sondern vor allem im finanziellen Interesse 
der Tabakverwaltung selbst, da si<5h dieselbe eine 
ausgiebige einheimische Bedarfsdeckung sichern und 
dadurch auch einer andernfalls unvermeidlichen Preis- 
steigerung der ausländischen Tabake entgegenarbeiten 
muss. Die Tabakverwaltung wird hienach den Preis 
immer so zu stellen haben , dass die genügende Menge 
einheimischen Tabaks gebaut wird ; die Zahl und Art 
der Culturanmeldungen lässt sie jedesmal ersehen, ob 
sie nicht die Preise zu hoch oder zu niedrig gestellt hat. 

Bei milderer Handhabung des Tabakmonopols 
kann, wie erwähnt, auch der Tabakhandel im Innern 
unter gewissen Beschränkungen und unter Voraus- 
setzung der schliesslichen Ablieferung der Waare an 
die Regie oder ins Ausland freigegeben werden. Es 
könnte hienach als offene Frage angesehen werden, ob 
etwa bei dem deutschen Monopol eine derartige mil- 
dere Einrichtung zu treffen wäre. Doch liegt auf der 
Hand, dass hierin eine bedeutende Gefährdung des 
Monopolertrags steckt. Auch ist es zweifelhaft, ob 
den Pflanzern , wenn doch der freie Anbau und Handel 
in vollem Umfange nicht Platz greift, mit der Ein- 
schiebung einzelner Zwischenhändler, welche hoch- 
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stens für die Ausfuhr von Nutzen sein könnte, gedient 
wäre. Es möchte desshalb der allgemeine directe Ein- 
kauf der Regie bei den Pflanzern vorzuziehen sein. 

Was die Beschaffung des Bedarfs der Regie an 
ausländischem Tabak betrifft, so ist zunächst zu be- 
merken. dass unter dem System des Monopols die 
Einfuhr von Tabak und Tabakfabrikaten grundsätzlich 
überhaupt nur der Regie gestattet ist. Bezüglich des 
Rohstoffs erleidet dieser Grundsatz gar keine Aus- 
nahme. dagegen wird in den Monopolländern die 
Einfuhr fremder Tabrikate zu persönlichem Gebrauch 
und gegen hohen Zoll in geringen Quantitäten ge- 
stattet. Sogar in Frankreich, wo das Monopol am 
strengsten geliandhabt wird, hat schon ein Gesetz 
vom Jahre 1820 das absolute Einfuhrverbot von 1816 
dahin modificirt, dass die Einfuhr kleiner Mengen 
für den persönlichen Bedarf als „Provision de sante 
et d'habitude“ gestattet wurde. Zur Zeit beträgt in 
diesem Falle der Zoll bei Cigarren, welche dabei 
vorzugsweise in Betracht kommen. 36 Frcs. per Kilo- 
gramm. Man begreift hiernach, dass nur reiche Rau- 
cher von dieser Erlaubniss Gebrauch machen können, 
welche beispielsweise im Jahre 1874 ein Zollerträgniss 
von 854,000 Frcs. geliefert hat. 

Abgesehen von dieser Ausnahme ist die Tabak- 
einfuhr ausschliesslich Sache der Regie. So wichtig 
auch die Pflege des einheimischen Tabakbaues unter 
dem Monopolsystem ist , so darf durch denselben doch 
nur ein Theil des Gesammtbedarfs der Regie gedeckt 
werden, weil die Regiefabrikation ohne ausgiebige Zu- 
hülfenalnne fremden Tabaks nicht im Stande wäre, die 
dem Geschmack der Tabakverbraucher entsprechenden 
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Sorten herzustcllen. Zur Beschattung des fremden 
Tabaks empfiehlt sich für die Eegie als Regel die 
Benützung der Dienste des Grosshandels, welche durch 
das Submissionsverfahren anzuregen sind. Daneben 
muss aber die Regie auch die Befugniss haben, Lie- 
ferungsverträge aus freier Hand abzuschliessen , theils 
um bei etwaigem Mangel an ausgiebiger Concurrenz 
nachtheiligen Verständigungen der Grosshändler ent- 
gegenzuwirken, theils auch (lesshalb, weil bei gewissen 
feineren Sorten von einer genügenden Concurrenz 
des Angebots überhaupt nicht die Rede sein kann. 
Auch directe Einkäufe durch besondere Agenturen 
auf den Tabakmärkten müssen gestattet sein, weil 
die Regie dadurch in die Lage kommt, die Angebote 
des Grosshandels einer wünschenswerthen Controle 
zu unterziehen. Die französische Regie hat beispiels- 
weise eine Specialagentur in der Habana. Von Wich- 
tigkeit ist schliesslich der Entscheid darüber, in 
welchem Masse der Regie Geldmittel zur Verfügung 
gestellt werden sollen, damit sie im Stand ist, die 
Handelscoujuncturen zu benützen. 

Nächst der Beschaffung des Rohstoffs kommt, 
wie oben bemerkt wurde, die Fabrikation in Betracht. 
Das Monopol schliesst hiebei grundsätzlich die private 
Unternehmerthätigkeit aus. Mit dem Monopol ver- 
schwindet der private Unternehmergewinn von der 
Tabakfabrikation , und an dessen Stelle tritt der reine 
Monopolgewinn, welcher den Steuerertrag ununter- 
schieden von einem theoretisch etwa zu construiren- 
den staatlichen Unternehmergewinn von der Tabak- 
fabrikation enthält. Nur dann, wenn die Ausübung 
des Monopols im Ganzen der privaten Unternehmung 
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einer concessionirten Compagnie, wie z. B. in Italien, 
überlassen bliebe, könnte noch von einem privaten, 
freilich in eigenthümlicher Weise centralisirten und 
der allgemeinen Betheiligung der Fabrikanten unzu- 
gänglichen Unternehmergewinn von der Fabrikation 
die Hede sein. Je grösser aber dieser Gewinn aus- 
fiele, um so schlechter würde sich vom Standpunkte 
der allgemeinen staatlichen Interessen ein derartiges 
System der Verpachtung des Monopols heraussteilen. 
Dem deutschen Finanzwesen wäre ohnediess mit Recht 
alle Steilerverpachtung im höchsten Grad unsympa- 
thisch, und es könnte gewiss auch nicht entfernt 
davon die Rede sein, dass bei der Einführung des 
deutschen Monopols zu dessen Ausübung sofort dieses 
System gewählt würde. Dasselbe kann nur bei ganz 
schlimmer allgemeiner Lage der Finanzen in einem 
Monopolstaat dann gerechtfertigt werden, wenn es 
darauf ankommt, in einem kritischen Augenblick um 
jeden Preis der Staatscasse eine grosse Geldsumme zu- 
zuführen, und selbst dann ist es fraglich ob die Ver- 
pachtung des Monopols, die thatsächlich fast noch schlim- 
mer ist als die Domänenveräusserung im Grossen, als das 
richtige Mittel zur Deckung des Deficits anzusehen ist' 
Von dem italienischen System der Ausübung des 
Tabakmonopols dürfen wir hienach für das Deutsche 
Reich wohl ganz absehen. Allein es wäre auch denk- 
bar, dass zwar nicht die volle Unternehmerthätigkeit, 
aber doch die technische Thätigkeit der privaten 
Tabakfabrikation auch unter dem Monopol fortbestehen 
würde. Man könnte sämmtliche bestehende Tabak- 
fabriken gewissermassen in Reichsanstalten umwan- 
deln, und deren bisherige Unternehmer, sofern sie 
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dazu geneigt wären, zu fix besoldeten Leitern der 
Reichsfabrikation machen. Damit wäre der Vortheil 
der geringstmöglichen örtlichen Verschiebung der Ar- 
beitskräfte unter dem neuen System erreicht. Auch 
könnte dann die an die private Tabakfabrikation zur 
Zeit in einzelnen Theilen des Reiches angeschlossene 
Hausindustrie, insbesondere des Cigarrenwickelns, viel- 
leicht aufrecht erhalten werden. 

Allein es leuchtet wohl jedem sofort ein, dass 
hierin die höchste Bedrohung des Monopolertrags 
und die Herstellung eines mit Rücksicht auf die so 
sehr zersplitterte deutsche Cigarrenfabrikation ganz 
unerträglichen Zustandes enthalten wäre. Namentlich 
böte dieses System keine Gewähr für die unter dem 
Monopol unerlässliche möglichste Gleichartigkeit der 
Fabrikate und für die noch wichtigere Unverfälschtheit 
derselben. Bei einer so verfehlten Art der Ausübung 
des Monopols müssten alle Bedenken in verstärktem 
Mass auftauchen, welche gegen eine Fabrikations- 
und Handelssteuer nach dem in der vorhergehenden 
Studie erläuterten System bestehen. 

Will man also eine rationelle Tabakbesteuerung 
im grossen Styl durchführen, so muss der Gedanke 
einer Folterhaltung der privaten Tabakfabrikation 
grundsätzlich abgewiesen werden. Einzelne Aus- 
nahmen für die Uebergangsperiode sind, soweit die 
technische Mitwirkung der bisherigen Tabakfabrikanten 
und die Benützung ihrer Arbeitsräume in Frage kommt, 
hiedurch nicht ausgeschlossen. Auch bei voller Con- 
solidirung des deutschen Monopols kann für die 
Lieferung specieller Sorten vielleicht die Beihülfe 
intelligenter Privatfabrikanten in ähnlicher Weise be- 
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nutzt werden, wie solches neuerlich sogar in Frank- ufe 

reich bezüglich der Lieferung feiner Sorten von Ci- itio 

garetten durch einen Vertrag der Regie mit der Firma s r 

König in Paris durchgeführt ist. 41 i 

Eine weitere Ausnahme von der ausschliesslichen . mer 

Staatsfabrikation würde dann geschaffen, wenn man 
den Tabakpflanzern die eigene Erzeugung des Haus- -, ra , 

Verbrauchs freigäbe. In den betheiligten Kreisen der t s 

Pflanzer würde diess freudigst begrüsst werden. Im im . 

Interesse der Gesammtheit aber wäre dieses Privi- j 

legium der Steuerfreiheit Einzelner, welches bei un- ^ 

parteiischer Beurtheilung als ungerechtfertigte Be- 
günstigung derselben und überdiess als Anlass zu 
Untersclileifeu in weiteren Kreisen erscheinen dürfte, 

tat 

wohl zu bekämpfen. 

Grundsätzlich muss demnach an der ausschliess- , 

liehen Fabrikation in Manufacturen der Regie fest- 

i 

gehalten werden. Auch muss das Verbot der privaten 
Fabrikation auf die Verwendung von Surrogaten für 
Tabakblätter, also z. B. von Rübenblättern, Kastanien- 

und Nussblättern, Kartoffelkraut u. s. w. ausgedehnt 

i ® ft 

werden. ‘ 

Mit der Durchführung der ausschliesslichen Regie- 
fabrikation ergibt sich von selbst die möglichste Cen- J%t 

tralisation derselben in grossen Fabriken. Nicht nur 
der Vorzug des Grossbetriebs an sich, sondern nament- 
lieh auch die Rücksicht auf die möglichste Gleich- 
artigkeit der Production erheischt diess gebieterisch. ^ch 

ln technischer Hinsicht ist die Zweckmässigkeit des : “>ev 

Grossbetriebs für die Fabrikation von Schnupftabak 
und Pfeifentabak unbedingt anerkannt. Hinsichtlich '*$ 

der Cigarrenfabrikation gehen die Meinungen aus- jj* vo 

einander. Doch dürfte so viel feststehen, dass die »ses 
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(lermalige ungeheure Zersplitterung der Cigarren- 
fabrikatiou in Deutschland im Ganzen, und insbeson- 
dere für die minder vennöglichen Volksclassen einen 
viel schlimmeren Zustand geschaffen hat, als solcher 
von einer grösseren Centralisation , auch der Cigarren- 
anfertigung in den Regiefabriken, zu erwarten ist. 
lebrigens könnte für die erste Uebergangszeit, bis 
die grossen Regiefabriken sämmtlich im Betrieb 
sind, immerhin eine etwas grössere Dezentralisation 
der Cigarrenanfertigung Platz greifen. 

Was übrigens die Einrichtung der Regiefabriken 
selbst betrifft , so dürfte sich dieselbe durchaus nicht 
so schwierig darstellen, als vielleicht Viele meinen. 
Im deutschen Tabakverbrauch nehmen der Pfeifen- 
tabak und die Cigarren eine viel bedeutendere Stelle 
ein als der Schnupftabak. Umfangreichere Einrich- 
tungen der Eabrikation erheischt aber vorzugsweise 
nur der Schnupftabak, während Rauchtabake und 
Cigarren — wie schon die mehrfach erwähnte preus- 
sische Denkschrift von 1857 bemerkt — ohne grös- 
seres Capital, ohne eigentliche technische Bildung, 
ohne besondere mechanische Hülfsinittel und ohne 
Arbeitsteilung in einer für die grosse Masse ge- 
nügenden Qualität hergestellt werden können. 

In Erankreich bestehen zur Zeit 10, in Cislei- 
thanien 28 Fabriken; für die deutsche Regie wären 
hiernach vielleicht 30 bis 40 Fabriken in Aussicht zu 
nehmen. Bei der Bestimmung der Sitze dieser Fa- 
briken wäre selbstverständlich auf die dermalige geo- 
graphische Verbreitung der deutschen Tabakfabrikation 
die vollste Rücksicht zu nehmen. Eine derartige 
Fingest altung der deutschen Tabakfabrikation mag 
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auf den ersten Blick etwas erschreckendes haben. 
Prüft man näher, so wird man finden, dass man 
eine Abhülfe für die bedenkliche Richtung, welche 
die Fabrikation bezüglich der geringeren Sorten ge- 
nommen, dadurch in gründlicher Weise erreicht hat. 
Man kann nicht sagen, dass der gemeine Mann in 
Deutschland seine Cigarre „billig aber schlecht“ er- 
halte; denn die Verzettelung der Fabrikation und 
des Handels häuft im Kaufpreise der Waare einen 
ganz unverhältnissmässigen Betrag von Unternehmer- 
gewinn und Zinsvergütung aufgewendeter Capitale an, 
so dass der Preis gegenüber dem Werthe des Roh- 
stoffs und der verwendeten Arbeit unverhältnissmässig 
hoch ist. Die eigentliche Signatur der deutschen 
Tabakfabrikate für die minder vermöglichen Gassen 
dürfte vielmehr sein: „ Gutes Aussehen bei schlechtem 
innerem Gehalt der Waare.“ Wenn die Regie in 
der ersten Zeit vielleicht weniger formvollendete, 
dafür aber besser schmeckende Waare liefert, erwirbt 
sie sicherlich den Dank der Verbraucher. 

Schliesslich sei auch noch darauf hingewiesen, 
dass die Lage der Arbeiter bei Einführung der Regie- 
fabrikation sich nur verbessern kann, indem dann 
eine viel grössere Sicherheit und Regelmässigkeit in 
der Beschäftigung derselben eintritt und mannigfal- 
tige Gelegenheit zur Durchführung von Wohlfahrts- 
einrichtungen für dieselben gegeben ist , welche unter 
dem herrschenden System nur theilweise geboten er- 
scheint. 

Von sonstigem Detail, welches auf die Fabrikation 
Bezug hat, möge noch folgendes erwähnt sein. 

Die Regie erhält von den einheimischen Tabak- 
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pflanzern zwar nicht die grünen, sondern die getrock- 
neten Blätter. Da sich aber die so übernommenen 
Blätter noch nicht im fermentirten Zustande befinden, 
müssen Regiemagazine errichtet werden, in welchen 
der Tabak der erforderlichen technischen Behandlung 
unterliegt. Diese Magazine müssen in den Tabakbau 
treibenden Bezirken errichtet werden. Der auslän- 
dische Tabak wird im fermentirten Zustande bezogen 
und kann sofort verarbeitet werden. 

Eine wichtige Entscheidung, welche nicht der 
Regie allein übertragen werden darf, ist jene über 
den Umfang, in welchem der einheimische und der 
auswärtige Tabak zur Fabrikation verwendet werden 
sollen. Die französische Gesetzgebung und Verwal- 
tung hat sich von jeher mit dieser Frage eingehend 
beschäftigt. Als leitender Grundsatz möchte zu em- 
pfehlen sein : in erster Linie einheimische Blätter zu 
verwenden und so viel auswärtigen Tabak hinzuzu- 
fügen als notliwendig ist, um dem Geschmack der 
Consumenten zu entsprechen. 

In der Bestimmung der zu fabricirenden Sorten 
muss sich die Verwaltungskunst der Regie vorzugs- 
weise zeigen. Dass alle möglichen und unmöglichen 
Benennungen der Fabrikate, und inbesondere der 
Cigarren, die heute in Deutschland bestehen, auf- 
recht erhalten werden könnten, daran ist selbstver- 
ständlich nicht zu denken. Andrerseits aber ist eine 
klare und durch den Gehalt der Waare begründete 
Abstufung der Sorten nothw'endig, nicht nur im 
Interesse der Verbraucher, sondern auch aus steuer- 
politischen Gründen, weil die bessere Waare mit 
einem höheren Steuersatz getroffen werden soll. Der 
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Gedanke der „Einheitscigarre,“ welchen die Furcht 
vor dem Monopol vielleicht erzeugen könnte, liegt 
diesem unbedingt fern. Die deutsche Regie wird die 
Wahl zwischen dem französischen und dem öster- 
reichischen System haben. Das erstere hat eine ge- 
ringere, das letztere eine ausserordentlich reiche 
Auswahl von Sorten. Indessen werden auch in Frank- 
reich in neuerer Zeit mehr Sorten als früher ver- 
kauft, und zwar 31 Sorten Cigarren, 27 Sorten 
Cigaretten, 12 Sorten Schnupftabak, 9 Sorten Pfeifen- 
tabak, 4 Sorten Kautabak und Carotten, ausserdem 
in den Grenzbezirken, sodann für die Hospitäler und 
die Armee zu ermässigten Preisen 1 1 Sorten Rauch- 
und Schnupftabak. Der österreichische Verschleiss- 
tarif (1874) enthält im „allgemeinen Verschleiss“ 
gegen 50 Sorten Schnupftabak, mehr als 20 Sorten 
geschnittene Rauchtabake, 17 Sorten Cigarren und 
dazu 15 Sorten „echte Habana-Cigarren,“ 15 Sorten 
Cigaretten und ausserdem eine reiche Auswahl von 
„ Special itäten,“ darunter beispielsweise mehr als 
200 Sorten Cigarren. Wenn die deutsche Regie auch 
in viel beschränkterem Umfang die Mannigfaltigkeit 
der fabricirten oder als Fabrikat bezogenen Sorten 
einführen würde, als die österreichische, so könnte 
sie immerhin eine so reichhaltige Auswahl liefern, 
dass die weitverbreitete Meinung, als würde die Regie 
die feineren Unterschiede im Geschmack der Raucher 
nicht berücksichtigen, ihre Widerlegung fände. 

Die Fabrikate von gleicher Benennung und 
gleichem Preis müssen in den verschiedenen Fabriken 
in möglichst gleicher Qualität und Form hergestellt 
werden. Unterschiede in der Qualität würden gegen 
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die Gleichmässigkeit des Steuersatzes verstossen und 
überdiess eine für die Verwaltung sehr störende Ver- 
schiebung der örtlichen Absatzverhältnisse herbeiführen. 
Die neueren Fortschritte der Technik gestatten es 
auch in der That. eine grosse Gleichartigkeit der 
Fabrikate unter der Voraussetzung des Grossbetriebes 
in einer nicht übermässigen Anzahl von Fabriken zu 
erreichen. 

Zweifelhaft erscheint es, ob es angemessen ist, 
für die Grenzbezirke geringere Sorten mit bedeutend 
abgeminderten Verkaufspreisen herzustellen. Wenn 
auch dadurch dem Schmuggel an der Grenze einiger- 
massen wirksam entgegengearbeitet wird, so wird 
doch andrerseits ein neuer Schmuggel von den be- 
günstigten Zonen nach dem Innern des Landes her- 
vorgerufen. Um diesen zu bekämpfen, sind Verkehrs- 
behinderungen im Lande selbst nothwendig, zu wel- 
chen man sich in Deutschland wohl kaum entschliessen 
möchte. Auch verstösst die Begünstigung der Grenz- 
zonen, selbst wenn sie nur im finanziellen Interesse 
stattfindet , immerhin gegen den Grundsatz der gleicli- 
mässigen Besteuerung. Endlich ist zu beachten, dass 
auch in Frankreich, wo das Zonensystem am voll- 
ständigsten entwickelt worden ist, nach dem letzten 
Krieg eine Einengung der begünstigten Zonen ohne 
Nachtheil für die Staatscasse erfolgt ist, eine Mass- 
regel, welche allerdings von mancher, namentlich auch 
parlamentarischer, Seite erhebliche Gegnerschaft ge- 
funden hat. 

Als allgemeiner Grundsatz wäre schliesslich der 
Regiefabrikation zu empfehlen, dass sie das fisca- 
lische Interesse zwar in erster Linie, aber doch nicht 
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gar zu ausschliesslich, ins Auge zu fassen hätte. 
Insbesondere hätte sie sich vor übertriebener Er- 
sparungssucht zu hüten , wenn diese zu einer unver- 
hältnissmässigen Verschlechterung der Waare führen 
würde, wie solches beispielsweise bei einer ungeeig- 
neten Verwendung von Abfällen für die Fabrikation * 
der Fall sein könnte. Das industrielle Element muss 
bei der Regie neben dem fiscalischen Interesse zur 
gebührenden Geltung kommen ; ihre Leistungen sollen 
nicht bloss die Ileichscasse füllen, sondern auch den 
Verbrauchern gute Waare liefern. 

Während bei der Reschaffung des Rohtabaks und 
der Fabrikation hauptsächlich die industrielle Seite 
der Regiethätigkeit hervortritt, fallt der Verkauf der 
Producte vorzugsweise in das Gebiet der Steuer- 
erhebung. 

Zunächst enthält die Restimmung der Verkaufs- 
preise der Fabrikate zugleich die Feststellung des 
Steuersatzes. Von der Höhe, in welcher der letztere 
gegriffen wird, hängt die Preisbestimmung der Fabri- 
kate hauptsächlich ab. Die Schwierigkeiten, welche 
sich hier der Festsetzung der Preise entgegenstellen, 
sind demnach viel geringer als jene, welche bei der 
oben besprochenen Preisbestimmung des inländischen 
Rohstoffs bestehen. Um so entscheidender ist da- 
gegen die Normirung des Preises der Fabrikate für 
die Einträglichkeit des Monopols. Auch ist im Ein- 
zelnen der Preisbestimmung , um welche es sich hier 
handelt, manche Vorsicht nöthig, insbesondere be- 
züglich der Verhältnissmässigkeit der Preise für die 
einzelnen Sorten. Wie wiederholt betont wurde, soll 
namentlich der Reichere nicht zu schwach, der 
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Aermere nicht zu stark getroffen werden. Aber auch 
abgesehen davon, kann eine falsche Regulirung der 
Preise einzelner Sorten eine unerwünschte übermäs- 
sige Nachfrage nach denselben oder einen Mangel an 
Begehr derselben herbeiführen. Je zahlreicher die 
Sorten sind, welche die Regie herstellt, um so leichter 
wird ein derartiger Fall, namentlich in der letzt- 
erwähnten Richtung eintreten, was immer einige Schä- 
digung der Einträglichkeit des Monopols nach sich 
ziehen muss. Die statistischen Nachweise über das 
Monopol in Oesterreich machen den Eindruck, als ob 
bei der dortigen Reichhaltigkeit der zum Verkauf ange- 
botenen Sorten ähnliche Fälle nicht selten vorkämen. 

Für die Organisation des Verkaufs der Regiefabri- 
kate ist die Entscheidung der Frage am wichtigsten : ob 
der Verkauf ausschliesslich durch die vom Staat in 
widerruflicher Weise aufgestellten besonderen Ver- 
schleisser oder ob er durch jedermann insbesondere 
durch jeden Detailhändler soll stattfinden dürfen. Jeden- 
falls dürfte die Ansicht Vertreter finden, dass das 
Interesse der Consumenten für das letztere Verfahren 
spreche. Doch lässt sich dafür nichts anderes geltend 
machen, als dass hiedurch die grösstmögliche Zahl der 
Verkaufsstellen gesichert ist. In neuerer Zeit ist man 
aber auf den verschiedensten Gebieten der alltäglichen 
Bedarfsversorgung — ich erinnere nur an die Frage der 
Schankwirthschaften — recht nachdenklich darüber ge- 
worden, ob denn wirklich mit der unbegrenzten Ver- 
mehrung der Verkaufsstellen keine Verschlechterung 
der Qualität des Verkauften verbunden ist. Wenn 
man die zahllosen Vei’kaufsstellen für Tabakfabrikate 
mustert, welche es heute in Deutschland gibt; wenn 
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man sieht, in welcher ungünstigen Nachbarschaft 
mit anderen Verkaufsartikeln sich das gegen alle 
fremdartigen Gerüche so empfindliche Kraut der 
Tabakpflanze — sofern es überhaupt ein solches ist — 
befindet; und wenn man sich fragt, woher denn diese 
zahllosen Verkäufer den Ersatz der Ladenmiethe und 
dazu noch ihren und ihrer Familien Unterhalt ge- 
winnen wollen, so kommt man dazu, von der kolos- 
salen Verzettelung des Tabakverkaufs in Deutschland 
wenig besser zu denken, als von den gleichartig ge- 
lagerten Zuständen der deutschen Tabakfabrikation. 
Gleichwohl sollen diese allgemeinen Erwägungen für 
die Entscheidung der vorwürfigen Frage in den Hin- 
tergrund treten. Das durchschlagende Motiv für die 
staatliche Aufstellung besonderer Tabakverschleisser 
ist in dem Umstande zu suchen, dass mit der Ein- 
führung des Monopols der Staat die volle Verant- 
wortung dafür übernimmt, dass die Fabrikate genau 
in der bestimmten Qualität und zu den bestimmt 
festgesetzten, von der Unternehmerspeculation des 
freien Händlers ganz unabhängigen Preisen verkauft 
werden. Solches aber ist nur durch die genaueste 
Ueberwachuug besonderer, vom Staate ganz und gar 
abhängiger Verkaufsstellen zu erreichen. 

Gleichwohl wäre der Vorschlag vielleicht discu- 
tirbar, dass als Uebergangsmassregel für eine be- 
grenzte Zeitdauer, etwa von zwei Jahren, vorerst der 
Verschleiss der Regiefabrikate — selbstverständlich 
unter genauester Ueberwachung — durch alle Handel- 
treibenden zugelassen würde, welche nachweisen, dass 
sie seit längerer Zeit, z. B. seit fünf Jahren, sich mit 
dem gewerbsmässigen Verkauf von Tabakfabrikaten 
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beschäftigt haben. Sollte jedoch dieser Vorschlag 
zu weitgehend befunden werden, weil eine befrie- 
digende Ueberwachung aller Krämer des Reiches 
unmöglich wäre, so könnte, gleichfalls für eine be- 
stimmte Frist, der offkielle Tabakversclileiss nicht 
nur besonderen neu aufzustellenden staatlichen Agen- 
ten. sondern auch principiell allen Handeltreibenden 
übertragen werden, welche bisher entweder aus- 
schliesslich oder doch vorzugsweise Tabakfabrikate 
verkauft haben. Nach der Uebergangsperiode aber 
müsste auch in diesem Falle das Systeip ausschliess- 
lichen Verkaufs durch staatliche Agenten zur Durch- 
führung kommen. Selbstverständlich würden auch 
dann noch in vielen Fällen ehemalige Tabakverkäufer 
zu solchen Agenten bestimmt werden; ausserdem aber 
fände der Staat dabei eine erwünschte Gelegenheit, 
solche Personen, welchen er verpflichtet ist, die aber 
gleichwohl keine oder nur ungenügende Pensionen 
beziehen, zu bedenken. 

Die Technik des Verkaufs erheischt weiter, dass 
die Monopolverwaltung nicht unmittelbar mit den 
vielen Tausenden von Kleinverschleissern in Beziehung 
trete. Es müssen desshalb zwischen die Tabakcentral- 
venvaltung und die Kleinverschleisser als Zwischen- 
verkäufe!' die sog. Tabakverleger eingeschoben werden. 
Auch diese aber sind nicht Händler im gewöhnlichen 
Sinne, sondern gleichfalls Agenten der Tabakverwal- 
tung. Gerade wie die Kleinverschleisser erhalten 
auch sie die Fabrikate zu fixen Preisen , um sie hin- 
wiederum zu fixen Preisen zu verkaufen. Die genau 
vorbestimmte Differenz dieser Preise bildet den Er- 
werb der Verleger und Verschleisser. 

Das Deutsche Reich und das Tabakmonopol. 10 
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Besondere Erwägung verdient schliesslich, wenn 
auch kaum schon unmittelbar bei der Einführung des 
Reichstabakmonopols die Frage: ob es angemessen 
ist, dass der Verkauf ins Ausland zu abgeminderten 
Monopolpreisen, aber doch immerhin noch zu solchen, 
welche einen wirklichen Steuergewinn enthalten, an- 
gemessen ist. Je mehr freilich das Monopol um sich 
greift, um so schwieriger wird es den älteren Mono- 
polstaaten werden, Absatz im Auslande zu finden. 
Das deutsche Monopol würde insbesondere den diess- 
fälligen Versuchen der österreichischen und der fran- „ 
zösischen Regie ein Ende machen. Der Export öster- 
reichischer Regiefabrikate ist zwar an sich nicht be- 
deutend; ein sehr beachtenswerthes Symptom, welches 
nur als Bestärkung des wiederholt ausgesprochenen 
Urtheils über die deutsche Fabrikation dienen kann, 
muss dagegen in dem Ebnstande gefunden werden, 
dass das fragliche Exportgeschäft in den jüngsten 
Jahren einen ansehnlichen Aufschwung zeigt. Für 
exportirte Tabakfabrikate vereinnahmte nämlich die 
Regie, und zwar fast ausschliesslich von dem Verkauf 
nach deutschen Staaten und insbesondere nach Bayern : 
im Jahre 1871 . . 37,518 fl. in Silber 

„ 1872 . . 34,886 . . 

„ _ 1873 . . 39,129 - „ _ 

„ ., 1874 . . 61,777 „ . 

„ s 1875 . . 69,731 „ „ „ 

Noch viel interessanter sind die Mittheilungen 
der französischen Steuerverwaltung über den Absatz 
französischer Regiefabrikate ausserhalb Frankreichs 
und insbesondere in Eisass -Lothringen. Abgesehen 
von Eisass -Lothringen, ist der Absatz französischer 
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Tabakfabrikate im Ausland nicht bedeutend. Ins- 
besondere hat sich die französische Steuerverwaltung 
vergeblich bemüht ein Ausfuhrgeschäft nach England 
anzubahnen, was bei dem englischen Schutzzoll für 
die einheimische Tabakfabrikation und den dortigen 
hohen Finanzzöllen auf Tabak überhaupt wohl erklär- 
lich ist. Dagegen hat sich die französische Regie in 
den letzten Jahren in Eisass -Lothringen ein ganz 
hübsches Steuergebiet geschaffen. Aus den Erklä- 
rungen der Generaldirection der französischen Tabak- 
fabriken, welche aus Anlass der Enquete von 1873/75 
erfolgten, geht hervor, dass der Verkauf französischer 
Regiefabrikate in Eisass -Lothringen, während der 
Zeit vom Juni 1871 bis October 1873 einen Rein- 
gewinn von wenigstens 340,000 Fr. abgeworfen hat! 
Bei weiterer Entwicklung des französischen Verkaufs- 
geschäftes in Eisass - Lothringen bestände hienach die 
Aussicht, dass das Deutsche Reich aus theoretischer 
Abneigung gegen das Monopol einen ansehnlichen 
Theil der Steuerkraft des Reichslandes den französi- 
schen Staatsinteressen zur Verfügung stellt. Es gehört 
der ganze Eigensinn eines deutschen Theoretikers 
dazu, um kein Gefühl für derartige symptomatische 
Vorgänge zu haben. 

Kehren wir zurück zu der Frage: ob auch die 
deutsche Regie den Absatz ins Ausland ins Auge 
zu fassen hätte, so möchte dieselbe principiell zu be- 
jahen sein; denn nicht mit Unrecht ist anderwärts, 
und namentlich in Frankreich, geltend gemacht wor- 
den, dass im Verkauf nach Aussen ein wünschens- 
werthes Surrogat für die mangelnde Concurrenz im 
Innern liege. 
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Mit dem Vorstehenden dürfte die Ueberschau der 
sachlichen Einrichtungen, welche das deutsche Tabak- 
monopol erheischen würde, als beendigt anzusehen 
sein. Bevor nun zunächst die Frage des Behörden- 
Organismus berührt wird , sei hier zur Ergänzung des 
Gesagten nur noch bemerkt, dass das Monopol des 
besondern Schutzes der erwähnten Einrichtungen durch 
angemessene Strafbestimmungen nicht entbehren könnte. 
Diese jedoch im Einzelnen zu erörtern, ist wohl noch 
nicht an der Zeit. 

Es kann nicht Aufgabe dieser Erörterungen sein, 
die Einrichtung des Behörden - Organismus der deut- 
schen Tabakverwaltung hier im vollen Detail dem 
Leser vorzuführen. Die Grundzüge desselben aber 
können um so weniger unberührt bleiben, als die 
Gegner des Monopols nicht unterlassen , auf die angeb- 
lich unverhältnissmässig hohen Verwaltungskosten des- 
selben und die Ueberschweminung des Landes mit 
einer vermeintlichen Fluth neuer Steuerbeamten hin- 
zuweisen. 

Bei der Bestimmung der Organe der Tabakver- 
waltung unter dem System des Monopols ist vor allem 
zu beachten, dass der gesammte Verschleiss der 
Fabrikate, mit welchem die eigentliche Steuererhebung ' 
zur Durchführung gelangt, von der industriellen Thä- 
tigkeit der Fabrikation mit Einschluss der Beschaffung 
des Rohstoffes vollkommen getrennt gehalten werden 
kann und soll. In Frankreich findet dies darin seinen 
Ausdruck, dass die Leitung des gesammten Ver- 
schleisses unter der Generaldirection der indirecten 
Steuern steht, während die Fabrikation, der Ankauf 
fremder Tabake und die Ueberwachung der einhei- 
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mischen Cultur die Geschäftsaufgabe der General- 
direction der Staatsmanufacturen bildet. Die letztere 
hat mit der Herstellung der Fabrikate ihre Aufgabe 
gelöst und überliefert die Fabrikationsmengen der 
Verwaltung der indirecten Steuern zum Verschleiss. 

Halten wir an dieser Trennung der Tabakver- 
waltung in zwei Geschäftssparten fest, so ist zunächst 
nicht abzusehen, warum bezüglich der Steuerpercep- 
tion auf dem Wege des Verschleisses der Fabrikate 
irgend eine Aenderung in dem Behörden-Organismus 
eintreten sollte, welchem zur Zeit schon im Deutschen 
Reich die Verwaltung der gemeinsamen indirecten 
Steuern übertragen ist. Die Einrichtung des Ver- 
schleisses der deutschen Monopolfabrikate würde sich 
als Erhebung und Verwaltung einer neuen gemein- 
schaftlichen an Stelle der dermaligen Tabaksteuer 
tretenden Verbrauchssteuer darstellen und bliebe ge- 
mäss Art. 36 der Reichsverfassung jedem Bundes- 
staate, soweit derselbe bisher die Erhebung und Ver- 
waltung der Zölle und Verbrauchssteuern ausgeübt 
hat, innerhalb seines Gebiets überlassen. Hier han- 
delt es sich also ganz gewiss nicht darum, eine neue 
Organisation zu schaffen; die betreffenden Steuer- 
behörden sind vielmehr in den ins Deutsche Reich über- 
nommenen Organen der gemeinschaftlichen Zoll- und 
Steuerverwaltung des Zollvereins schon gegeben , und 
es kann sich nur um eine etwaige durch die Ge- 
schäftsvermehrung der einzelnen Stellen und Behörden 
veranlasste Erhöhung des Personalstandes derselben 
handeln. Die oberste Leitung der einschlägigen Ver- 
waltungsangelegenheiten bliebe dem Bundesrathe , wel- 
cher die allgemeinen Grundzüge für den Verschleiss 
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in den einzelnen Bundesstaaten, insbesondere auch 
die Zahl der in jedem Staat aufzustellenden Verkaufs- 
agenten , zu bestimmen hätte. Das weitere Detail des 
Vollzugs hätten die einzelnen Staaten, beziehungs- 
weise die in denselben vorhandenen Directivbehörden, 
und die Controle würden die schon jetzt den Direc- 
tivbehörden und Aemtern beigeordneten controlirenden 
Reichsorgane ausüben. 

Zweifelhafter erscheint es, ob auch für die Wahr- 
nehmung der Geschäfte der Tabakfabrikation, des 
Ankäufe des ausländischen Tabaks und der Ueber- 
wachung des inländischen Tabakbaues, sowie des An- 
kaufs seiner Producte , der dermalige Behörden-Orga- 
nismus der gemeinschaftlichen deutschen Zoll- und 
Steuerverwaltung ausreichen würde. Am meisten trägt 
von diesen Geschäften jenes, welches sich auf die 
Ueberwachung des einheimischen Tabakbaues bezieht, 
einen steuerfiskalischen Charakter. Dieses könnte 
desslialb unbedenklich der bestehenden gemeinschaft- 
lichen Steuerverwaltung übertragen werden , und würde 
sich thatsächlich nur als eine Erweiterung der schon 
bei dem jetzigen Tabaksteuersystem erforderlichen 
Anbaucontrole darstellen. Gegen ein derartiges Ver- 
fahren möchten um so weniger Bedenken bestehen, 
als das Uebenvachungspersonal unter der Voraus- 
setzung entsprechender Concentrirung des Tabakbaues 
durchaus nicht so zahlreich ist, wie sich vielleicht viele 
vorstellen. In Frankreich sind 44 Culturcontroleure 
und 342 Culturverificatoren und Gehülfen derselben 
vorhanden. Rechnen wir für Deutschland wegen dessen 
ausgedehnteren Tabakbaues selbst die dreifache Zahl 
an Ueberwachungspersonal , so kommen wir noch nicht 
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auf 1200 Ueberwachungspersonen. Diese wären von 
den einzelnen Staaten nach Massgabe der Ausdeh- 
nung des in denselben belegenen Tabakbauareals 
auf gemeinschaftliche Rechnung aufzustellen. Die 
Gesclniftsinstruction derselben würde der Bundesrath 
festsetzen. 

Es ist hiernach ganz irrig, wenn einzelne Gegner 
des Monopols meinen: es würde die Einführung des- 
selben eine Ueberschwemmung der verschiedenen 
Staaten mit neuen Steuerorganen hervomifen. Wir 
glauben im Gegentheil, dass die Nothwendigkeit einer 
in bescheidenen Grenzen sich bewegenden Vermeh- 
rung des Personals der gemeinschaftlichen indirecten 
Besteuerung einen erwünschten Anlass dazu bieten 
wird, dass da wo die particulare indirecte Steuer- 
verwaltung und die gemeinschaftliche Zoll- und Steuer- 
verwaltung noch ohne organische Verbindung neben 
einander bestehen, wie diess im wesentlichen bei- 
spielsweise in Bayern der Fall ist, eine ausgiebigere 
Consolidirung der gesammten indirecten Steuerver- 
waltung und im Zusammenhang mit der Einrichtung 
gemeindlicher Einnehmereien vielleicht überhaupt der 
ganzen directen wie indirecten Steuerverwaltung ein- 
tritt. Würde dieses Ziel erreicht, dann würde die 
Kostenersparung für den gesammten Staatshaushalt 
wahrscheinlich die Kostenvermehrung aus Anlass der 
Einführung des Monopols übersteigen. Auf die Dauer 
aber wird ohnediess die aller Einheit entbehrende 
Organisation der Finanzverwaltung, wie sie noch in 
vielen deutschen Staaten besteht, nicht aufrecht er- 
halten werden können. 

Der Verschleiss der Tabakfabrikate und die Ueber- 
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wachung des einheimischen Tabakbaues würden dem- 
nach ganz gut in den Rahmen der dermaligen deut- 
schen Zoll- und Steuerverwaltung passen. Wäre aber 
solches auch bezüglich der Fabrikation selbst und 
hinsichtlich des Ankaufs sowohl des fremden als des 
einheimischen Tabakbaues möglich? Hier tritt olfen- 
bar mit dem vorwiegend industriellen Charakter dieser 
Aufgaben das Bedürfniss der Centralisation mehr in 
den Vordergrund. Immerhin aber wäre -es denkbar, 
auch die Lösung dieser Aufgaben dem Bundesrath, 
dem Reichskanzleramt, den Einzelregierungen und 
deren Directivbehörden zu übertragen. Als beleh- 
render Vorgang könnte die Ausmünzung der neuen 
deutschen Münzen in den Münzstätten der verschie- 
denen Bundesstaaten aufgeführt werden. Im Ganzen 
aber möchten doch die Bedenken gegen die Schwer- 
fälligkeit dieser Organisation überwiegen. Die ent- 
scheidende wirthschaftspolitische Leitung des Mono- 
pols wäre demnach zwar auch in der jetzt in Rede 
stehenden Beziehung dem Bundesrathe, beziehungs- 
weise so weit gesetzliche Feststellungen in Frage sind, 
auch dem Reichstag und dem Kaiser zu überlassen. 
Für die technische Oberleitung der Fabrikation aber 
wäre die Errichtung einer besonderen Generaldirection 
der deutschen Tabakfabriken wohl kaum zu umgehen. 
Dieser Generaldirection würden in technischer Be- 
ziehung die einzelnen Tabakfabriken unterstehen, was 
jedoch nicht ausschlösse, dass das Directionspersonal 
dieser einzelnen Fabriken von den Bundesregierungen, 
in deren Territorium dieselben belegen sind, ange- 
stellt wüi’de. Für die Vorberathung aller principiellen 
Fragen, deren Entscheidung nicht der Generaldirection, 
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sondern dem Bundesrathe Vorbehalten bliebe, würde 
der letztere zweckmässig einen besonderen Ausschuss, 
der eventuell auch ausser der Zeit der Versammlung 
des Bundesraths tagen könnte, wählen. Der Billig- 
keit würde es entsprechen , wenn in diesem Ausschuss 
jene Staaten, welche den bedeutendsten Tabakbau 
haben, vertreten wären. Im übrigen würde hiernach 
der Bundesrath ohne Behinderung der Generaldirec- 
tion der Tabakfabriken bezüglich des Details der 
technischen Anordnungen die Functionen ausüben, 
welche beispielsweise in Frankreich dem Finanzmini- 
sterium gegenüber der Generaldirection der Staats- 
manufactur zustehen. 

Eine derartige Einrichtung des Behörden- Orga- 
nismus, welche hier selbstverständlich nur in den 
allgemeinsten Grundzügen angedeutet werden konnte, 
würde das deutsche Tabakmonopdt den bestehenden 
Einrichtungen der gemeinschaftlichen Steuerverwal- 
tung anpassen und zugleich die nach der Eigenart 
des Monopols wünschenswerthen Modificationen der- 
selben einschliessen. 

Bei der ganzen bisherigen Betrachtung war immer 
schlechthin von der Einführung des Tabakmonopols 
im „Deutschen Reich“ die Rede. Dieser Ausdruck 
ist jedoch nicht ganz richtig. Als das Gebiet, für 
welches das Tabakmonopol zur Einführung gelangen 
soll, wird nicht das Reichsgebiet, sondern das „Zoll- 
gebiet des Deutschen Reiches“ in Aussicht zu nehmen 
sein. Das Monopol steht in so innigem Zusammen- 
hänge mit der Zollgesetzgebung und dem Zollschutz, 
dass ein anderes Verfahren nicht thunlich erscheint. 
Abgesehen von der österreichischen Gemeinde Jung- 
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holz wäre demnach auch Luxemburg in das Gebiet 
des deutschen Monopols einzubeziehen, beziehungs- 
weise dessen Verbleib im deutschen Zollgebiete von 
der Zustimmung zum Tabakmonopol abhängig zu 
machen. Der Reinertrag des Monopols, der auf den 
Kopf der Luxemburger Bevölkerung träfe, wäre an 
Luxemburg hinauszuzahlen; dagegen hätte dasselbe 
gleichfalls nach Massgabe seiner Bevölkerung an der 
zu coutrahirenden Tabakschuld theilzunelimen. Bremen 
und Hamburg hätten ausserhalb des Monopolgebietes 
zu verbleiben, solange sie von der Befuguiss nach 
Art. 34 der Reichsverfassung, den Einschluss in die 
gemeinschaftliche Zollgrenze zu verlangen, keinen 
Gebrauch machen. Nach Massgabe der Reinerträg- 
nisse des Monopols würden sich die von Bremen und 
Hamburg in die Reichskasse zu zahlenden Aversa er- 
höhen. Auf die Dauer dürfte dieser Zustand freilich 
den Interessen weder des Reiches noch jenen der 
beiden Hansestädte entsprechen. Für die Reichs- 
tinanzen erscheint es nicht unbedenklich, die freie 
Tabakfabrikation in Hamburg und Bremen mit der 
daraus hervorgehenden grossen Schmuggelgefahr un- 
mittelbar an der Zollgrenze bestehen zu sehen. Andrer- 
seits aber dürfte die Aufbringung der bedeutend er- ' 
höhten Aversa ohne die Stcuerhiilfe des Monopols in 
Bremen und Hamburg Schwierigkeiten bereiten, ab- 
gesehen davon, dass die Tabakfabrikation dieser 
Städte mit dem Verluste des legalen Absatzes ins 
deutsche Zollgebiet bedeutend zurückgehen müsste. 
Es wäre desshalb dringend zu wünschen, dass der 
Eintritt der beiden Hansestädte in das gemeinschaft- 
liche Zollgebiet, welcher den Fortbestand engbegrenzter 
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Freihafengebiete in denselben nicht ausschlösse, die 
hier angedeuteten für beide Theile unvermeidlichen 
Schwierigkeiten beseitigen möchte. 

Zum Schlüsse der Betrachtungen über das deutsche 
Tabakmonopol verdienen, wie am Eingang dieser letzten 
Studie bemerkt -wurde, noch die vorübergehenden 
Massnahmen, welche die Einführung des Monopols 
erheischt, eine nähere Erörterung. 

Zunächst kommt die mit der Einführung des 
Monopols unerlässliche Einlösung des Bestandes an 
Rohstoff und Fabrikaten, welcher sich bei Fabrikanten 
und Händlern vorfindet, in Betracht. Diese Einlösung 
bildet zugleich den wesentlichsten Theil der Aus- 
rüstung der Regie mit Betriebscapital. Für die auf 
diesem Wege zu bewerkstelligende Beschaffung von 
Yorräthen an Rohstoff und Fabrikaten berechnet die 
mehrfach erwähnte preussische Denkschrift, „ Der Zoll- 
verein und das Tabakmonopol,“ eine Auslage von 21 
Millionen Tlialer. Da die fragliche Schrift bekannt- 
lich gegen das Monopol gerichtet war, ist diese Be- 
rechnung vom Verdacht einer zu niedrigen Veran- 
schlagung der fraglichen Auslage nach dem Zustand 
der Dinge vor zwanzig Jahren unbedingt frei. Ausser- 
dem bringt die fragliche Schrift für die Anlegung von 
Fabriken weitere 5 Millionen Thaler in Ansatz, so 
dass sich für die Beschaffung des Anlage- und Be- 
triebskapitals der deutschen Regie im Ganzen der 
Betrag von 2G Millionen Thaler oder 78 Millionen 
Mark berechnet. Mit Rücksicht auf die seitdem er- 
folgte Erweiterung des Zollgebietes und die Zunahme 
des Tabakverbrauches wollen wir das Gesammterfor- 
derniss für Einlösung von Tabak und Tabakfabrikaten 
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und für Errichtung von Fabriken rund auf 100 Mil- 
lionen Mark veranschlagen. 

Diese Auslage von 100 Millionen Mark würde 
sich jedoch nicht als definitive Verausgabung von 
Reichsmitteln darstellen; es würde ihr vielmehr eine 
entsprechende Vermehrung des Vermögensstandes des 
Reiches gegenüberstehen, welche mit geringen Schwan- 
kungen als eine dauernde erschiene. Die Abnützung 
an den Baulichkeiten und den Einrichtungen der Regie- 
fabriken, sowie der Verbrauch an ursprünglich ein- 
gelöstem Rohstoff und Fabrikat , würde nämlich einer 
stetigen Ergänzung aus dem laufenden Betriebsauf- 
wand unterliegen. Es würde hienach genügen, w'enn 
dieser einmalige Aufwand von 100 Millionen Mark, 
welcher den Hauptbetrag der zu contrahirenden Reichs- 
tabakschuld ausmachte , aus dem Reinertrag des Mono- 
pols verzinst würde. Sollte noch ein Uebriges geschehen, 
so könnte eine allmähliche, jedoch in keiner Weise 
besonders zu beschleunigende Amortisining in Aus- 
sicht genommen werden. Ein Jahresaufwand von 6 
Millionen Mark als Kürzung des jährlichen Monopol- 
ertrages dürfte demnach für die Verzinsung und Til- 
gung der auf die Ausrüstung der Regie mit Anlage- 
und Betriebscapital zu verwendenden Summe genügen. 

Eine Detailfrage des Vollzugs der Einlösung von 
Beständen an Tabak und Tabakfabrikaten wäre es: 
ob die Einlösung nur gegenüber Tabakfabrikanten 
und Tabakhändlem oder auch gegenüber anderen im 
Besitze gewisser grösserer Quantitäten von Tabak- 
fabrikaten befindlichen Personen durchzuführen wäre. 
Die Entscheidung dieser Frage wird einerseits von 
dem Urtheil über die Schwierigkeiten des Vollzugs 
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und andrerseits davon abliängen, ob das Monopol 
sofort bei seiner Einführung im strengsten oder im 
milderen Sinn ausgeübt werden soll. 

Nächst der Einlösung der Tabakvorräthe handelt 
es sich um den Ersatz der in den Fabriken vorhan- 
denen Utensilien, welche jedoch bei der gerade in 
Deutschland überwiegenden Cigarrenfabrikation nur 
von geringer Bedeutung sind. Soweit jedoch in der 
Gesammtheit der Tabakfabrikation thatsäcklicli Be- 
triebsvorrichtungen verwendet werden, welche mit dem 
Verbote der Fabrikation ihren Werth verlieren, wird 
eine Uebemahme derselben durch die Regie aus 
Billigkeitsrücksichten nicht zu verweigern sein. Die 
Regie aber wird diese in verschiedenen Fabriken zer- 
streuten Utensilien nur theilweise für ihre Zwecke 
verwenden können, es wird also daraus allerdings 
einiger Kostenaufwand ohne Ersatz durch verbleibende 
Activwerthe entspringen. 

Gleiches gilt von dem etwaigen Ersatz des Scha- 
dens , welcher den Fabrikanten als Unternehmern aus 
der Untersagung ihres Gewerbebetriebes erwächst. 
Vor allem bedarf jedoch die Vorfrage der Erwägung: 
ob überhaupt eine derartige Entschädigung nöthig 
und angemessen ist. 

Die Geschichte liefert in dieser Beziehung Bei- 
spiele des entgegengesetzten Verfahrens. In Frankreich 
wurde bei Wiedereinführung des Monopols, welche 
für einzelne Landestheile eine vollständige Neuein- 
führung desselben war, den Fabrikanten nur eine 
Vergütung für die Fabrikutensilien und die Vorräthe 
gezahlt, von einem eigentlichen Schadenersatz, der 
ihnen als Unternehmern ausserdem noch hätte ge- 



zahlt werden können, war keine Rede, ln Oester- 
reich wurde bei der Ausdehnung des Monopols auf 
Ungarn ein derartiger Schadenersatz bewilligt. Dass 
dabei nur der vollkommen fabrikartig gestaltete Gross- 
betrieb berücksichtigt wurde, wobei vermuthlich die 
Unternehmer-Entschädigung und der Ersatz für Uten- 
silien ununterschieden ist, geht aus folgenden Zahlen 
hervor. Es erhielten IG Betheiligte eine C'apital- 
Abiindung von zusammen 241,500 fl., 37 Betheiligte 
lebenslängliche Renten im Gesainmtbetrage von 
35,000 0. , 18 Betheiligten wurden Verschleissplätze 
mit einem jährlichen Reinertrag von 21,159 11. ver- 
liehen. 

Grundsätzlich möchte anzuerkennen sein, dass 
l’rivatrechte auf den Fortbestand irgend eines Systems 
der öffentlich-rechtlichen Ordnung der Gewerbebetriebe 
nicht bestehen. Dieser allgemeine Grundsatz hat so- 
gar da Anerkennung gefunden, wo die ältere Wirth- 
schaftspolitik die Entstehung wirklicher Privatbevor- 
rechtigungen gegenüber Concurrenten in den soge- 
nannten Realrechten zugelassen hatte, als das System 
der Gewerbefreiheit den Werth dieser Realrechte, die 
vordem Gegenstand des privaten Kaufs und Verkaufs 
gewesen waren, ohne Entschädigung der Besitzer ver- 
nichtete. Solches ist bekanntlich in noch nicht lange 
vergangener Zeit in Bayern geschehen; die Bethei- 
ligten hatten damals, als die Gewerbefreiheit in Sicht 
war, viel von der Verpflichtung, sie zu entschädigen, 
geredet: schliesslich aber kam die Gewerbefreiheit 
ohne eine solche Entschädigung. 

Unter dem System der Gewerbe -Concessionirung 
ist die Bildung von Privatberechtigungen aul den Ge- 
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werbebetrieb ohnediess ausgeschlossen, und in noch 
durchschlagenderer Weise ist diess schliesslich bei dem 
System der Gewerbefreiheit der Fall. Die Gewerbe- 
freiheit ist ein öffentlich-rechtliches Princip, welches 
überdiess thatsächlich nicht absolut, sondern nur mit 
gewissen Beschränkungen in den positiven Normen 
der Gesetzgebung mehr oder minder zur Durchführung 
kommt. Niemals aber kann es als solches die Quelle 
privatrechtlicher Ansprüche auf den Gewerbebetrieb 
oder dessen Fortführung bei veränderten öffentlich- 
rechtlichen Normen werden. Es ist desshalb eine 
oberflächliche Schlussfolgerung, wenn aus dem Grund- 
satz der Gewerbefreiheit ohne weiteres eine Verpflich- 
tung von Reich oder Staat zur Entschädigung der 
Tabakfabrikanten in ihrer Eigenschaft als Unternehmer 
abgeleitet werden will. Niemals begibt sich der Staat, 
möge er seine Gewerbe-Gesetzgebung wie immer ge- 
regelt haben , des Rechts zu einer veränderten öffent- 
lich-rechtlichen Gestaltung der Bedingungen für die 
Ausübung des Gewerbebetriebs überhaupt oder ein- 
zelner Arten desselben. 

Die Aenderung der Zollgesetzgebung ist von 
notorischem Einfluss auf die Unternehmer -Erfolge 
zahlreicher Gewerbtreibenden; gleichwohl denkt nie- 
mand daran, in diesem Fall eine Entschädigung zu 
gewähren, wenn bestimmte Gewerbebetriebe benach- 
teiligt, vielleicht sogar vernichtet werden. Ebenso- 
wenig aber haben die Gewerbtreibenden ihrerseits im 
entgegengesetzten Fall eine Veigütung an Staat oder 
Reich für die etwaigen ökonomischen Vortheile zu 
entrichten, welche eine Veränderung in der Wirt- 
schaftspolitik ihnen verschafft. Die Aufhebung des 
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Salzmonopols hat beispielsweise in neuerer Zeit den 
deutschen Handel mit Salz und namentlich den Gross- 
handel damit neu belebt; die Grosshändler haben aber 
nicht daran gedacht, dafür dem Zollverein eine Aver- 
salvergütung zu bezahlen. Die Veränderungen in den 
Handelsvorgängen, welche die Wirthschaftspolitik des 
* Reiches veranlasst, können desshalb den Händlern, 
also auch den Tabakhändlern aller Art, niemals ein 
Anrecht auf Entschädigung gewähren. Die Tabak- 
händler können nur aus Billigkeitsgründen die an 
anderer Stelle bereits angedeutete Berücksichtigung 
bei dem Verschleiss der Regiefabrikate finden. Aber 
auch von einer privatrechtlichen Verpflichtung des 
Reiches zur Entschädigung der Tabakfabrikanten kann 
hienach nicht die Rede sein, sondern nur von einer 
allfälligen Entschädigung aus Billigkeitsgründen, welche 
desshalb unter allen Umständen auf ein sehr beschei- 
denes Mass beschränkt werden muss. Abgesehen von 
dem finanziellen Interesse, ist es auch social-politisch 
von Wichtigkeit, dass nicht etwa bei zu hoch be- 
messener Entschädigung der Unternehmer in ein- 
seitiger Weise bevorzugt erscheine gegenüber dem 
Arbeiter, welcher ja auch keinen privatrechtlichen 
Anspruch auf Weiterbeschäftigung hat. 

Es wäre desshalb wohl am folgerichtigsten, über 
die Ablösung der Utensilien gar nicht hinauszugehen 
und die Personen der Fabrikanten und Fabrikdirectoren 
nicht weiter als durch allfällige geeignete Verwendung 
im Regiebetrieb, soweit es thunlich erscheint, zu be- 
rücksichtigen. Das äusserste, was den Fabrikanten 
zugestanden werden könnte, wäre das Verfahren, 
welches die bekanntlich gegen das Monopol gerichtete 
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Schrift »Der Zollverein und das Tabakmonopol“ in 
Erwägung gezogen hat. Diese schätzt die gesammte 
Ausgabe für Uebernahrae der Utensilien und für Unter- 
nehmer-Entschädigung, ausschliesslich des oben ge- 
sondert behandelten Ersatzes für die Tabakvorräthe, 
auf durchschnittlich 800 Thaler für eine Fabrik, und 
bringt 2000 Fabriken für den Zollverein in Rechnung. 
Daraus ergäbe sich eine Entschädigungssumme von 

1.600.000 Thalern. Mit Rücksicht auf die inzwischen 
eingetretene Vermehrung der Tabakfabriken dürfte ein 
Maximalbetrag der Entschädigungssumme von 3 Mill. 
Thaler oder 9 Mill. Mark in Aussicht zu nehmen 
sein. Für diesen Theil der Tabakschuld wäre viel- 
leicht eine raschere Amortisation am Platze. Würde 
demnach ausser den oben berechneten 6 Millionen 
jährlich noch eine weitere Million für Verzinsung 
und Tilgung der Tabakschuld verwendet, so ergäbe 
sich für die erste Zeit der Monopol -Ausübung im 
Deutschen Reich als Verzinsung und Amortisation 
einer Schuld im Gesammtbetrage von 10!) Mill. Mark 1 
eine Jahresausgabe von T Mill. Mark. Niemand wird 

1 Neuerlich wird von Dr. R. Schleiden in der Allgemeinen 
Zeitung gegen diese Berechnung der Einwund erhoben, dass 
sie nicht nur überhaupt zu niedrig, sondern dass die Anlehnung 
derselben an die Berechnungen in der Denkschrift „der Zoll- 
verein und das Tabakmonopol“ verfehlt sei. Schleiden be- 
hauptet nämlich, die Berechnung jenac Denkschrift (28 Mill. 
Thaler erste Kosten der Monopoleinrichtung) beruhe auf der 
Annahme, dass der jährliche Bedarf an Tabak damals (1852) 
im Zollverein ungefähr 650, C00 Clr. betrug. Seither aber habe 
sich der Tabakverbrauch mindestens verdoppelt, sei also von 

650.000 Clr. auf etwa 1,300,000 Ctr. gestiegen. Hienach be- 
rechne sich die für Einführung des Tabakmonopols erforder- 
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die durch den Vennögensstand der Regie von allem 
Anfang an fast voll gedeckte Schuld von 109 Mill. 
Mark für das Reich bedenklich finden. Die Jahres- 
ausgabe von 7 Mill. Mark aber kürzt den in Aus- 
sicht stehenden Gesammtertrag des Monopols nur um 
einen massigen Procenttheil. Doch liegt darin immer- 
hin ein Wink, die Steuerfahigkeit des Tabakverbrauchs, 

liehe Summe nicht auf 109 Mill. Mark, sondern auf 2 X 28 Mill. 
Tlialer, d. i. 168 Mill. Mark. 

Diese Gegenrechnung Schleidens scheint vollkommen ein- 
fach zu sein. Gleichwohl ist sie gänzlich verfehlt. Es ist 
richtig, dass gegenwärtig der Tabakverbrauch im deutschen 
Zollgebiet auf ungefähr 1,300,000 Ctr. geschätzt wird, wobei 
allerdings zü beachten ist, dass diese Schätzung theilweise auf 
sehr unsicherer Grundlage beruht. Dagegen ist es nicht richtig, 
dass der Tabakverbrauch des Zollvereins vor zwanzig Jahren 
in der fraglichen Denkschrift nur auf die Hälfte des dermaligen 
Verbrauchs berechnet worden sei; derselbe ist vielmehr auf 
1,000,000 Ctr. geschätzt (.Seite 15 und 83 der Denkschrift). Die 
650,000 Ctr., welche Schleiden irrigerweise zur Vergleichung 
heranzieht, stellen den vermutheten künftigen Debit der Regie- 
verwaltung unter Annahme einer entsprechenden Verminderung 
des Tabakverbrauclis dar. In der That musste — ganz ab- 
gesehen von dem hier gelieferten zahlenmässigen Nachweis — 
die Behauptung Schleidens, dass der Tabakverbrauch sich seit 
zwanzig Jahren „mindestens verdoppelt“ haben sollte, auch 
dem Laien als höchst unwahrscheinlich auffallen. Die richtige 
Schätzung des Aufwands für Einrichtung des Monopols im 
Anschluss an die wirkliche Verbrauchszunahme und die Be- 
rechnungen der Denkschrift von 1857 über die wiinschens- 
werthe Ausstattung der Regie wird demnach nicht in der von 
Schleiden aufgestellten Gleichung: 650,000 : 1,300,000 = 28 : 56 
(bezw. 168 Mill. Mark), sondern in folgender zu suchen sein: 
1,000,000 : 1,300,000 = 28 : x. Berechnet man dieses x, so 
findet man 36, 4 Mill. Thaler oder 109, j Mill. Mark, also genau 
den oben ermittelten Betrag. 
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wenn einmal das Monopol grundsätzlich angenommen 
ist, auch ganz und voll auszunützen. 

Es ist nicht unmöglich, dass das vorstehende 
Ergebniss einer annähernden Schätzung der an die 
Tabakfabrikanten zu zahlenden Entschädigungssumme 
von den Gegnern des Monopols auf Grund der Er- 
gebnisse der jüngsten deutschen Gewerbezählung an- 
gefoehten werden wird. Zwar liegen die letzteren 
augenblicklich noch nicht vollständig vor, aber die 
Nachweise aus Preussen und Bayern genügen, um 
bei jenen, welche mit dem Wesen der jüngsten ge- 
werbestatistischen Erhebung nicht vertraut sind, viel- 
leicht die falsche Vorstellung zu erwecken, als sei 
die Entschädigungssumme zu niedrig veranschlagt. 
Vor einer kritiklosen Verwerthung der Ergebnisse 
der Gewerbezählung von 1875 ist schon an einer an- 
deren Stelle gelegentlich gewarnt worden. Hier soll 
insbesondere auf die Bedeutung der Nachweise über 
die Zahl der Betriebe in der Gruppe „Tabak- der 
Nahrungsmittel -Industrie etwas näher eingegangen 
werden. Die Zahl dieser Betriebe ist allerdings sehr 
gross, und es würde, wenn mau für jeden derselben 
die Summe von 2400 Mark als Entschädigung zahlte, 
der Betrag von 9 Mill. Mark bei weitem nicht aus- 
reichen. Es sind nämlich, soweit bis jetzt die Nach- 
weise zugänglich sind, 1 ermittelt: in ITeussen 0021, 
in Bayern 404 , in Oldenburg 1 63 Betriebe der Tabak- 
fabrikation im weitesten Sinne. Was unter diese 

1 Es sind hier nur die definitiven Ergebnisse der Ge- 
werbezählung berücksichtigt, weil die vom kaiserl. statistischen 
Amt kürzlich veröffentlichten vorläufigen Ergebnisse derselben 
sich nicht auf die Nebenbetriebe erstrecken. 
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Betriebe alles eingerechnet ist, kann für die meisten 
Staaten , namentlich auch für Preussen , nicht ersehen 
werden, weil die verschiedenen Arten der Betriebs- 
thätigkeit auf dem Gebiete der Zubereitung des Ta- 
baks nicht weiter unterschieden sind. Für Bayern ist 
letzteres in ziemlich eingehender Weise geschehen, 
und dabei zeigt sich denn, dass als Betriebe der 
Tabakfabrikation nach dem vorgeschriebenen Schema 
zahlreiche Gewerbethätigkeiten begriffen sind, welche 
nicht ohne einen gewissen Hohn als „Tabakfabriken“ 
zu bezeichnen wären Unter den in Bayern ermittelten 
Betrieben befinden sich beispielsweise nicht weniger 
als 93 Brasiltabakreibereien, deren Geschäftspersonal 
mit wenigen Ausnahmen nur aus der Person des Brasil- 
tabakreibers besteht. Niemand wird daran denken, 
jedem dieser Brasiltabakreiber eine Nationalbelohnung 
von je 2400 Mark zu verabreichen. Die „Cigarren- 
macher“, welche in der Volkszählungsliste ihre Ar- 
beitsthätigkeit als selbstständige gewerbliche Unter- 
nehmung bezeichnet haben, erscheinen als Leiter eines 
Betriebs für Tabakfabrikation neben den grössten 
Unternehmern. Dass diese Einrechnung der einfachen 
Hausindustrie in Preussen in noch viel grösserem 
Massstabe stattgefunden haben muss , als in Bayern , ist 
glücklicherweise dadurch nachweisbar, dass alle Ge- 
werbebetriebe nach den Bestimmungen für die Reichs- 
statistik in solche unterschieden werden mussten, welche 
fünf Gehülfen und weniger, und in solche, welche 
mehr als fünf Gehülfen beschäftigen. Betrachten wir 
unter diesem Gesichtspunkte die Ergebnisse der preussi- 
schen Gewerbestatistik, so finden wir, dass von den 
6509 Hauptbetrieben der Tabakfabrikation, welche 
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nach Abzug von 112 blossen Nebenbetrieben ver- 
bleiben. nicht weniger als 5157 mit fünf und weniger 
Gehülfen, und nur 1352 mit mehr als fünf Gehülfen 
arbeiten. Die l’eberraschung wird aber noch grösser, 
wenn wir weiter sehen, dass die 5157 Kleinbetriebe, 
wie wir sie kurzweg nennen wollen, miteinander nur 
3794 Gehülfen beschäftigen. Es trifft also auf einen 
Kleinbetrieb nicht einmal ein ganzer Gehülfe. Jeder- 
mann sieht ein, dass dieses eigenthümliche Ergebniss 
nur davon herrühren kann , dass die Hausindustrie 
des Cigarremvickelns in zahlreichen Fällen als selbst- 
ständiger Betrieb im Sinne der Gewerbestatistik ge- 
rechnet ist. Gewerbestatistisch ist diese ausgedehnte 
Erfassung der gewerblichen Thätigkeit, wie sie über- 
haupt nur durch die Verbindung der Volks- und Ge- 
werbezählung zu erreichen war, ganz zweckmässig. 
Aber dagegen muss man sich entschieden verwahren, 
dass die Gesammtheit der gewerbestatistischen r Be- 
triebe“ in der Classe „Tabak“ ohne weiteres betrach- 
tet wird, als wären es Tabakfabriken. Auch unter 
den Betrieben mit mehr als fünf Gehülfen werden 
sich höchst einfach eingerichtete Cigarrenwicklereien 
befinden, welche kaum die Bezeichnung einer Fabrik 
verdienen. Gesetzt aber auch, es wäre für alle diese 
Fabriken die Durchschnittsentschädigung von 2400 
Mark zu bezahlen, so würden die in Aussicht ge- 
nommenen 9 Millionen Mark sicherlich ausreichen. 
Aus dieser Summe könnten 3750 Fabriken eine Durch- 
schnittsentschädigung von 2400 Mark erhalten. Be- 
triebe für Tabakfabrikation mit mehr als fünf Gehülfen 
aber wurden bei der Gewerbezählung von 1875 in 
Preussen 1352, in Bayern 96, in Oldenburg 29 (in 
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Hamburg 54, in Bremen 43) ermittelt. Die Gesammt- 
zahl dieser Fabriken im Zollgebiete des Deutschen 
Reiches wird demnach bei weitem die Zahl von 3750 
nicht erreichen, so dass eventuell auch noch eine 
Anzahl fabrikartiger Betriebe, die unter den Klein- 
betrieben stecken, berücksichtigt werden könnte. 

Bevor definitiv über die etwaige Entschädigung 
der Tabakfabrikanten entschieden wird, erscheint hie- 
nach eine genaue Bestandsaufnahme der Fabriken 
unter eingehendem Nachweis der Fabrikräume und 
der einzelnen Betriebsvorrichtungen nöthig; denn die 
allgemeine Gewerbestatistik von 1875 konnte die be- 
sonderen Nachweise, welche eine derartige Bestands- 
aufnahme zum Zweck etwaiger Entschädigung er- 
fordert, nach ihrer ganzen Anlage nicht liefern. Da- 
gegen wird die Gewerbezählung für die Vornahme 
dieser Bestandsaufnahme ihrerseits ganz beachtens- 
werthe Anhaltspunkte bieten, und desshalb für den 
vorliegenden Zweck durchaus nicht ohne Nutzen sein. 

Die Uebertreibung der Schwierigkeiten, welche 
die Ablösung der Tabakfabriken bietet, wird ver- 
muthlich die letzte Waffe der Gegner des Monopols 
sein. Es ist desshalb nicht ungeeignet, hier noch 
einen Gesichtspunkt zu betonen, welcher die Beseiti- 
gung der Privatfabrikation gerade bei der Tabak- 
industrie minder bedenklich macht, als eine solche 
Massregel bei den meisten anderen Industriezweigen 
sich darstellen würde. Die Tabakindustrie stellt ein 
ganz abgeschlossenes Fabrikationsgebiet dar, welches 
in keiner Weise mit sonstigen Industriezweigen zu- 
sammenhängt, und desshalb kann sie viel leichter aus 
dem Rahmen der Privatindustrie herausgenommen 
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weiden , als solches bei anderen an sich für indirecte 
Besteuerung geeigneten Gewerbszweigen, z. B. der 
Spirituosen-Erzeugung, der Fall wäre. 

* 

Es hiesse mehr verlangen , als billig erwartet wer- 
den kann, wenn man den Anspruch erheben wollte, 
dass die Einführung des Tabakmonopols im Deutschen 
Reich in den ersten Jahren gar keine Unzufrieden- 
heit bei jenen hervorrufen sollte, welche bei dem 
Uebergang vom alten zum neuen Tabakbesteuerungs- 
system in ihrer bisherigen Erwerbsthätigkeit als Pro- 
ducenten oder in ihren Gewohnheiten als Consumenten 
gestört werden. Die Erfahrung in anderen Ländern 
aber hat gezeigt, dass diese Uebergangszeit doch eine 
verhältnissmässig kurze ist, und dass viele heftige 
Gegner des Monopols sich nach seiner Einführung bald 
mit demselben versöhnt haben. Wird die Steuerpolitik 
des Deutschen Reiches von fester Hand geleitet, dann 
werden auch wir die unvermeidliche Uebergangszeit 
bald überstanden haben. Je rascher wir das Monopol 
einführen, um so besser ist es. Den einzelnen un- 
vermeidlichen Unbequemlichkeiten möge der Vernünf- 
tige die Erwägung entgegenhalten, dass nur durch 
das Tabakmonopol in sicherer und ökonomisch ange- 
messener Weise der deutschen Nation ein ausgiebiges 
Steuercapital gesichert werden kann , dessen der Haus- 
halt des Reiches wie der einzelnen Bundesstaaten so 
dringend bedarf. 
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